
Heft 217
Ausgabe 6 | 2016

ISSN 0170-4613
K 53 61
5,00 Euro

Religion und Identität

Ausgabe_171_1.indd   1 26.05.09   13:57

Armina Omerika 
Identitätsbildung junger Musliminnen  
und Muslime in Deutschland 

Manuela Bojadžijev
Ablehnungskultur: Die Figuren der Anderen

Nurten Yılmaz
Angst ist kein guter Ratgeber  
– Migration und Sozialdemokratie

Gesine Agena
Debatte: Weil eben nicht egal ist, wer regiert



� spw 6 | 2016

 Kurzum

Ausgabe_171_1.indd   2 26.05.09   13:57

Kurzum  |  von Felix Welti

Die Frage am Morgen des 9. November: 
Trump – Kann es auch bei uns passieren? Ein 
schnelles Nein wäre Teil des Problems, selbst-
zufrieden und ohne historischen Blick. Am 
9. November kann vieles passieren, was vor-
her nicht möglich schien, das wissen wir in 
Deutschland. 1799 hieß der 9. November 18. 
Brumaire. Napoleon übernahm die Macht. 
Gut 50 Jahre später errichtete sein Neffe an 
Stelle der Republik eine autoritäre Herrschaft, 
mit Massenbasis. Wieviel Bonaparte steckt 
in Trump? Das wird nicht kurzum zu erörtern 
sein, und wohl auch nicht vorab. Aber die küh-
le Beschreibung des achtzehnten Brumaire 
des Louis Bonaparte neu zu lesen lohnt sich: 
„Jedenfalls geht der Demokrat ebenso makel-
los aus der schmählichsten Niederlage heraus, 
wie er unschuldig in sie hineingegangen ist“ 
spottet Marx über diejenigen, die Napoleon 
III. vielleicht hätten verhindern können.

Kurzum:  Abscheu und Empörung helfen 
weniger als Analyse und Selbstkritik.

Hätte es anders kommen können? In den 
USA war es knapp, beim Brexit oder in Öster-
reich auch. Die Geschichte ist offen. Die Men-
schen machen sie selbst, wenn auch nicht aus 
freien Stücken. Konfliktlinien und Blöcke sor-
tieren sich global neu. Ist der Sieg von Trump 
ein Notruf unterdrückter Volksmassen oder 
ein Sieg bornierter Idioten? Jedenfalls wird es 
nicht ausreichen, seine Gegner als „weiße alte 
Männer“ zu beschreiben und sich dann zu 
wundern, wenn sich manchmal Mehrheiten 
mitgemeint fühlen. 

Der Neoliberalismus von Reagan und That-
cher war erfolgreich, als er Wohlstand und un-
ternehmerische Freiheiten für viele versprach. 
Er verlor Hegemonie, als das Freiheitsverspre-
chen für viele zur Drohung geworden war, der 
unternehmerische Mensch nur noch durch 
Umerziehung schaffbar schien. Der Neo-So-
zialliberalismus des letzten Jahrzehnts setzte 

sich davon ab, versprach Freiheit, Gleichheit, 
Diversity, freieren Marktzugang. Er verlor He-
gemonie, als immer größere Teile der Bevölke-
rung sich auch davon nicht mitgemeint und 
weiter umerzogen fühlten. Auch Linke, die ih-
ren Bourdieu gelesen hatten, erkannten nicht, 
dass ihre saisonal immer neuen Themen und 
Begriffe mehr der Distinktion vom doofen Volk 
als der politischen Praxis dienten. Wie Trump 
und andere einen Neo-Nationalliberalismus 
begründen, der vernachlässigte Bedürfnisse 
nach Heimat und Solidarität anruft, erleben 
wir. Die Enttäuschung wird kommen, was auf 
sie folgt, ist offen.

Kurzum:  Eine Politik der Lebensweise 
heißt nicht, sich auszudenken, wie die Leute 
leben sollen. Zuerst heißt es, darauf zu achten, 
wie sie wirklich leben.

Wie die Menschen leben, hat sich durch die 
Internationalisierung verändert. Die Mensch-
heit hängt materiell voneinander ab, durch 
Vernichtungsdrohung, globale Umweltschä-
den, Welthandel und Migration. Man kann 
das leugnen oder versprechen, es zurückzu-
drehen. Die andere Möglichkeit ist es, interna-
tionale Beziehungen, Welthandel, Migration, 
Finanzmärkte und Internet zu verrechtlichen, 
zu demokratisieren und zu zivilisieren, um So-
lidaritäten zu stützen und um Heimaten zu 
erhalten.

Kurzum:  Wenn die Rechte wieder natio-
nal wird, muss die Linke wieder international 
werden.	 ó

û  Dr. Felix Welti ist Professor an der 
Universität Kassel am Institut für Sozi-
alwesen des Fachbereichs Humanwis-
senschaften und Mitherausgeber der 
spw.
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Es leben zu viele Demokraten in Kalifornien
von Sebastian Langer

û  Sebastian Langer studierte Medi-
zin in Berlin, Toulouse und Jerusalem. 
Als McCloy Fellow absolviert er derzeit 
ein Master-Programm in Public Policy 
an der Harvard Kennedy School.

Foto: privat

Das Schlimmste ist nicht, dass Hillary ver-
loren hat. Das Schlimmste ist, dass Trump 
gewonnen hat. So könnte die Stimmung in 
Cambridge, Massachusetts zusammenge-
fasst werden. Doch wie konnte es zu einem 
Wahlsieg Trumps kommen? Und welche Kon-
sequenzen sollten progressive Kräfte – in den 
USA und in Deutschland – daraus ziehen?

Die Hauptursache für den Wahlsieg 
Trumps ist sicherlich ein Wahlsystem, das 
urbane Gegenden und bevölkerungsreiche 
Bundesstaaten massiv benachteiligt. So 
stellt Kalifornien mit 11,6 Prozent der U.S.-
Bevölkerung lediglich 2 Senatoren (2 Prozent 
des Senats) und 55 Mitglieder des Electoral 
Colleges (10,2 Prozent). Das Repräsentanten-
haus spiegelt die Bevölkerung der Bundes-
staaten zwar besser wider, allerdings hat hier 
eine massive Veränderung der Zuschnitte der 
Wahldistrikte dazu geführt, dass zahlreiche 
Wahlbezirke mit 55-60 Prozent „sicher“ für 
die Republikaner sind und demokratische 
Stimmen marginalisiert werden. Gleichzeitig 
werden demokratische Kommunen zu einem 
Wahlkreis zusammengefasst, der dann mit 
über 70 Prozent der Stimmen gewonnen 
wird. Diese Stimmen fehlen in anderen Wahl-
kreisen (sog. Gerrymandering). So kann eine 
Stimmenmehrheit der Demokraten dennoch 
zu einer Parlamentsmehrheit der Republika-
ner führen. Daher wird jede Wahl der urba-

nen Demokraten mit einem strategischen 
Nachteil beginnen.

Doch trotz dieser konstitutionellen Nach-
teile hätten die Demokraten gewinnen kön-
nen. 

Der Hass auf das Establishment beruht 
auf einem massiven Misstrauen in die po-
litische Elite beider Parteien und ihre Ver-
sprechungen. Die meisten politischen Ak-
teure haben über die letzten Jahre hinweg 
dem Freihandel gehuldigt und der Bevölke-
rung suggeriert, dass ein wachsendes BIP 
automatisch zu mehr Wohlstand für alle 
Bevölkerungsschichten führt. Dass die ver-
sprochenen Effekte ausgeblieben sind, dis-
kreditierte „Washington”. Zudem suggeriert 
der „Amerikanische Traum”, demzufolge 
jeder es zu etwas bringen kann, der hart ge-
nug arbeitet, auch, dass jeder, dem es nicht 
gut geht, selbst an seiner Situation Schuld 
ist. Interessanterweise war es ausgerechnet 
Trump, der mit „Make America Great Again” 
und seinen Vorwürfen gegen Nafta, China 
und Unternehmen, die Arbeitsplätze ausla-
gerten, diesen Traum für beendet erklärte. 
Die sich in mehreren Jobs abmühenden Ame-
rikaner versorgte er mit einerexternen Ursa-
che für ihr Elend und versprach gleichzeitig, 
die Situation der Mittel- und Unterschicht 
zu verbessern. Hillary Clinton sprach selbst 
in ihrer Abschiedsrede noch vom „Amerika-
nischen Traum, der groß genug für uns alle 
ist” – einen Tag, nachdem die Amerikaner 
mit ihrem Wahlverhalten deutlich gemacht 
haben, dass sie an diesen Traum nicht mehr 
glauben. 

Die Republikaner verfolgen seit Newt 
Gingrichs „Government Shutdowns“ 1995 
eine Strategie, die darauf abzielt, politische 
Entscheidungen in Washington zu blockieren 
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und dann in ihren Heimatbezirken gegen die 
Tatlosigkeit der demokratischen Regierung 
zu hetzen. Die dadurch einsetzende Anti-Es-
tablishment-Stimmung führte in republika-
nischen Vorwahlen dazu, dass immer radi-
kalere Kandidaten die etablierten, weniger 
radikalen Mandatsanwärter verdrängten. So 
konnte im Vorfeld der 2010 Midterms die ra-
dikale Tea Party 129 House-Kandidaten und 
neun Senats-Kandidaten durchsetzen. Nach 
der Wahl war die Tea Party mit 40 Represan-
tatives und fünf Senatoren in Washington 
vertreten. 

Die Referenz auf die Boston Tea Party im 
Dezember 1773 ist durchaus passend. Dieser 
legendäre Mitauslöser der Amerikanischen 
Revolution basiert auf der Ablehnung von 
Steuern und Fremdbestimmung und beein-
flusst die politische Haltung der Republika-
ner, und insbesondere eben der Tea Party, bis 
heute.

Donald Trump schaffte es, die republika-
nische Partei zu übernehmen, indem er sich 
als angeblicher Außenseiter zum Volkstribun 
erklärte und eben jenen republikanisch ver-
ursachten Hass auf Washington zum Leit-
motiv erklärte. 

Die Anti-Establishment Einstellung 2016 
wurde noch verstärkt von einer offen ge-
zeigten Verachtung der demokratischen 
Partei für die Trump-Anhänger. Nicht nur 
wurden sie als „Basket of Deplorables” be-
zeichnet, sie übernahmen diesen Begriff 
auch stolz als identitätsstiftende Selbst-
bezeichnung und sahen sich bestärkt im 
Glauben, von „Washington” verachtet und 
systematisch benachteiligt zu werden. Auch 
dürfte es wenig hilfreich gewesen sein, 
wenn jede Äußerung, die vom etablierten, 
politisch korrektem College-Sprech abwich, 
gleich als Zeichen einer an Rassismus, Chau-
vinismus und Revanchismus verlorenen See-
le gewertet und empathielos niederdisku-
tiert wurde. 

Die Kommunikation zwischen den poli-
tischen Lagern funktioniert nicht mehr. Mit 
der Bevölkerung haben sich auch die TV-Sen-
der und Zeitungen immer weiter radikali-
siert und agieren als sich selbst verstärkende 
Systeme mit ihren Konsumenten. Das selbst 
Radio-Hetzer wie Glenn Beck jetzt ihre Tira-
den gegen Obama bereuen�, lässt darauf hof-
fen, dass die Medien ihre eigene Rolle und ihr 
Versagen überdenken. 

Die Berichterstattung im Vorfeld der Wahl 
war erbärmlich. Statt Ideen und Konzepte zu 
diskutieren und ihre Auswirkungen zu ana-
lysieren, fokussierten sich sämtliche Medi-
enformate auf beiden Seiten auf die Fehler, 
Mängel und Charakterschwächen der Kan-
didaten sowie auf eine reine Prozessbericht-
erstattung: Wer liegt in den Polls vorne? Wer 
hat wieviel Geld eingeworben? Wer reist für 
wen in welchen Bundesstaat? Amerikaner 
nennen dies despektierlich „Horse Race Jour-
nalism“.

Clinton und Trump verzichteten auch in 
den Duellen größtenteils auf politische De-
batten und fuhren persönliche Attacken 
en masse. Dabei zeigte sich Clintons größ-
ter Fehler: Sie verteidigte sich nicht. Trump 
konnte ihr ihre E-Mails, ihre Stiftung, ihre 
Erfahrung oder ihre (Fehl-)Entscheidungen 
vorwerfen. Dabei konnte Trump auf das 
Misstrauen gegen Clinton bauen, das Bernie 
Sanders zuvor kreiert hatte. Clinton schwieg 
stur und wartete ab. Damit ließ sie zu, dass 
Trump ihren Charakter und ihre Leistungen 
in der Öffentlichkeit definierte und sie für 
Republikaner und Unentschiedene unwähl-
bar machte. Die traurige Lektion dieser und 
vorangegangener Wahlen ist, dass Negativ-
kampagnen zwar in der Bevölkerung unbe-
liebt sind, aber Wirkung zeigen. Die Langzeit-
wirkungen dieser Strategie ist den Akteuren 
in den USA bisher leider egal.

�	 http://www.nytimes.com/2016/11/27/magazine/glenn-beck-is-sorry-
about-all-that.html?_r=0
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Interessant ist die Rolle, die Geld im Wahl-
kampf gespielt hat. 90 Prozent der Wahlen in 
den USA gewinnt der Kandidat mit dem hö-
heren Wahlkampfbudget�. Dies liegt sicher-
lich auch daran, dass es dem Favoriten oder 
der Amtsinhaberin leichter fällt, Geldspen-
den einzuwerben. Dennoch schaffte Trump 
es, sich sowohl gegen Jeb Bush ($130 Milli-
on�) als auch Hillary Clinton ($1 Milliarde�) 
mit weniger Geld durchzusetzen. Das be-
deutet leider nicht, dass der Einfluss großer 
Geldspender auf die US-Politik zu Ende ist. Es 
zeigt nur, dass finanzielle Nachteile im Wahl-
kampf durch persönliche Popularität, direkte 
Kommunikation via Twitter und eine inten-
sive Interaktion mit den Medien (Trumps 
morgendliche Telefonanrufe im Frühstücks-
fernsehen sind legendär) ausgeglichen wer-
den können.

Diese Wahl hat erneut gezeigt, das Wahl-
umfragen lediglich Wahlumfragen sind. 
Wahlentscheidungen werden am Wahltag 
gefällt. Nach wie vor wird Umfragen zu viel 
Vertrauen geschenkt und die Berichterstat-
tung über einzelne Bewegungen in den neu-
esten Erhebungen war maßlos übertrieben. 
Zwei Tage vor der Wahl fingen liberale Medi-
en dann tatsächlich eine Diskussion darüber 
an, ob Nate Silvers fivethirtyeight.com mit 
lediglich 65 Prozent prognostizierten Siege-
schancen für Clinton nicht viel zu pessimis-
tisch sei.�

Fälschlicherweise verließ sich die Clinton-
Kampagne darauf, in Michigan, Wisconsin 
und Pennsylvania zu gewinnen. Diese Staa-
ten gehörten aufgrund ihrer Wahlvergan-
genheit zur sogenannten Firewall�, die als 

�	 https://www.washingtonpost.com/news/the-fix/wp/2014/04/04/
think-money-doesnt-matter-in-elections-this-chart-says-youre-wrong/
�	 http://www.nytimes.com/2016/02/23/us/politics/jeb-bush-campaign.
html?_r=0
�	 http://www.bloomberg.com/politics/graphics/2016-presidential-cam-
paign-fundraising/
�	 http://www.vox.com/policy-and-politics/2016/11/7/13550068/nate-sil-
ver-forecast-wrong
�	 http://www.vox.com/policy-and-politics/2016/11/4/13502350/hillary-
clinton-polls-firewall

sicher demokratisch galt. Clinton war nach 
ihrem Vorwahlsieg nicht mehr in Wisconsin 
und Michigan. Erst als interne Umfragen ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen andeuteten, wurden 
kurzfristig Wahlkampfauftritte in Michigan 
abgehalten. Trotzdem blieb Sie hier in der 
Gruppe der unter 30-Jährigen weit hinter 
Obamas Ergebissen zurück (er gewann diese 
Gruppe mit 23 Prozent Vorsprung, sie mit 4 
Prozent). Diese drei Staaten bestehen zu 80 
bis 90 Prozent aus Weißen, einer Wählergrup-
pe, die von den vielfältigen Identitätsthemen 
der Demokraten nicht angesprochen wur-
den und größtenteils Trump wählten (auch 
weiße Frauen wählten mehrheitlich Trump). 
Clinton fehlte eine umfassende Vision, um 
die Arbeiterschaft dieser Staaten von sich zu 
überzeugen. 

Michigan und Pennsylvania haben einen 
jahrelangen Niedergang ihrer Industrie, ins-
besondere der Kohle-Förderung und Me-
tallverarbeitung erlebt. Den damit einher-
gehenden Arbeitsplatzverlust und sozialen 
Abstieg ganzer Städte (Detroit, Flint) haben 
die Republikaner um Trump erfolgreich ge-
nutzt, um gegen Obamas angeblichen „War 
on coal“ (Krieg gegen Kohle) zu hetzen. Hier 
haben es die Demokraten jahrelang ver-
säumt, glaubwürdige Antworten auf die so-
ziale Frage zu liefern.

Während Clinton für fast jede Minderheit 
und Gruppe mit Partikularinteressen Fort-
schritt versprach (People of Color, LGBT, Aka-
demiker), hatte sie für die arbeitende und ar-
beitslose weiße Mehrheit dieser Staaten kein 
glaubwürdiges Angebot. Dazu kommt, dass 
die Minderheiten in den USA eine unter-
durchschnittliche Wahlbeteiligung aufwei-
sen� und daher weniger wahlentscheidend 
sind als ihr Bevölkerungsanteil vermuten 
lässt. Zudem versuchen republikanische Go-
verneure immer wieder erfolgreich, durch 
umständliche Wahl-Registrierungsgesetze 

�	 http://www.electproject.org/home/voter-turnout/demographics
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und schlecht zu erreichende Wahllokale, 
Minderheiten vom Wählen abzuhalten�. 
Auch bleibt in manchen Bundesstaaten ehe-
maligen Straftätern (1 Prozent aller Amerika-
ner sitzt derzeit im Gefängnis – mehrheitlich 
Minderheiten: 30 Prozent aller männlichen 
Afroamerikaner werden im Laufe ihres Le-
bens inhaftiert) lebenslang das Wahlrecht 
verwehrt�. 

Die Kommunikation zwischen den Ame-
rikanischen Gesellschaftsschichten wird zu-
dem durch die höhere Mobilität der liberalen 
Elitenerschwert. Je mehr sich die gebildeten 
und progressiven Amerikaner in den liberalen 
Zentren des Landes konzentrieren (weil sie es 
sich finanziell leisten können und sich dort 
sozial wohler fühlen), desto weniger Einfluss 
haben sie auf das Denken der Landbevölke-
rung und desto weniger können progressive 
Ideen im täglichen Austausch beworben und 
die Sorgen und Nöte der weniger Privilegier-
ten gehört werden10. Diese Entfremdung von 
Stadt und Land, von progressiv und traditio-
nell wird wahltechnisch immer mehr Einfluss 
gewinnen – da eben die ländlichen Regionen 
mehr Einfluss auf den Senat und das Electo-
ral College haben.

Der bisher am besten dokumentierte Ein-
flussfaktor auf die Wahlentscheidung war 
überraschenderweise nicht Einkommen 
(Trump gewann in der Einkommensgruppe 
über $100,000 jährlich11) oder Ethnie12 son-
dern Bildung13. Zudem fällt auf, dass die Al-
tersgruppe zwischen 18 und 29 (in der Bernie 
Sanders nach wie vor hohe Zustimmung er-

�	 https://en.wikipedia.org/wiki/Voter_suppression_in_the_United_
States
�	 http://opinionator.blogs.nytimes.com/2010/07/29/voting-behind-
bars/?_r=0
10	 http://www.nytimes.com/2016/10/23/opinion/campaign-stops/go-
midwest-young-hipster.html?_r=0
11	 http://fivethirtyeight.com/features/the-mythology-of-trumps-wor-
king-class-support/
12	 http://fivethirtyeight.com/features/trump-probably-did-better-with-
latino-voters-than-romney-did/
13	 http://fivethirtyeight.com/features/education-not-income-predicted-
who-would-vote-for-trump/

fährt) Clinton weniger stark unterstützte als 
Obama vier Jahre zuvor14.

Hatte die Demokratische Partei bis zur 
Wahl noch gehofft, sich durch die Sicherung 
des Weißen Hauses vor tiefgreifenden Re-
formen retten und den Republikanern bei 
der Reorganisation zusehen zu können, sind 
die Rollen jetzt vertauscht. In den USA sind 
Parteien generell schwach und außerhalb 
der Wahlkämpfe (und der Universitäten) 
gibt es kaum Parteiaktionen oder Veranstal-
tungen. Die Debatten und Entscheidungen 
finden größtenteils im DNC15 und innerhalb 
der beiden Kammern des Kongresses statt. 
Macht hat also nur, wer ein Amt in Washing-
ton hat. Entsprechend ausgeprägt sind die 
Beharrungskräfte. Selbst Governeure stehen 
bestenfalls auf den hinteren Plätzen der Par-
teihierarchie.

Durch das etablierte Zwei-Parteiensys-
tem gibt es für soziale Bewegungen nur zwei 
Wege. Entweder sie verschaffen sich außer-
parlamentarisch so viel Gehör, dass sie parla-
mentarische Entscheidungen beeinflussen 
können (Social Rights Movement, Pro Choice, 
Black Lives Matter) oder sie infiltrieren eine der 
Parteien (Tea Party, Trump, Bernie Sanders). 

Sofern die Demokraten ihren Organisations-
aufbau nicht komplett überarbeiten wollen, 
bleibt ihnen also nichts anderes übrig als eine 
soziale Bewegung zu unterstützen und dann in 
die Partei zu integrieren. Gründe für außerpar-
lamentarischen Protest dürften Trump, Mike 
Pence, Mitch McConnell und Paul Ryan ja lie-
fern, jetzt, wo die Republikaner Legislative und 
Exekutive beherrschen und wohl bald auch wie-
der den Supreme Court um einem gefälligen 
Richter aufstocken. Die Midterm-Wahlen 2018 
geben dennoch wenig Grund zur Hoffnung auf 
Schadensbegrenzung. Die Demokraten haben 
im Senat 23 Sitze (inklusive Bernie Sanders) zu 

14	 http://www.pewresearch.org/fact-tank/2016/11/09/behind-trumps-
victory-divisions-by-race-gender-education/
15	 Democratic National Congress (Führung der Demokraten)
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verteidigen, die Republikaner nur acht. Dass 
diese Wahl zu einem Machtwechsel führt, ist 
somit unwahrscheinlich. Wichtig werden die 
Gouverneurs- und Parlamentswahlen in den 
Bundesstaaten 2018. Wenn die Demokraten 
es schaffen, auf der State-Ebene wieder mehr 
Macht zu erlangen, können sie das Gerryman-
dering korrigieren, Wahlhürden abbauen und 
(hoffentlich) zeigen, dass sie zu sozial gerechter 
Politik fähig sind.

Vieles wird davon abhängen, wie sich 
Trump und die republikanische Elite arran-
gieren. Trumps „Pläne” bezüglich Infrastruk-
turausbau, Freihandel und dem Einfluss von 
Lobbygruppen stehen in fundamentalem 
Gegensatz zur republikanischen Lehre. Zu-
dem dürften die meisten hochrangigen Re-
publikaner – allen Lippenbekenntnissen zum 
Trotz – von einem Präsidenten Trump genau-
so abgestoßen sein wie die Demokraten. Und 
sollte sich die Erkenntnis durchsetzen, dass 
ein Impeachment Trumps vorteilhaft für den 
Machterhalt und die Machtausübung ist, 
sind die Republikaner sicherlich bereit, „ihren” 
Präsidenten durch seinen Vize zu ersetzen.

Die neu gewählte Administration wird die 
Fortschritte der Obama-Jahre so schnell und 
so weit wie möglich zurückdrehen. Der Pro-
test dagegen kann die Wiedergeburt der De-
mokratischen Partei und des demokratischen 
Diskurses in den USA bedeuten. Er kann aber 
auch wirkungslos bleiben, wenn er nicht aus 
der Stadt auf das Land übergreift.

Ein weiterer Nachteil ist das hohe Alter 
der Demokratischen Führungspersonen. 
Chuck Schumer, der neue Minority Leader 
im Senat ist 66, seine beiden ranghöchsten 
Stellvertreter 72 und 66 Jahre alt. Nancy Pe-
losi, die Minderheitenchefin im Repräsentan-
tenhaus ist 76, ihre Stellvertreter sind 76 und 
77. Republikanische Führungspersonen sind 
im Durchschnitt 49 Jahre alt16. 

16	 http://www.vox.com/policy-and-politics/2016/11/22/12244416/nancy-

Alles in allem wird die amerikanische Po-
litik von Einzelpersonen betrieben und do-
miniert. Gerade Senatoren haben durch ihre 
sechsjährige Amtszeit und ihre Direktwahl 
Autonomie und Legitimität. Elizabeth War-
ren (67) und Bernie Sanders (75) sind derzeit 
effektive Sprachrohre der demokratischen 
Partei (und beide im zukünftigen Führungs-
zirkel der Senatsdemokraten). Beide stehen 
2018 zur Wiederwahl an und werden bis 
dahin ihr eigenes Image pflegen und versu-
chen, die demokratische Partei durch Vor-
wahlen nach links zu rücken. Es ist bereits 
von der demokratischen Tea Party die Rede17. 
Auch der rechte Kampfbegriff RINO: „Repu-
blican in name only“ wird als DINO jetzt für 
einige Demokraten genutzt, die in den kom-
menden Vorwahlen eine Herausforderung 
von links erwarten dürften.

Warren und Sanders kommentieren jeden 
von Trumps Zügen kritisch, haben jedoch 
Kooperation in ebenjenen progressiven Pro-
jekten angeboten, für die Trump keine Unter-
stützung der Republikaner erwarten kann. 
Ob sie dadurch die Glaubwürdigkeit der ehe-
mals demokratischen Kernklientel zurückge-
winnen können, bleibt abzuwarten. 

Einen ähnlichen Spagat versuchen die in den 
USA chronisch schwachen Gewerkschaften. 
Viele ihrer Mitglieder haben für Trump ge-
stimmt18, wahrend die Gewerkschaftsbosse 
mehrheitlich Hillary Clinton unterstützten. Als 
Geschäftsmann hat Trump Gewerkschaften 
aktiv bekämpft19. Sollte er jetzt tatsächlich pro-
gressive Arbeitsmarktpolitik mit einem Kampf 
gegen gewerkschaftliche Mitbestimmung 
verbinden, dürften sich die beiden Amerika-
nischen Dachverbände in einem vierjährigen 
Abwehrkampf wiederfinden. 

pelosi-house-democrats
17	 http://www.politico.com/story/2016/11/democrats-trump-protests-
tea-party-231450
18	 http://www.dw.com/en/american-labor-unions-face-a-president-they-
scorned/a-36342352
19	 http://www.businessinsider.com/trump-hotel-workers-say-boss-isnt-
fit-to-be-president-2016-11
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Die wohl effektivste Gegenwehr gegen 
Trump dürfte von seinem Vorgänger selbst 
kommen. Bereits vor der Wahl mehrten sich 
Gerüchte, dass Barack Obama nach seiner 
Zeit als Präsident politisch aktiv bleiben will. 
Insbesondere der Kampf gegen das Gerry-
mandering20 (2020 findet der nächste Zen-
sus statt, danach werden die Wahlbezirke 
neu gezeichnet) steht auf seiner Agenda. 
Dazu kommt jetzt der Kampf um sein Ver-
mächtnis. Je mehr Trump gegen Obamacare 
oder Minderheitenrechte unternimmt, desto 
eher wird Obama politisch aktiv bleiben. 

Dabei stehen ihm seine ehemaligen Mit-
arbeiter aus acht Jahren Amtszeit zur Ver-
fügung. 6.000 Stellen in der Exekutive kann 
der Präsident frei mit seinen Leuten beset-
zen (das ist die Aufgabe, die Trump gerade in 
eine Reality Show verwandelt und wesent-
lich unprofessioneller betreibt als seine Vor-
gänger – Kandidaten werden nicht gründlich 
durchleuchtet und dürften in den nächsten 
Monaten Stoff für zahlreiche Skandale lie-
fern). Das bedeutet auch, dass jetzt 6.000 
Demokraten eine neue Aufgabe brauchen. 
Obama kann mit ihnen eine schlagkräftige 
politische Organisation aufbauen oder da-
für werben, das möglichst viele von ihnen 
in Swing States ziehen um dort politische 
Aufbauarbeit zu leisten und für politische 
Ämter zu kandidieren. Es wäre fatal, wenn 
dieses Potential sich jetzt auch wieder unter 
seinesgleichen an den Küsten ansiedelt und 
die Isolation und Selbstentmachtung der li-
beralen Mehrheit vorantreibt. 

Nur einhunderttausend Stimmen mehr 
verteilt auf Michigan, Pennsylvania und 
Wisconsin hätten die Wahl zu Gunsten von 
Hillary Clinton entschieden. 3,5 Millionen 
Stimmen Vorsprung hatten die Demokraten 
in Kalifornien. Derzeit liegt Hillary Clinton 
landesweit um 2 Millionen Stimmen vor Do-

20	 http://www.politico.com/story/2016/10/obama-holder-redistricting-
gerrymandering-229868

nald Trump. Es gibt in den USA genug Wäh-
lerinnen und Wähler für die Demokraten. Sie 
müssen nur mobilisiert werden und aufhö-
ren, sich aus Bequemlichkeit in die liberalen 
Enklaven zurückzuziehen. 

Vorerst wird Präsident Trump der Exe-
kutive vorstehen. Er hat nur ein schwaches 
Mandat, da die Mehrheit der Amerikaner für 
Hillary Clinton gestimmt hat. Diesen Punkt 
müssen die Demokraten immer wieder be-
tonen, wenn die Republikaner tiefgreifende 
Veränderungen planen.

Nur ein Präsident, Obama oder Trump, 
wird den USA ein langfristiges politisches 
Vermächtnis hinterlassen. Welcher der bei-
den das sein wird, entscheiden die nächsten 
vier Jahre.	 ó
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Was vor einem Jahr noch unwahrschein-
liche Schreckensszenarien waren, sind heu-
te reale Probleme, mit denen wir umgehen 
müssen. Donald Trump ist neuer Präsident der 
USA, der Brexit wurde in einem Volkentscheid 
durchgesetzt und die AfD legte in den letzten 
Landtagswahlen stetig zu. Auch wenn man 
meinen müsste, es könne nicht noch schlim-
mer kommen, es stehen weitere Wahlen in 
unseren EU-Nachbarländern an: In Frankreich 
hat die fremdenfeindliche Nationalistin Le 
Pen Aussichten, als zukünftige Präsidentin die 
Republik zu führen und in den Niederlanden 
könnte der Islamhasser Wilders mit seiner Ein-
Mann-Partei PVV stärkste Kraft im Land wer-
den. Und auch in Deutschland wird gewählt, 
wo sich ebenfalls eine starke neue Rechte 
Schritt für Schritt etabliert. 

Der Rechtspopulismus ist in Europa auf dem 
Vormarsch, was eine Studie des britischen Ins-
tituts YouGov einmal mehr mit Zahlen belegte: 
Acht von zwölf der befragten Europäer*innen 
sympathisieren demnach mit populistischem 
Gedankengut, insbesondere der autoritäre Po-
pulismus á la Le Pen findet hohe Zustimmung. 
Die Studie zeigt zwar, dass Deutsche im euro-
päischen Schnitt am wenigsten zu Populismus 
neigen. Demnach teilen 18 Prozent der deut-
schen Wähler*innen politisches Gedankengut 
populistischer Parteien wie der AfD. Das ist je-
doch kein Grund zum Feiern, sondern vielmehr 

Debatte: Weil eben nicht egal ist, wer regiert
von Gesine Agena

Anlass zu fragen, wie ein solcher Trend in Euro-
pa und in Deutschland entstehen konnte und 
wie wir dem etwas entgegensetzen können. 

Was ist der Ursprung des Problems?

Es gibt momentan eine breite Debatte dar-
über, worauf der Aufstieg der Rechten zurück-
geführt werden kann und was dagegen getan 
werden sollte. Die Analysen und Vorschläge 
reichen von „Wir sollten es mit der political cor-
rectness nicht übertreiben“ (Winfried Kretsch-
mann) über „Wir dürfen die AfD-Wähler nicht 
in die rassistische Ecke stellen“ (Sarah Wagen-
knecht) bis zu „Eine Begrenzung der Zuwande-
rung ist alternativlos.“ (Horst Seehofer).

Den erstarkenden Rechtspopulismus auf 
ein Phänomen, eine Partei oder eine Person 
zurückzuführen, greift viel zu kurz. Stattdes-
sen haben wir es mit unterschiedlichen Ent-
wicklungen zu tun: Zum einen haben es linke 
Parteien in der Vergangenheit versäumt, eine 
soziale Politik zu machen. Und viele Men-
schen fürchten die negativen Auswirkungen 
der Globalisierung und haben Angst um ihre 
Arbeitsplätze. Durch die Fehler der Agenda-
Politik oder Steuersenkungen haben sich viele 
Abgehängte von den linken Parteien abge-
wandt. Diese politische Abkehr von Vertei-
lungsgerechtigkeit hat die Linke nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in Großbritannien 
und den USA vollzogen. Didier Eribon hat für 
Frankreich zutreffend beschrieben, wie große 
Teile des französischen Arbeitermilieus heute 
nicht mehr links, sondern rechts wählen, weil 
der Front National ihre Abstiegsängste popu-
listisch in die Abwehr von Geflüchteten und 
Muslim*innen kanalisiert. 

Zum anderen ist gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit (Rassismus, Antisemitis-
mus, Homophobie, Sexismus…)tief in der 

û  Gesine Agena ist seit 2013 Mitglied 
des Bundesvorstandes und frauenpo-
litische Sprecherin von BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. Sie ist außerdem Grün-
dungsmitglied des Instituts Solida-
rische Moderne.

Foto: © BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(CC BY-NC 3.0)
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Mitte der Gesellschaft verankert. Diese Res-
sentiments werden von der AfD angetrieben 
und verkörpert. Diese Entwicklungen spielen 
zusammen und führen dazu, dass rechtspopu-
listische Parteien stark werden. 

Das Dogma der Alternativlosigkeit schadet 
der Demokratie

Ein weiterer Punkt kommt hinzu. Er hängt 
eng mit dem Verlust sozialer Politik zusam-
men: Echte Demokratie lebt von Alternativen 
und politischem Streit. Angela Merkel hat 
mit ihrem Diktum der Alternativlosigkeit den 
Rechtspopulist*innen in dieser Hinsicht ei-
nen roten Teppich ausgerollt. „Alternative für 
Deutschland“ – schon im Parteinamen steckt 
die Reaktion der Rechtspopulist*innen auf 
dieses Diktum. Aber auch die anderen Parteien 
haben dazu beigetragen, dass zunehmend 
der Eindruck entstanden ist, die Parteien seien 
doch irgendwie alle gleich und würden sich 
kaum noch unterscheiden. Lagerübergreifen-
de Koalitionen tragen zu diesem Bild bei. 

Das Negieren des Unterschieds zwischen 
links und rechts, da bin ich ganz bei Chantal 
Mouffe, führt zu Demokratie- und Partei-
enverdrossenheit und zum Aufstieg rechter 
Parteien. Wie viele Abgesänge auf den Un-
terschied von links und rechts, auf politische 
Lager etc. sind in den vergangenen Jahren ge-
schrieben worden. Und wie schwer fällt es so 
manchem Parteipolitiker zu sagen „Ja, wir sind 
eine linke Partei“. All diese Entwicklungen füh-
ren zu Entpolitisierung und haben die rechten 
Parteien erst stark gemacht.

Es ist die Aufgabe des linken Spektrums, der 
suggerierten Alternativlosigkeit etwas entge-
genzusetzen. Wir müssen deutlich machen, 
dass Parteien und Politikstile unterschiedlich 
sind. Und die Möglichkeit eines Politikwech-
sels muss in Aussicht stehen. Dazu gehört 
auch, sich für eine sozialere Politik einzusetzen 
und sich mit den aktuellen Ungleichheitsver-
hältnissen nicht abzufinden. Ein Gutes haben 

die Wahlsiege von Trump, der AfD und der 
Brexit: Es ist eine politische Zeit und niemand 
kann mehr sagen „Mir ist das alles egal“.

Eine progressive Erzählung gegen den 
Rechtspopulismus

Viele, die aktuell die These vertreten, die 
soziale Gerechtigkeit sei der Schlüssel zum 
erfolgreichen Kampf gegen Rechts, verbinden 
das mit einer Absage an Identitätspolitiken, im 
Sinne von „weniger political correctness bitte“. 
Das teile ich nicht. So sehr ich dafür bin, sozi-
ale Gerechtigkeit wieder stärker und glaub-
würdiger in den linken Parteien zu verankern, 
so sehr dürfen wir in Fragen des Minderhei-
tenschutzes, der Geschlechtergleichberechti-
gung etc. nicht nachlassen. Denn wie soll das 
auch funktionieren? Sollen wir nichts sagen, 
wenn die polnische Regierung das Recht auf 
Schwangerschaftsabbrüche kippen will und 
damit Frauenrechte massiv beschneidet? Sol-
len wir die Diskriminierung, die Schwulen und 
Lesben immer noch alltäglich begegnet, ein-
fach hinnehmen?

Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass es 
nicht hilft, den Rechtspopulisten nach dem 
Mund zu reden. Günter Oettingers verbale 
Entgleisungen über Chines*innen, Frauen, 
Homosexuelle, das Schüren von Ängsten vor 
dem Islam, eine Scheindebatte über ein Bur-
ka-Verbot – all das führt nur dazu, dass Kräfte 
wie die AfD gestärkt werden. Es ist die Aufga-
be der linken Parteien in Deutschland, neben 
einer sozialeren Politik dafür zu kämpfen, dass 
gesellschaftliche und politische Errungen-
schaften nicht zurückgedreht werden:

Dazu gehört der Kampf um die Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen, der 
Gleichstellung von Lesben, Schwulen, bi, trans*, 
inter und queeren Menschen. Denn hier haben 
wir noch lange keine echte Gleichberechtigung 
erreicht. Dazu gehören auch das Eintreten für 
Geflüchtete, der Schutz der Religionsfreiheit 
und der Kampf gegen Rassismus.
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Und auch sonst haben wir gemeinsam viel 
zu verteidigen und voranzutreiben: Ob es die 
ablehnende Haltung zur EU ist, eine auf natio-
nale Interessen fokussierte Außenpolitik oder 
die Infragestellung der Menschenrechte: Wir 
dürfen nicht zulassen, dass die rechten Kräfte 
in diesem Land die Deutungshoheit darüber 
gewinnen. Wir müssen im Gegenteil dafür 
sorgen, dass es ein gemeinsames Europa, in-
ternationale Gerechtigkeit und wirksamen Kli-
maschutz gibt.

Die linken Parteien haben hier Gemeinsam-
keiten und sollten es die Mehrheitsverhält-
nisse zulassen, könnten sie diese in einer ge-
meinsamen Regierungspolitik umsetzen und 
damit zeigen, dass das progressive Lager den 
rechten und rechtspopulistischen Parteien 
nicht einfach das Feld überlässt.

R2G macht Hoffnung

Bestes Beispiel ist die Aufbruchsstimmung, 
die wir derzeit in Berlin erleben. Mit seinem 
Koalitionsvertrag ist R2G ein Vorzeigemodell 
für einen echten Politikwechsel, hier werden 
lange schwelende soziale und ökologische 
Probleme gemeinsam angegangen. 

Ein progressives Gestalten dieser Gesell-
schaft, das kann mit R2G funktionieren. Wer, 
wenn nicht diese drei Parteien können es 
schaffen, unsere Gesellschaft auf die Zukunft 
vorzubereiten, einen sozial-ökologischen 
Wechsel einzuleiten und eine menschliche 
Politik zu machen.

Und R2G in Berlin zeigt: Es ist nicht egal, 
wen man wählt und es ist nicht egal, wer re-
giert. Der ausgehandelte Koalitionsvertrag 
gibt Hoffnung auf einen Wandel in der Politik 
und auf eine Stadt, die ökologischer, sozialer 
und weltoffener wird. Das sollten wir nicht nur 
in der Hauptstadt, sondern im ganzen Land 
versuchen und so die Menschen wieder für Po-
litik begeistern. 

Die Voraussetzungen schaffen

Klar ist aber auch: In Berlin funktioniert R2G, 
im Bund müssen die Voraussetzungen dafür 
weiter geschaffen werden. Und da sieht es 
nicht so rosig aus: In allen drei Parteien gibt es 
Vorbehalte gegen ein Linksbündnis. Und auch 
wenn alle Parteien zum linken Spektrum zäh-
len, gibt es diverse und teilweise gravierende 
politische Uneinigkeiten. Hinzu kommen die 
Mehrheitsverhältnisse, die nicht besonders 
aussichtsreich für R2G sind. Um R2G ernsthaft 
zu einer Perspektive zu machen, müssten sich 
alle Parteien bewegen. 

Um ein paar Beispiele zu nennen:

Solange Sarah Wagenknecht mit einem Anti-
EU-Kurs und verbalen Ausfällen gegenüber Ge-
flüchteten versucht, Protestwähler*innen zu 
erreichen, betreibt sie damit eine Politik, die der 
Haltung der Grünen und der SPD diametral ent-
gegensteht. 

Solange große Teile der SPD nicht anerkennen, 
dass die Agenda-Politik zu sozialen Abstiegen ge-
führt hat und solange Wirtschaft gegen Klima-
schutz ausgespielt wird, wird es mit R2G nichts.

Und solange Teile der Grünen so tun, als 
stünde uns Horst Seehofer näher als Bodo Ra-
melow, verbaut man sich ebenfalls die Chance 
auf ein Linksbündnis.

Wer sich die Programme der drei Parteien 
anschaut, stellt fest: Es gibt viele Gemein-
samkeiten, sei es der Kampf für mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit, für soziale Sicherheit, für 
gerechte Renten, gegen den Klimawandel oder 
der Kampf gegen Hass und Hetze. Um die Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, dass diese in-
haltlichen Gemeinsamkeiten in eine gemein-
same Politik umgesetzt werden können, sind 
Treffen wie das der Bundestagsabgeordneten 
aller drei Fraktionen, das Institut solidarische 
Moderne oder die R2G-Runde im Bundestag 
wichtig. Daran sollten wir weiter arbeiten.	 ó
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12,7 Prozent. Das war ein ganz bitteres Ergeb-
nis der SPD bei der Landtagswahl am 13. März in 
Baden-Württemberg. Sicher, vieles war damals 
dem Kretschmann-Hype und der Flüchtlings-
thematik geschuldet. Aber natürlich hatten und 
haben wir tiefgreifende, hausgemachte Pro-
bleme in der Partei im Land – und nicht nur hier. 
In einem breit angelegten Beteiligungsprozess 
wurden deshalb im letzten halben Jahr Ideen für 
die Erneuerung der SPD gesammelt, um in Zu-
kunft erfolgreicher zu sein. 

Unser Ziel bleiben die 100 Meter

In vielen Vor-Ort-Gesprächen, Basiskonfe-
renzen und Klausursitzungen nach der Wahl 
wurde vor allem eines deutlich: gute, möglichst 
reibungslose Regierungsarbeit reicht nicht aus, 
um sozialdemokratisches Profil zu gewinnen. 
Unsere Mitglieder wünschen sich mehr sozi-
ale Gerechtigkeit – und mehr Emotionen. Ge-
rade das grenzüberschreitende Erstarken des 
Rechtspopulismus zeigt ja, dass wir nicht allein 
die Köpfe der Menschen ansprechen dürfen 
– sondern auch den Bauch. Und am besten auch 
noch das Herz.

In der Programmatik wie im Alltagsgeschäft 
müssen wir dabei wieder nach vorne stellen, 
dass eine gerechte Gesellschaft das zentrale po-
litische Ziel der SPD ist. Denn gesellschaftlicher 
Zusammenhalt funktioniert eben nur, wenn es 
gerecht zugeht. Und das bedeutet auch, Kom-
promisse, die wir mit einem Koalitionspartner 
im Regierungshandeln schließen, nicht immer 
bis aufs Messer zu verteidigen – sondern wei-
terhin deutlich zu machen, wo wir eigentlich 
hin wollen. Es ist gut, von 100 Metern immerhin 
30 zu erreichen – aber unser Ziel bleiben die 100 
Meter. Kompromisse müssen begründet wer-
den. Ziele müssen wir behalten.

Anders gesagt: Die Verknüpfung unserer 
langfristigen Ziele, gar eine sozialdemokratische 
Vision mit der Tagespolitik gelingt uns bisher nur 
unzureichend. Wir sagen selten, welchen Bei-
trag bestimmte Einzelmaßnahmen zum groß-
en Ganzen leisten sollen, sondern bleiben beim 
Klein-Klein stehen. Und wir haben auch langfris-
tige Ziele, von denen wir entweder gar nicht wis-
sen, wie wir sie erreichen wollen oder bei denen 
wir uns über die Wege dorthin uneinig sind.

Soziale Gerechtigkeit heute?

Es gibt also Lücken in der Programmatik und 
im Tagesgeschäft, die wir angehen müssen. Wir 
haben uns deshalb aufgetragen, in unserem Er-
neuerungsprozess zu klären, was soziale Gerech-
tigkeit heute für uns bedeutet, und folgende 
Ziele definiert:

1.	 Die ungleiche Entwicklung von Einkom-
men und Vermögen muss überwunden 
werden. Wir wollen die Schere zwischen 
Arm und Reich schließen.

2.	 Die verlässliche, zukunftsfähige und gerecht 
finanzierte Absicherung der Menschen ge-
gen die fundamentalen Lebensrisiken.

3.	 Armut in unserer reichen Gesellschaft 
nehmen wir nicht hin. Deshalb wollen wir 
Armut verhindern und Teilhabe für alle er-
möglichen.

4.	 Die öffentliche Infrastruktur muss erhal-
ten und ausgebaut werden. Hier braucht 

„Kopf, Bauch – und Herz!“
Über Erneuerungen und Visionen in der SPD

von Leni Breymaier

û  Leni Breymaier ist neue SPD-Lan-
desvorsitzende in Baden-Württem-
berg. 

Foto: SPD Baden-Württemberg
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es finanzielle Spielräume und gerechte 
Finanzierungsvorschläge.

5.	 Eine durchlässige Gesellschaft, in der Auf-
stieg für jeden Menschen möglich ist.

6.	 Wir wollen, dass Familien in sozialer Si-
cherheit leben können und vom Staat und 
seiner Gesellschaft unterstützt und geför-
dert werden, damit jedes Familienmitglied 
die Möglichkeit hat, ein selbstbestimmtes 
Leben zu führen.

7.	 Die Gleichstellung der Geschlechter und 
Lebensentwürfe in allen Lebensbereichen.

8.	 Wir wollen auch die Arbeitswelt von mor-
gen gerecht gestalten. Das betrifft insbe-
sondere die Digitalisierung. Wie gestalten 
wir Digitalisierung menschlich? Wer profi-
tiert von der digitalen Rendite?

9.	 Wir wollen das Gemeinschaftsgefühl der 
Gesellschaft stärken und geeint in Vielfalt 
gut zusammenleben. Die gelingende In-
tegration aller Menschen ist eine der we-
sentlichen gesellschaftlichen Herausfor-
derungen – in der Kommune, im Land, im 
Bund und auf europäischer Ebene.

10.	 Die Entwicklung einer Zukunftsvision, 
die uns und potentielle Wählerinnen und 
Wähler begeistert und zuversichtlich in die 
Zukunft blicken lässt.

Für Menschen mit ihrem Kopf und ihren 
zwei Händen

In diesem Erneuerungsprozess stecken wir 
nun mittendrin; er ist nicht abgeschlossen, 
sondern bleibt eine stete Aufgabe. Wir wollen 
und werden viele Diskussionen führen – inner-
halb unserer Partei, aber auch mit Menschen, 
die sich für uns interessieren. Deshalb ist auch 
jetzt schon klar: All dies wollen und müssen wir 
stärker als bisher ausgehend von der Lebensrea-
lität derjenigen beschreiben, die wir mit unserer 

Politik erreichen und unterstützen wollen – die 
Menschen, die nichts anderes als ihren Kopf und 
ihre zwei Hände zu verkaufen haben. Sie erwar-
ten in erster Linie Rahmenbedingungen für gute 
und sichere Arbeit, gute Bildung für ihre Kinder, 
bezahlbaren Wohnraum und die Möglichkeit 
selbst Eigentum zu bilden, soziale Sicherheit 
und sichere Lebensbedingungen, Zeit für ihre 
Familien und das Ehrenamt. Dies alles steht im 
Zentrum sozialdemokratischer Politik. 

Die SPD als linke Volkspartei

Die SPD ist eine linke Volkspartei. Gerade in 
der heutigen Zeit ist es wichtig, eine klare Hal-
tung einzunehmen. Es ist unsere Stärke, dabei 
vielfältig zu sein und ein großes Meinungs-
spektrum abzubilden. Aber wir müssen aufhö-
ren, uns zu viel mit uns selbst zu beschäftigen 
und mit den Menschen außerhalb unserer Par-
tei ins Gespräch kommen: offen, emphatisch 
und uneitel. Wir wissen eben nicht alles besser, 
nur weil wir alle miteinander schon lange Politik 
machen. Unsere Wählerinnen und Wähler mer-
ken sehr schnell, wenn auf sie herab geschaut 
wird. Erst wenn sie das Gefühl haben, ernst ge-
nommen zu werden, sind auch sie bereit, uns 
Vertrauen zu schenken. Wenn Menschen mit 
ihrem Alltag   Probleme haben, sind sie keine 
Lebensversager und dürfen sich auch nicht so 
fühlen. Sie scheitern oft an den Rahmenbedin-
gungen. Und diese sind veränderbar.

Stichwort Vertrauen: Ich denke, wir müssen 
über eine lange Strecke eine glaubwürdige, linke 
Politik machen. Meine Vision dazu ist: Die SPD 
ist die Partei der sozialen Sicherheit – in Baden-
Württemberg, in Deutschland und in Europa.  
Denn gerade in unserer globalisierten Welt mit 
internationalen Herausforderungen und vie-
len Unsicherheiten ist es ganz entscheidend, 
für größtmögliche Sicherheit und Geborgen-
heit zu sorgen. Dazu gehört für mich übrigens 
auch ein Europa, das seinem Friedensverspre-
chen ein soziales Versprechen hinzufügt. Und 
es einhält. Das ist höchste Aufgabe der Sozial-
demokratie.	 ó
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Mit der Vorlage eines Entwurfes für das 
Weißbuch „Arbeiten 4.0“ schließt das BMAS 
einen achtzehnmonatigen Dialogprozess 
über den Wandel der Arbeitswelt ab, den 
Bundesministerin Andrea Nahles im April 
2015 mit der Vorlage eines Grünbuchs begon-
nen hatte.

Diese Entwicklungen haben Auswir-
kungen auf die Organisation von Arbeit und 
die soziale Sicherung. Berufsbilder und An-
forderungen an Qualifizierung werden sich 
ändern, neue digitale Märkte entstehen und 
Arbeits- und Datenschutz von Beschäftigten 
werden vor neue Herausforderungen gestellt. 
Es entsteht ein Spannungsfeld zwischen be-
trieblichen Bedarfen, Kundenanforderungen 
und dem Bedürfnis nach mehr Eigenverant-
wortung und Arbeit in flexiblen Strukturen 
einerseits und dem Bedürfnis nach Verläss-
lichkeit und Sicherheit andererseits.

Das Weißbuch analysiert diese und wei-
tere Entwicklungen und enthält konkrete 
Vorschläge zur sozialen Ausgestaltung der 
neuen Arbeitswelt. Ich will hier beispielhaft 
die Bereiche Wahlarbeitszeit, Arbeitsversi-
cherung und Absicherung von Solo-Selbstän-
digen kurz erläutern.

Debatte: Zusammen stark für eine gerechte Arbeits-
welt der Zukunft – Das Weißbuch Arbeiten 4.0
von Thorben Albrecht

Selbstbestimmtere Arbeitswelt: Wahlar-
beitszeit und befristete Teilzeit

Arbeitszeitpolitik muss auch in der digitalen 
Arbeitswelt Schutz vor Entgrenzung und Über-
forderung bieten. Deshalb wäre eine Umstel-
lung von täglicher auf eine nur wöchentliche 
Höchstarbeitszeit der falsche Weg. Zugleich 
muss der Instrumentenkasten für mehr Zeit-
souveränität ausgebaut werden (Recht auf 
befristete Teilzeit, mehr Optionen bei Lage 
der Arbeitszeit und Ort der Arbeit, weiterer 
Ausbau der Betreuungsinfrastruktur, stärkere 
Nutzung von Langzeitkonten, flexible Über-
gänge in den Ruhestand). Schließlich brauchen 
wir einen Rahmen für ausgehandelte Flexibi-
litätskompromisse auf tariflicher und betrieb-
licher Ebene.

Die genannten Ziele könnten mittelfristig in 
einem neuen Wahlarbeitszeitgesetz verankert 
werden. Dieses Wahlarbeitszeitgesetz sollte 
die folgenden Elemente beinhalten:

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ha-
ben das Recht, unter bestimmten Vorausset-
zungen und in einzuhaltenden Fristen die Dau-
er ihrer Arbeitszeit zu wählen. Sie haben ein 
Erörterungsrecht in Bezug auf die Lage der Ar-
beitszeit, und auf den Arbeitsort. Auch Arbeit-
geber können selbstverständlich im Falle einer 
gewünschten Reduzierung der Arbeitszeit die 
Lage der Arbeitszeit und den Arbeitsort mit 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
erörtern.

Möglich ist eine konditionierte und be-
grenzte Abweichung von den derzeit beste-
henden Regelungen des Arbeitszeitgesetzes 
hinsichtlich der Tageshöchstarbeitszeit und 
der Ruhezeit auf Initiative der Beschäftigten 

û  Thorben Albrecht, geboren am 2. 
Februar 1970 in Lüneburg, ist beamte-
ter Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales. Er ist dort 
u.a. zuständig für die Abteilungen für 
Grundsatzfragen und Arbeitsmarkt-
politik. Er ist dem spw-Zusammen-
hang seit über 20 Jahren verbunden.

Foto: BMAS/Denzel
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oder des Arbeitgebers, wenn folgende Voraus-
setzungen erfüllt sind:

Ein Tarifvertrag muss diese Öffnung zulas-
sen und in dessen Rahmen muss eine Betriebs-
vereinbarung über Wahlarbeitszeitkonzepte 
vorliegen. Hierzu gehören zumindest klare 
Festlegungen zur Aufzeichnung der Arbeitszeit 
und die Durchführung von Gefährdungsbeur-
teilungen. Dem Mehr an Flexibilität müssen 
in der Umsetzung neue Schutzrechte entge-
gengestellt werden, z.B. durch verkürzte Aus-
gleichszeiten. Der Öffnung müssen auch be-
troffene Arbeitnehmer individuell zustimmen. 
Eine Öffnung wird auch an die Bereitschaft der 
Betriebe gebunden, die Auswirkungen im Rah-
men eines Experimentierraums zu evaluieren 
oder evaluieren zu lassen und die Ergebnisse 
der Bundesregierung zur Verfügung zu stellen.

Die Ergebnisse der betrieblichen Experimen-
tierräume sollten nach zwei Jahren im Hinblick 
u.a. auf innovative sozialpartnerschaftliche 
und betriebliche Kompromisse sowie die Aus-
wirkungen hinsichtlich der Arbeitszufrieden-
heit und des Arbeitsschutzes ausgewertet 
und durch die Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin mit Blick auf die Aspekte 
der Zeitsouveränität und des Arbeitsschutzes 
evaluiert werden. In einem nächsten Schritt 
könnten diese Ergebnisse gegebenenfalls in 
dauerhafte Regelungen im Wahlarbeitszeit- 
sowie im Arbeitszeitgesetz festgeschrieben 
werden. Ein Wahlarbeitszeitgesetz könnte so 
dazu beitragen, Anreize für das Aushandeln 
innovativer Arbeitszeitarrangements zu schaf-
fen, die den jeweiligen betrieblichen Bedin-
gungen gerecht werden und auf dem Prinzip 
basieren: „flexibel, aber selbstbestimmt“.

Auf die Jobs von morgen vorbereiten: gut 
qualifiziert durch die Arbeitsversicherung

Einen massenhaften Verlust von Arbeits-
plätzen durch Automatisierung wird es den 
Prognosen des Weißbuches nach nicht geben. 
Wahrscheinlicher sind ein Wandel der Berufe 

sowie Verschiebungen zwischen Branchen. 
Die Umbrüche der Arbeitswelt 4.0 erfordern 
es, frühzeitig in die Stärkung der Qualifikation 
und die Verbesserung von Aufstiegsperspekti-
ven zu investieren. Nur damit stellen wir sicher, 
dass das Angebot an Fachkräften zu der Nach-
frage von morgen passen wird. Deshalb muss 
die Unterstützung präventiv ausgerichtet sein 
und darf nicht nur bei unmittelbar drohendem 
Arbeitsplatzverlust greifen.

Dafür brauchen wir eine starke Bundes-
agentur für Arbeit. Wir haben bereits damit 
begonnen, Qualifizierungsberatung als Mo-
dellprojekt einzuführen. Langfristiges Ziel 
ist es, die Arbeitslosenversicherung zu einer 
Arbeitsversicherung weiterzuentwickeln, die 
auch Leistungen für Beschäftigte anbietet. 
Ein wichtiges Element ist hierbei das Recht auf 
eine unabhängige Berufs- und Weiterbildungs-
beratung; perspektivisch sogar ein Recht auf 
Weiterbildung, das mit einem persönlichen 
Erwerbstätigenkonto unterlegt ist.

Selbstständigkeit absichern: Rentenversi-
cherungspflicht für Selbständige

Aufgrund des digitalen Wandels werden 
neue selbstständige Erwerbsformen zuneh-
men und die Grenzen zwischen abhängiger 
Beschäftigung und selbstständiger Arbeit wei-
ter verschwimmen. Wenn Selbständigkeit nur 
eingesetzt wird, um die Arbeitsbedingungen 
zu verschlechtern, müssen wir dem einen Rie-
gel vorschieben. Aber wir müssen uns auch um 
die Alterssicherung der Selbstständigen küm-
mern. Nur bei einem kleinen Teil besteht eine 
gesetzliche Altersvorsorgepflicht. Die überwie-
gende Mehrheit der Selbstständigen, ca. drei 
Millionen Personen, ist nicht ausreichend für 
das Alter abgesichert. Um bestehende Schutz-
lücken zu schließen und die Beanspruchung 
von Grundsicherungsleistungen infolge unge-
nügender Altersvorsorge zu vermeiden, sollten 
Selbstständige grundsätzlich in die gesetzliche 
Rentenversicherung einbezogen werden. Die 
Rentenversicherung könnte gerade für jünge-
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re Menschen, die vermutlich mal selbständig 
und dann wieder abhängig beschäftigt sind, 
eine sichere Altersversorgung aus einer Hand 
sicherstellen. Dabei muss gerade in der Grün-
dungsphase oder bei niedrigem Einkommen 
sichergestellt werden, dass die soziale Siche-
rung nicht zu einer Überforderung führt und 
Selbständigkeit damit abgewürgt wird.

Arbeit weiter denken

Die Diskussion über die Arbeitswelt 4.0 
wird weitergehen. Neue Trends müssen weiter 
beobachtet werden, manches muss mit Blick 
auf die konkreten Auswirkungen ausprobiert 
werden. Es braucht eine bessere Datengrund-
lage darüber, wie sich unsere Arbeitswelt in 
den nächsten Jahren entwickelt. Daher schlägt 
das BMAS eine neue öffentliche Arbeitswelt-
berichterstattung unter Beteiligung der Wis-
senschaft und der Sozialpartner vor.

Als wichtige Voraussetzung für neue Flexi-
bilitätskompromisse sollten weitere Anreize 
und Instrumente geprüft werden, mit denen 
Tarifpartnerschaft und Tarifbindung sowie 
die Gründung von Betriebsräten unterstützt 
werden kann. Ein entscheidender Aspekt ist es, 
gute Konzepte in die betriebliche Lebenswirk-
lichkeit zu tragen. Eine neue ressortübergrei-
fende Innovations-, Forschungs- und Transfer-
strategie „Arbeiten 4.0“ ist dafür notwendig. 
Gemeinsam mit den Sozialpartnern sollten 
Themen für Experimentierräume abgestimmt 
werden, die in Branchen und Betrieben umge-
setzt und wissenschaftlich begleitet werden. 
Experimentierräume (oder auch Lernräume) 
sind der Oberbegriff im Weißbuch für die Er-
probung neuer Ansätze, um im digitalen und 
demografischen Wandel gute Arbeitsbedin-
gungen zu stärken und die Fachkräftebasis zu 
sichern. Sie sind ein Beitrag zu einem gemein-
samen Lernprozess von Betriebspartnern, So-
zialpartnern, Wissenschaft und Politik.	 ó

Debatte: Mehr selbstbestimmte Zeiten für alle  
– Anmerkungen zum Weißbuch Arbeit 4.0
von Roman Zitzelsberger

û  Roman Zitzelsberger ist Bezirks-
leiter der IG Metall Baden-Württem-
berg.

Foto: IG Metall

Arbeit neu denken, Schutzrechte stärken

Die IG Metall hat sich mit der Arbeitszeit-
kampagne aufgemacht, Arbeit neu zu denken.� 
Ausgangspunkt sind die vielfältigen Ansprüche 
der Beschäftigten. Wie beim inspirierenden 
Weißbuch Arbeit 4.0 wollen wir damit unseren 
Beitrag zu einem neuen gesellschaftlichen Fle-
xibilitätskompromiss leisten. Klar ist: Ein Ab-
bau der Schutzrechte kommt für uns nicht in 
Frage. Neu denken heißt für uns, Schutzrechte 
auf Höhe der Zeit fortzuentwickeln und auszu-
bauen, damit der Mensch und seine Gesund-
heit nicht unter die Räder geraten. 

�	 https://www.igmetall.de/mein-leben-meine-zeit-arbeit-neu-denken-
22347.htm

Mobiles Arbeiten

Auf dem Laptop im Café noch die Präsen-
tation fertig machen. Dieses Bild taucht in 
der Debatte um die heutige und künftige Ar-
beitswelt immer wieder auf. Mobiles Arbei-
ten ermöglicht es den Beschäftigten auch, 
Arbeit stärker an den eigenen Lebensbe-



18 spw 6 | 2016

ó Meinung

Ausgabe_171_1.indd   4 26.05.09   13:57

Tarifbindung stärken 

Das Weißbuch hebt richtigerweise die Be-
deutung der Tarifpolitik hervor. Tatsächlich 
eröffnen Tarifverträge Unternehmen wie 
Beschäftigten vielfältige Möglichkeiten. Zu 
nennen sind beispielsweise unsere Tarifver-
träge zu Arbeitszeitkonten, Qualifizierung 
und Altersteilzeit. Mehr Spielräume für den 
Einzelnen lassen sich am besten durch einen 
kollektiven Rahmen erreichen. Individualität 
und Kollektivität bedingen sich, diesen Ge-
danken wollen wir in unserer Betriebs- und 
Tarifpolitik weiterführen.

Union Busting entgegentreten

Leider nehmen jüngst Angriffe auf Be-
triebsräte und gegen die Mitbestimmung zu. 
Laut einer Untersuchung der Hans-Böckler-
Stiftung wird jede sechste erstmalig durch-
geführte Betriebsratswahl durch Arbeitge-
ber behindert. Auch berichten Betriebsräte 
und Vertrauensleute davon, dass bestehen-
de Mitbestimmung einem härteren Gegen-
wind ausgesetzt ist. Egal in welcher Form, 
Union Busting muss die rote Karte gezeigt 
werden!

Beteiligung der Beschäftigten!

Dialoge wie das Weißbuch Arbeit 4.0 sind 
wichtig, um eine gesellschaftliche Verstän-
digung zu erreichen. Ob Beschäftigte von 
diesen Dialogen profitieren, entscheidet 
sich jeweils im Betrieb. Im Betrieb wird über 
die jeweilige Arbeitszeitkultur entschieden. 
Damit Rechte aus Gesetzen und Tarifverträ-
gen die Arbeitstage tatsächlich verbessern, 
setzten wir mehr denn je auf Beteiligung. 
Wir wollen die Beschäftigten nach ihrer Mei-
nung fragen. Anfang 2017 wird die IG Metall 
bundesweit eine Beschäftigtenbefragung 
zur Arbeitszeit durchführen.	 ó

dürfnissen auszurichten. Die IG Metall hat 
mehrere Tarifverträge zur mobilen Arbeit 
abgeschlossen. Wichtig dabei: Beschäftigte 
verfügen über klare Rechte inklusive dem 
Recht auf Nicht-Erreichbarkeit.

Mehr Wahlfreiheit für alle 

Wenn selbstbestimmte Zeiten das Merk-
mal von Arbeit 4.0 werden sollen, müssen 
wir uns zunächst die betriebliche Wirklich-
keit anschauen. Das Café-Bild mag sympa-
thisch sein, wird jedoch einem Großteil der 
heutigen und künftigen Beschäftigten nicht 
gerecht. Insbesondere drohen Beschäftigte 
in Schicht und mit taktgebundenen Tätig-
keiten übersehen zu werden.

Die Produktion ist heute hochflexi-
bel, die Arbeitszeiten sind jedoch oft zu 
starr. Schichtarbeit wird es auch künftig 
geben, deshalb geht es auch um mehr 
arbeits(zeit)politische Spielräume für diese 
Beschäftigten. Die Stichworte lauten fle-
xibler Schichtbeginn, mehr Familienfreund-
lichkeit und größere Handlungsspielräume. 
Auch in den Büros verfügen längst nicht alle 
über hohe Freiheitsgrade, eine neue Wel-
le der Standardisierung droht vorhandene 
Spielräume einzuengen. Die solidarische 
Gestaltung der Arbeit muss für alle Beschäf-
tigten mehr Wahl-Möglichkeiten eröffnen.

Viel Arbeit, zu wenig Personal 

Das IAB hat jüngst errechnet, dass 2015 
rund 1,8 Milliarden Überstunden geleistet 
wurden. Die Hälfte davon wurde nicht be-
zahlt! Wir beobachten, dass ausufernde Ar-
beitszeiten vielfach Ergebnis eines zu groß-
en Arbeitsvolumens bei nicht ausreichender 
Personalausstattung sind. Ein Lösungsan-
satz ist mehr Mitbestimmung für die Be-
triebsräte bei der Personalbemessung. 
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Religion und Identität
Einleitung zum Heftschwerpunkt

von Thilo Scholle und Stefan Stache
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Auch im vergleichsweise säkularen Eu-
ropa wird die öffentliche Rolle von Religion 
verhandelt und um Fragen religiöser Iden-
titäten und deren (vermeintliche) Gegen-
sätze zunehmend kontrovers debattiert. Im 
Mittelpunkt steht dabei oft die Diskussion 
über die Zugehörigkeit des Islam zu Euro-
pa, und die Frage, ob „der Islam“ denn über-
haupt mit einer westlich-demokratischen 
Gesellschaftsordnung vereinbar sei. Dass es 
„den Islam“ nicht gibt, sondern immer nur 
konkrete Auslegungen und Anwendungen 
in der täglichen Glaubenspraxis wird dabei 
genauso verdrängt wie die Tatsache, dass 
aktuelle religiös konnotierte Konfliktlinien 
in Europa bei weitem nicht nur durch mus-
limische Glaubensvorstellungen entstehen: 
Die christlich-konservativen Demonstrati-
onen gegen die Homoehe, Gender-Theorien 

und -politiken in Frankreich, die durch die 
nationalreligiöse Regierung betriebene Ver-
schärfung des Abtreibungsrechts in Polen, 
die durch die AfD angeheizten Initiativen ge-
gen Moscheebauten oder Debatten um Bur-
ka-Verbote u.a. in den Niederlanden sind da-
für einige besonders augenfällige Beispiele. 
Mit dem Aufstieg rechtspopulistischer Par-
teien, den Terroranschlägen von Paris und 
der Flüchtlingskrise dominierten Diskurse 
der Islamisierung die Fragen der Integration 
von MigrantInnen, der Flüchtlingsfrage oder 
der Sicherheitspolitik. Eine Dynamik, die seit 
den Anschlägen vom 11. September begann 
und in den letzten Jahren deutlichen Auf-
trieb erhalten hat. Religion scheint öffent-
lich sichtbarer zu sein, zumal „religionspo-
litischen Konflikten der vergangenen Jahre 
nicht selten die Wahrnehmung zugrunde 
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lag, ‚der‘ Islam […] stelle eine Gefahr für die 
liberalen Demokratien dar“ (Hennig 2013: 
35). Das schlägt sich auch in Einschätzungen 
über den Islam nieder: 51 Prozent der im Re-
ligionsmonitor Befragten sehen den Islam 
eher als Bedrohung an, in Ostdeutschland 
sind es 59 Prozent (Bertelsmann-Stiftung 
2013: 3). 

Als „sehr“, „ziemlich“ oder „mittel“ reli-
giös ordnen sich 57 Prozent der Befragten 
in Deutschland ein. In den USA liegt dieser 
Wert mit 67 Prozent deutlich höher, noch hö-
here Anteile gibt es z.B. in Brasilien (74 Pro-
zent), Indien (70 Prozent) oder der Türkei (82 
Prozent). In Schweden liegt der Anteil mit 28 
Prozent niedriger als in Deutschland. Aller-
dings ist der Anteil zwischen Westdeutsch-
land (64 Prozent) und Ostdeutschland (26 
Prozent) sehr ungleich verteilt (ebd.: 8).

Die AutorInnen gehen eher von einem 
gleichbleibendem Niveau oder einem Rück-
gang der Religiosität in Deutschland im Ge-
nerationenverlauf aus (ebd.: 9).

In Deutschland bezeichnen sich 39 Pro-
zent der im Religionsmonitor befragten 
Muslime als „sehr“ oder „ziemlich religiös“. 
Bei den gesamten Befragten in Deutschland 
sind es 20 Prozent (Katholiken 26, Protestan-
ten 20 Prozent). Im internationalen Vergleich 
nähern sich diese Werte zwischen Christen 
und Muslimen etwas an. Durch die Einbezie-
hung der USA und Brasilien steigt der Wert 
der Christen, die sich als „ziemlich“ oder 
„sehr religiös“ einordnen, auf 33 Prozent, 
die befragten Muslime erreichen 39 Prozent 
(ebd.: 10).

In der Gesamtbevölkerung sehen 49 Pro-
zent Religion als „sehr wichtig“ oder „wich-
tig“ in ihrem Leben an. Dagegen stufen Mus-
lime in Deutschland Religion zu 63 Prozent 
als „sehr wichtig“ für ihr Leben ein, bei den 
Christen ist dieser Anteil mit 26 Prozent 
deutlich geringer (ebd.: 10).

Ob Religion eine progressive oder eher re-
gressive Rolle, z.B. im Sinne von Marx als Herr-
schaftsinstrument und „Opium des Volkes“ 
einnehmen kann, ist in der Linken bis heute 
umstritten�.

Eine religiöse Weltanschauung müsse, wie 
Frieder Otto Wolf anmerkt, auf einer freien 
Wahl der Mitgliedschaft in der Religionsge-
meinschaft beruhen. Verlasse das Mitglied 
diese Gemeinschaft nicht, verstießen deren 
Pflichten nicht per se gegen die Selbstbestim-
mung. Die Pflichten dürften aber nicht über 
das hinausreichen, was im „kollektiven Leben 
legitimer Weise übernommen werden“ kön-
ne. Religion sei nicht „unantastbar“ gegenü-
ber Kritik. „Religionsfreiheit bleibt durch die 
Menschenrechte begrenzt, und Religionskritik 
muss bei aller Schärfe den inneren Kern der 
religiösen Bindung als solchen akzeptieren“ 
(Wolf 2013: 58). Für die Linke in der Bundesre-
publik waren und sind die Kirchen oder kirch-
liche Institutionen zeitweise mögliche Bünd-
nispartner (Stichworte: soziale Ungleichheit 
und Armut, Abrüstung und Frieden) oder 
Gegner (Stichworte: Abtreibung, Rechte von 
Beschäftigten kirchlicher Arbeitgeber). In der 
ehemaligen DDR besaßen sie u.a. eine wich-
tige Rolle für die Demokratiebewegung. In 
einigen Regionen, wie z.B. dem ländlich und 
nach wie vor durch eine mehrheitlich katho-
lische Bevölkerung geprägtem Emsland, sind 
die politischen Bindungen an die Unionspar-
teien immer noch relativ eng.

Religion als Alltagspraxis

Religion kann nicht einfach aus sich selbst 
heraus verstanden werden, sondern muss 
aus ihrer sozialen Praxis, also dem Alltags-
handeln der verschiedenen sozialen Gruppen 
her analysiert werden. Religiöses Handeln 
oder religiöse Bedürfnisse sind nicht ein-
heitlich und unterscheiden sich je nach so-

�	 für eine prononciert religionskritische Position siehe exemplarisch Misik 
2013.
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zialem und historischem Kontext, sozialem 
Milieu und sozialer Lage. Die legitime Deu-
tung dessen, was Religion ist oder sein soll, 
ist innerhalb eines religiösen Feldes (Bourdi-
eu) umstritten (Bremer/Teiwes-Kügler 2006: 
2373). Wie in anderen sozialen Feldern auch, 
finden diese Deutungskämpfe zwischen Mi-
lieus mit unterschiedlichen kulturellen und 
materiellen Ressourcen sowie zwischen eher 
solidarischen und selbstbestimmten oder 
eher autoritär und hierarchieorientierten Mi-
lieus statt. „Religion nimmt somit nicht nur 
auf den verschiedenen Stufen des sozialen 
Raumes eine andere Bedeutung und Praxis-
form an. Es gibt vielmehr auch eine Ebene der 
objektiven Herrschaftsbeziehungen, durch 
die das Handeln der Akteure mit strukturiert 
ist. Das Wesen der Religion selbst, also das, 
was als heilig oder profan zu gelten hat, ist 
umkämpft zwischen unterschiedlichen Lai-
engruppen und professionellen religiösen 
Spezialisten“ (ebd.: 2373). Die Haltungen der 
Priester sind also nicht gleichzusetzen mit 
denjenigen der Laien�. Religion ist damit Teil 
der alltäglichen Sinnproduktion und entsteht 
aufgrund der praktischen Logik (Bourdieu) 
des Menschen. 

In der alltäglichen religiösen Lebensfüh-
rung von Christen in Deutschland lassen sich 
zum Beispiel die eher an die Hierarchien und 
Institutionen der Kirche gebundenen Hal-
tungen der kleinbürgerlichen Milieus von 
den eher selbstbestimmten Werthaltungen 
der modern- facharbeiterischen Milieus un-
terscheiden. Vor allem die mit wenig kultu-
rellen und materiellen Ressourcen ausgestat-
tete konservativ-kirchenchristliche Fraktion 
der kleinbürgerlichen Milieus sucht Orientie-
rung und äußere Bestätigung für ihre Werte 
des Verzichts, der Pflicht und Ordnung usw. 
und ist an einer wörtlichen Auslegung der 
biblischen und christlichen Botschaft ori-
entiert. Sie bildet die traditionelle Basis der 

�	 siehe zur Anwendung des Theorems von Max Weber auch den hier zi-
tierten Beitrag von Bremer/Teiwes-Kügler und den Beitrag von Heiko Gei-
ling in diesem Heftschwerpunkt

Kirchengemeinden, in den sie sich häufig en-
gagiert. Die moderne, sozial besser situierte 
Fraktion besucht seltener die Gottesdienste 
usw., weil sie diese als wenig zeitgemäß an-
sieht und ein Bedürfnis nach einer gewissen 
Modernisierung und mehr Familienfreund-
lichkeit hat. Beiden Fraktionen ist jedoch 
gemeinsam, dass sie grundsätzlich an den 
Hierarchien festhalten und eine pluralisierte 
Kirche mit einer selbstbestimmten Religiosi-
tät ablehnen.

Dagegen verbinden die modernen Ar-
beitnehmermilieus – gemäß ihrem „weltlich 
praktischen Zugang zur Religion“ (Bremer/
Teiwes-Kügler 2006: 2374 ff.) – Werte der Ei-
genverantwortung und sozialer Verantwor-
tung mit ihrem Alltagshandeln, das ihnen 
wichtiger ist als das Wort. Ihre Vorstellungen 
von Transzendenz und Gott werden, sofern 
vorhanden, in selbstbestimmten Formen und 
z. T. außerhalb der kirchlichen Institutionen 
gelebt. Von den kirchenchristlichen Frakti-
onen, die sie als scheinheilig wahrnehmen, 
grenzen sie sich z. T. deutlich ab. Sie möchten 
die Werte praktisch leben und sich in ihre Ori-
entierung nicht von kirchlichen Autoritäten 
hineinreden lassen. Je höher das Bildungs-
kapital und die berufliche Position, desto an-
spruchsvoller werden diese Orientierungen 
verfolgt (edb.: 2374 ff.)

In der Integrationsdebatte stehen reli-
giöse Orientierungen und Identifikationen 
von MuslimInnen im Mittelpunkt der Auf-
merksamkeit. Wie die internationale TIES-
Befragung zeigt, haben religiöse Selbstzu-
schreibungen auf den Alltag der zweiten 
Generation muslimischer TürkInnen jedoch 
eine deutlich geringere Bedeutung. Ihre po-
sitive Sicht auf Muslime verbinden sie nicht 
mir einer negativen Sicht auf Deutsche (Sü-
rig/Wilmes 2011: 157 ff.). Von den religiös er-
zogenen Muslimen bezeichneten sich 67 Pro-
zent als gläubige Muslime. Rund 82 Prozent 
fühlen sich gekränkt, wenn kritisch über ihre 
Religion gesprochen wird. Dies ist ein deut-
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lich höherer Anteil als bei der befragten Ver-
gleichsgruppen der christlichen Jugoslawen 
zweiter Generation (rund 47 Prozent) und 
der christlichen autochthonen Deutschen 
(rund 39 Prozent) der gleichen Altersgrup-
pe. Allerdings bestehen große Unterschiede 
zwischen der symbolischen Zuordnung zur 
muslimischen Religion und der tatsächlichen 
religiösen Praxis: Moscheebesuche der gläu-
bigen Muslime der zweiten Generation fin-
den nicht mehr als zweimal im Monat statt 
und nur rund 13 Prozent halten die täglich 
vorgeschriebenen Gebete ein. Dass Selbst-
zuordnung und religiöser Alltag so deutlich 
auseinanderfallen, verweist zum einen auf Sä-
kularisierungsprozesse, zum anderen auf die 
Verhandelbarkeit von muslimischem Glauben 
im Alltag (ebd.: 151 ff.). Dennoch bejahen rund 
23 Prozent der befragten gläubigen MuslimIn-
nen, dass „Religion die einzige und ultimative 
politische Autorität sein sollte“ (ebd.: 152 ff.). 
„Es existiert also durchaus ein Konflikt zwi-
schen einer säkularisierten und einer theo-
kratisch orientierten Weltsicht insbesonde-
re bei der zweiten Generation Türken, aber 
auch hier ist, gemessen an den tatsächlichen 
religiösen Praktiken, von einer gewissen stra-
tegischen Symbolkraft auszugehen, auch 
wenn es in der islamischen Welt eine beacht-
liche politische Propaganda für Theokratie 
gibt“ (ebd.: 152 ff.). 

Belastet werden die Diskussionen über den 
Islam wie auch die Debatten unter Muslimen 
in Deutschland durch eine nach wie vor ange-
spannte öffentliche Debatte. Es ist in weiten 
Teilen auch der linken politischen Öffentlich-
keit immer noch nicht richtig angekommen, 
welcher Einschnitt in die Entwicklung der 
gesellschaftlichen Identitäten von Muslimen 
in Deutschland durch das unselige Sarrazin-
Buch aus dem Jahr 2010 ausgelöst wurde. 
Die Tatsache, dass eines der meist verkauften 
Sachbücher überhaupt ein Zerrbild von mus-
limischem Leben in Deutschland zeichnet 
und MuslimInnen letztlich pauschal abwer-
tet und die Lebensleistungen von Millionen 

von MigrantInnen aus muslimisch geprägten 
Herkunftsländern in Deutschland negiert, 
hat viele Betroffene schwer getroffen und 
verunsichert. Dass es zugleich im Bereich der 
institutionellen Gleichstellung des Islam mit 
christlichen Kirchen durchaus Fortschritte 
gibt, konnte diesen diskursiven Eindruck bis-
lang vielfach nicht auffangen. 

Kritische Debatten unter MuslimInnen 
in Deutschland haben sich dennoch her-
ausgebildet. So beispielsweise anhand der 
Frage, wie dieselben Personen im deutschen 
Debattenkontext entschieden für Religions-
freiheit und gegen antimuslimischen Rassis-
mus auftreten können, im innertürkischen 
Kontext hingegen ein wesentlich geringeres 
Augenmerk auf die Religionsfreiheit bzw. die 
Freiheiten und Rechte anderer legen. Ausrei-
chend Breite und Intensität konnten solche 
Diskussionen bislang allerdings nicht gewin-
nen, auch weil die entsprechenden Debat-
tenkontexte bislang fragmentiert und eher 
minoritär sind. Sie wären für die Zukunft aber 
gerade vor dem Hintergrund, wie sich pro-
gressive Mehrheiten in der Einwanderungs-
gesellschaft herstellen lassen, von besonde-
rer Bedeutung.

Die Debatten über Integration gehen von 
einem Konzept starrer und einheitlicher 
Identitäten aus. Diese Auffassung lässt sich 
jedoch mit Blick auf die empirischen For-
schungsergebnisse kaum aufrechterhalten. 
Stattdessen könnte Identität als Netzwerk 
von individuellen und kollektiven Dispositi-
onen verstanden werden, die einerseits an 
grundlegende habituelle Wahrnehmungs-
, Denk- und Handlungsmuster gebunden 
sind, sich aber auch durch unterschiedliche 
Bedingungen, soziale Erfahrungen, sozialen 
Chancen und Schließungen verändern, sich 
vertiefen oder abschwächen können (Schä-
fer: 17 ff.)

Eine progressive Debatte um Identität 
und Religion sollte daher den Blick auf die 
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Alltagspraxis migrantischer Milieus und de-
ren unterschiedliche religiöse Praxis lenken, 
um Konflikte zu verstehen und bearbeiten 
zu können. Das bedeutet zugleich, religiöse 
Orientierungen nicht isoliert, sondern im Zu-
sammenhang mit vertikalen und horizonta-
len sozialen Ungleichheiten und den sozialen 
Erfahrungen der Milieus zu betrachten.

Die Artikel im Einzelnen

Wir möchten in diesem Heftschwerpunkt 
vor allem Religion in der Form ihrer Alltag-
spraxis verstehen und die zumeist konser-
vativ oder rechtspopulistisch gefärbte poli-
tische Diskussion über religiöse Identität(en) 
von MigrantInnen sowie die Möglichkeiten 
von Identitätspolitiken kritisch beleuchten. 
Darüber hinaus wenden wir uns dem Thema 
der „Identitätspolitik“ zu, die oft auch im Zu-
sammenhang mit religiösen Konnotationen 
auftaucht. 

Armina Omerika, Islamwissenschaftlerin 
an der Universität Frankfurt, beschreibt in un-
serem Interview religiöse Identitätsbildungs-
prozesse und Diskussionsthemen bei jungen 
MuslimInnen in Deutschland. Heiko Geiling 
arbeitet unter anderem basierend auf der Re-
ligionssoziologie Max Webers das Verhältnis 
von Priestern und Laien am Beispiel der Gü-
len-Bewegung heraus. Hierbei verdeutlicht 
er die milieuspezifischen Orientierungen und 
Praktiken sowie die Dynamiken, die sich für 
bürgerschaftliches Engagement, Bildungsori-
entierung und Religion daraus ergeben. Ma-
nuela Bojadžijev, Rassismusforscherin in Ber-
lin und Lüneburg, skizziert in ihrem Beitrag 
die Bedeutung, die den Bildern des Anderen 
in den aktuellen öffentlichen Debatten zu-
kommt. Thilo Scholle ordnet aktuelle Debat-
tenstränge innerhalb der politischen Linken 
rund um das Thema „Identitätspolitik“ und 
plädiert dafür, identitätspolitische Debatten 
wieder auf den Kern einer solidarischen Ar-
beitsgesellschaft zurück zu beziehen.	 ó
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In den letzten Jahren wurde die Beschäfti-
gung mit dem Islam und mit islamischer The-
ologie an einigen Universitäten in Deutsch-
land ausgebaut. In diesem Kontext ist auch 
das „Institut für Studien der Kultur und Reli-
gion des Islam“ an der Universität Frankfurt 
am Main entstanden. Leitbild des Instituts ist 
es, islamische Theologie als Wissenschaft zu 
betreiben. Forschung wird zudem u.a. auch 
zu Fragen der gesellschaftlichen Situation von 
Musliminnen und Muslimen in Deutschland 
betrieben. Dazu sprach Thilo Scholle von der 
spw-Redaktion mit Armina Omerika, Junior-
professorin am Institut.

Thilo Scholle:  Welche Faktoren sind für die 
Entwicklung einer religiösen Identität junger 
Musliminnen und Muslime in Deutschland 
von Bedeutung?

» Armina Omerika:  Hierbei spielen viele 
Faktoren eine Rolle, die man dann je-

weils in Bezug zu der persönlichen Situation 
der Jugendlichen, zur personalen Identität-
sebene, setzen muss. Neue Forschungen aus 
dem Bereich der Religionspädagogik, aber 
auch anderen Disziplinen zeigen, dass bei der 
religiösen Selbstverortung von Jugendlichen 
sowohl der Grad und die Ausgestaltung von 
Islamizität unterschiedlich ausfallen können, 

als auch, dass es verschiedene Formen von 
Gottesbezügen gibt, die dann zu Unterschie-
den in der Artikulation der religiösen Identi-
tät und damit auch unterschiedlichen Positi-
onierungen gegenüber der Umwelt führen.

Gerade vor dem Hintergrund der Hybri-
disierung von Identitäten, wie sie ja auch 
für Muslime in Deutschland nachgewiesen 
ist, wäre es in jedem Falle fatal, die Identität 
von muslimischen Jugendlichen als essenti-
alistisch oder statisch aufzufassen oder die 
jeweiligen Kontexte der Identitätsbildung 
unberücksichtigt zu lassen. Wenn ich einige 
Faktoren nenne, dann müssen wir im Hinter-
kopf behalten, dass viele Faktoren, die sich 
gerade auf der individuellen Ebene auswir-
ken und zur Persönlichkeitsbildung beitragen, 
hier nicht einmal erwähnt werden können, 
wie persönliche Biographien, Lebenserfah-
rungen, Milieuzugehörigkeit, familiale Einge-
bundenheit, usw.

Als ein erster Umweltfaktor bei der Ent-
wicklung religiöser Identitäten ist die Ein-
wanderungsgesellschaft zu nennen. In ihr 
kommt es zu einer dichten Konzentration ver-
schiedener islamischer Traditionen auf einem 
Raum. Selbst wenn Muslime in Deutschland 
vorwiegend den ethnischen türkischen Hin-
tergrund haben, ist dies bei weitem nicht 
ausschließlich der Fall. Durch die gegenwär-
tigen Fluchtbewegungen aus dem Nahen 
Osten und Nordafrika wird es sicherlich zu 
ganz neuen Konstellationen kommen, deren 
Auswirkungen wir nicht voraussagen kön-
nen. In einer solchen Migrationssituation 
wird die innerislamische Pluralität jenseits 
der aus dem Herkunftskontext bekannten 
Ausdrucksformen des Islams oft zu erstma-
lig direkt wahrgenommen. Damit kommt es 

Identitätsbildung junger Musliminnen und  
Muslime in Deutschland 
Ein Gespräch mit Armina Omerika

û  Armina Omerika ist Professorin 
für Ideengeschichte des Islam am 
Institut für Studien der Kultur und 
Religion des Islam an der Universität 
Frankfurt am Main.
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auch zu Neuaushandlungen von islamischen 
Traditionen und, wenn Sie so wollen, zu einer 
Neudefinition von Islamizität. Diese Verän-
derungen finden gleichzeitig in einem grö-
ßeren Rahmen statt, in dem die Einwande-
rungsgesellschaft und die mit ihr bedingten 
Transformationen auch zu anderen Identi-
tätsdebatten im Land führen, z.B. zu Neu-
aushandlungen dessen, was mittlerweile die 
deutsche nationale Identität ist und woraus 
sie besteht.

Der rechtsstaatliche Rahmen Deutsch-
lands und die gesellschaftlichen Diskussi-
onen hierzulande wirken sich noch anders 
aus: Die Bedingungen der Religionsfreiheit 
und einer offenen Gesellschaft und Debat-
tenkultur beeinflussen auch die Debatten 
unter Muslimen, und auch das hat Auswir-
kungen auf die Wahrnehmung der eigenen 
Religion unter jungen Muslimen: Etablierte 
soziale Hierarchien in den Gemeinschaften 
ändern sich – zwar langsam, aber dennoch 
stetig, zumindest wird der Bedarf danach ar-
tikuliert. Auch Fragen wie Geschlechterbezie-
hungen und -hierarchien, Fragen von persön-
licher Freiheit und Autonomie etc. werden 
neu ausgehandelt und in Bezug gesetzt zur 
religiösen Legitimation.

Ein weiterer wichtiger Faktor ist der Gene-
rationenwechsel. Jugendliche Musliminnen 
und Muslime haben eine andere Art der Sozi-
alisierung als ihre Eltern durchlaufen und sie 
stecken in anderen Lebenswelten, in anderen 
kulturellen Referenzsystemen. Sie verfügen 
auch über andere Bildungsvoraussetzungen, 
was sich in komplett anderen Diskursen über 
den Islam und die eigene Islamizität nieder-
schlägt, als dies bei den Generationen ihrer 
Eltern der Fall war.

Die Verstehensbedingungen der heutigen 
jungen Musliminnen und Muslime, die wie 
alle anderen Kinder ihrer Zeit sind, sind ent-
sprechend anders als bei den ersten Gene-
rationen von Muslimen in Deutschland. Die 

Wahrscheinlichkeit, dass junge Muslime in 
Deutschland von Kant, Rousseau oder Ha-
bermas gehört haben, und sie sogar gelesen 
haben, ist viel höher, als dass sie Ibn Sina oder 
Ibn Khaldun gelesen haben. Und diese Verän-
derungen finden in einem Kontext statt, in 
der islamisch-theologische Wissensbestände 
– ob klassisch, traditionell oder modern – im 
Allgemeinen sehr wenig zugänglich sind. Es 
gibt in Deutschland zwar eine starke und tra-
ditionsreiche Disziplin der Islamwissenschaft, 
die sehr viele Quellen zugänglich gemacht 
hat, doch dies sind meistens hochakademi-
sierte Diskurse, zu denen Jugendliche keinen 
Zugang haben. In den Moscheen andererseits 
konzentriert man sich auf die Vermittlung 
von religiöser Praxis. Islamisches Wissen wird 
naturgemäß selektiv, im Rahmen der eigenen 
traditionellen Auslegung und unter Bezug 
auf die in der jeweiligen Richtung/Gemein-
schaft dominanten islamischen Autoritäten 
vermittelt – aber eben nicht in einer umfas-
senden Gesamtperspektive. Hinzu kommt, 
dass der selbstverständliche reflexiv-kritische 
Umgang mit der eigenen Religion, der etwa 
in einem schulischen Religionsunterricht ver-
mittelt wird, im Falle des Islams weitgehend 
noch nicht vorhanden ist. Ganz zu schweigen 
davon, dass sich eine Religionspädagogik mit 
Fokus auf dem Islam noch erst richtig etablie-
ren muss, samt der entsprechenden Metho-
dologie und pädagogischer Aufarbeitung des 
religiösen Lernens unter jungen Musliminnen 
und Muslimen.

Hier wäre noch ein weiterer, nicht zu un-
terschätzender Faktor zu nennen: Islam, 
islamische Geschichte und islamisches 
Wissen werden auch den muslimischen Ju-
gendlichen in Deutschland als Teil einer frem-
den Welt, oder zumindest als kein Teil der 
„eigenen“ Geschichte und Kultur vermittelt. 
Im Schulunterricht herrschen diesbezüglich 
immer noch starke Narrative über getrennte 
Kulturen und Entwicklungsgeschichten vor, 
historische Verflechtungszusammenhänge 
und transnationale Austauschprozesse im 
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Laufe der Geschichte werden dabei kaum 
thematisiert; die immer noch dominante 
nationalbezogene Rahmung der Geschichts-
vermittlung schließt den Islam und die isla-
mische Welt (ebenso wie viele anderen Teile 
der Welt) nicht als einen Teil von etwas „Eige-
nem“ ein, sondern vermittelt Informationen 
darüber unter „ferner liefen“. Die Konsequenz 
bei jungen Muslimen ist dabei häufig Kon-
fusion, Verwirrung – oder eben auch eine 
von vorneherein konflikthafte, zumindest 
dichotome Wahrnehmung des Verhältnisses 
„Islam vs. Deutschland“, „Islam vs. Europa“. 
Hier prallen natürlich Fremdzuschreibungen 
und -beschreibungen einerseits und die ei-
gene Lebenswelt, das eigene Empfinden und 
die eigene Wahrnehmung andererseits, stark 
aufeinander; Jugendliche finden sich so leicht 
in Widersprüche verwickelt.

Ein weiterer wichtiger Faktor sind neue 
Formen der religiösen Vergemeinschaftung 
und Autoritätsbildung. Der religionsrecht-
liche Kontext Deutschlands führt zu neuen 
Formen von religiöser Vergemeinschaftung, 
die in dieser Form eben ein deutsches Phä-
nomen sind. Das bringt eine Gemengelage 
aus mitgebrachten Traditionen einerseits 
und neuen Organisationsformen nach den 
hiesigen Gesetzen und Vorschriften anderer-
seits mit sich, wie z.B. Dachverbände. Gleich-
zeitig garantieren diese neuen Gemein-
schaftsformen, oder erheben zumindest den 
Anspruch, die islamischen Traditionen und 
muslimische Identitäten zu wahren. Sie ha-
ben sich im letzten Jahrzehnt zu wichtigen 
Akteuren der religiösen Identitätspolitik un-
ter Muslimen, damit auch unter jungen Mus-
limen, entwickelt.

Hiermit eng verwandt ist die mittlerwei-
le allgemein bekannte Frage der Repräsen-
tanz der Muslime. Ich will hier nicht auf die 
Berechtigung der einzelnen Legitimations- 
und Vertretungsansprüche eingehen, darum 
geht es mir nicht. Vielmehr geht es um dieses 
Konstrukt der „Repräsentativität“ an sich. 

Damit ist im Falle der Muslime, anders als 
bei Angehörigen anderer Religionen, nicht 
nur Repräsentanz im Sinne des deutschen 
Religionsrechts gemeint. Vielmehr ist eine 
umfassende Repräsentativität impliziert, 
die politische Einstellungen, Normen, Werte, 
persönliche Lebensentwürfe und Haltungen 
zu sozialen Fragen einschließt. Sie blendet 
die kontextuelle, soziale und schließlich auch 
individuelle Bedingtheit ebendieser Fak-
toren zugunsten einer deterministischen, 
und, wenn sie wollen, homogenisierenden 
Perspektive aus. Wir alle kennen die jahrelan-
gen verzweifelten Bemühungen des Staates, 
den einen repräsentativen Ansprechpartner 
für „die Muslime“ zu finden. Dies ist etwas, 
was für viele Muslime hierzulande in ihren 
Alltagszusammenhängen lange Zeit über-
haupt kein Thema gewesen ist – bis der Dis-
kurs sie eingeholt hat. Inzwischen beteiligen 
sich auch Muslime aktiv an dem Repräsen-
tanz-Diskurs und beziehen Stellung. Die Po-
sitionierung in diesem Diskurs ist dabei nicht 
nur Ergebnis oder Ausdruck von religiösen 
Identitäten, sondern im Gegenteil: Sie trägt 
aktiv zu deren Konstituierung bei.

Th. Sch.:  Wie wirken sich die öffentlichen 
Debatten über „den“ Islam auf Identitätsbil-
dungsprozesse aus?

» A. O.:  Diese haben natürlich eine en-
orme Bedeutung. Muslime rezipieren 

ja diese Debatten auch, entsprechend wird 
ihr eigenes Islambild davon mitbeeinflusst. 
Das kann sich in verschiedene Richtungen 
auswirken, und tut es auch. Es führt natürlich 
auch zu Formen von Selbstkritik und Reflexi-
on, die leider nicht oft wahrgenommen wer-
den. Doch insbesondere die islamfeindlichen 
Haltungen und Debatten führen auch zur 
Festsetzung von defensiven Haltungen, apo-
logetischen Haltungen, zu automatischen 
Abwehrpositionen. Mich überrascht das 
nicht. Eine ganze Generation ist mittlerweile 
groß geworden in einem Umfeld, in dem das 
Thema „Islam“ sehr stark in der Öffentlichkeit 
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präsent war, von der Politik, von den Medien, 
durch selbsternannte Experten, aber auch in 
den Schulen, und zwar meistens selektiv und 
problemzentriert – und in letzter Zeit natür-
lich sehr stark in Verbindung mit Gewalt und 
Terror. Junge Musliminnen und Muslime, die 
heute volljährig werden, kennen keine ande-
re öffentliche Atmosphäre in Bezug auf den 
Islam als den problematisierenden und pro-
blematischen Islam-Diskurs. Ich kenne viele 
Fälle, in denen Jugendliche mit einem fami-
lialen muslimischen Hintergrund als Zwölf-, 
Dreizehn- Vierzehnjährige… in der Schule, oft 
von Lehrern, vor anderen Schülern mit Fragen 
zum Zusammenhang von Religion und Ge-
walt, zu al-Qaida, zur Scharia und Säkularität, 
zum IS oder zum Terrorkonfrontiert wurden- 
Die konnten sie natürlich nicht beantworten. 
Solche Erfahrungen prägen ungemein, gerade 
in dem Alter. Traumatische Erfahrungen sind 
hier vorprogrammiert, aber auch eine von au-
ßen herbeigeführte Erfahrung von Fremdheit 
– und auf die Art und Weise kam es oft über-
haupt zu einer ersten Identifikation mit dem 
Islam. Dass im Anschluss ein Rückzug in die 
„eigene“ Gruppe stattfindet, in der man sich 
nicht mehr erklären und rechtfertigen muss, 
ist nicht gerade überraschend. 

Auch die von mir angesprochenen homo-
genisierenden Versuche der Politik wirken 
sich aus: Die Politik hat durch ihre Islampoli-
tik des letzten Jahrzehnts, in der alles mitein-
ander vermischt wurde – religionsrechtliche 
Fragen, sicherheitspolitische Fragen, Fragen 
von sozialen und politischen Einstellungen, 
theologische Positionierungen, Fragen von 
sozialer und struktureller Integration– erst 
ein „muslimisches Subjekt“ erschaffen, wie 
der Soziologe Levent Tezcan das bezeichnet 
hat: eine vermeintlich homogene soziale 
Gruppe, deren zentrales Merkmal eben ihr 
Muslimsein war. Und unter Muslimen wurde 
das angenommen. Viele haben erst auf diese 
Weise Interesse an ihrer Religion entdeckt, 
ihre persönliche Identität als Muslime über-
haupt erst entwickelt, und ihre soziale Identi-

tät stark an den Islam gekoppelt – ein Prozess, 
der von einigen Forschern als „Islamisierung 
der Muslime“ bezeichnet wurde.

Es gibt noch eine andere Entwicklung, 
die m. E. starken Anklang vor allem bei jun-
gen Muslimen gefunden hat: die „Verdingli-
chung“ des Islams, wie der Berner Islamwis-
senschaftler Reinhard Schulze das neulich 
in der Frankfurter Zeitschrift für islamisch-
theologische Studien bezeichnet hat. „Der 
Islam“ sei nicht erst seit gestern, sondern 
schon länger, als ein „dichter Begriff“ fest-
geschrieben worden. Gemeint ist hiermit 
das vom britischen Philosophen Bernard 
Williams geprägte „thick concept“, ein Be-
griff also, mit dem Sachverhalte nicht nur be-
zeichnet, sondern gleichzeitig auch bewertet 
werden, und der entsprechend gleichzeitig 
deskriptive und normative Dimensionen in 
sich vereint: Der Islam wird normativ aufge-
laden, die ihm vermeintlich innewohnenden 
Vorschriften beschrieben (und zwar meistens 
aufgrund von klassischer schariarechtlicher 
Normativität des islamischen Mittelalters, 
und nicht etwa aufgrund modernen theolo-
gischen Denkens) und dann zu einer onto-
logischen Einheit verdichtet. Entsprechend 
sind dann solche Sätze wie „Der Islam macht, 
tut, bestimmt, zeigt…“, „Der Islam sagt dies 
und sagt jenes“ möglich. Ein solcher Begriff 
bestimmt den Muslim oder die Muslima, 
und deren Verhalten wird in Bezug zu die-
sen vermeintlichen Vorschriften gesetzt: 
Stimmen sie ihnen zu oder lehnen sie sie 
ab? Eine solche dichte Festschreibung findet 
sich eben auch in muslimischen Diskursen 
der Gegenwart, insbesondere bei Jugend-
lichen, die ihre Islamizität entlang genau 
dieser Muster definieren. In den klassischen 
Werken der islamischen Gelehrsamkeit aber 
auch den höchst normativ ausgerichteten, 
werden Sie solche Sätze wie „Der Islam sagt 
dies“ oder „der Islam sagt/macht/erlaubt das 
nicht“ nie finden. Dieses Konzept und diese 
Verdinglichung des Islams sind sehr reaktiv, 
eine Reaktion auf die dichte Festschreibung 



28 spw 6 | 2016

ó ó Im Fokus

Ausgabe_171_2a.indd   10 26.05.09   14:07

des Begriffs in den dominanten Erzählungen 
über den Islam.

Th. Sch.:  Gibt es auch Debatten und wei-
tere Einflüsse aus den Herkunftsländern der 
Eltern, die wahrgenommen und rezipiert 
werden?

» A. O.:  Das gibt es natürlich. Das haben 
vielleicht die Türkei-bezogenen Debat-

ten der letzten Monate, die auch auf sozialen 
Netzwerken von Jugendlichen mit einem tür-
kischen Bezug, aber auch unter anderen mus-
limischen Jugendlichenaufgenommen und 
kommentiert wurden, am stärksten gezeigt. 
Was dabei aber vergessen wird: Jugendliche 
haben natürlich andere Formen von Anbin-
dungen an den Herkunftskontext, als dies 
bei den Generationen ihrer Eltern der Fall 
war. Das heißt nicht, dass gar keine Anbin-
dungen vorhanden sind, doch handelt es sich 
um eine neue Qualität von Beziehungen: dies 
sind weniger direkte, konkret gelebte und er-
fahrene Beziehungen, oder lebensweltliche 
Bezüge – von denen wissen sie eigentlich 
wenig. Dafür sind Zugehörigkeitsgefühle auf 
der emotionalen, und damit einer abstrak-
ten Ebene, viel stärker. Die Teilnahme an den 
Kommunikationsprozessen über das Inter-
net beispielsweise, in sozialen Netzwerken 
etc., begründen hier Diskursgemeinschaften, 
die auch ohne eine lebensweltliche Einbin-
dung funktionieren, die aber emotionale Bin-
dungen hervorrufen. Und diese emotionalen 
Anbindungen funktionieren umso mehr, je 
stärker das Gefühl der Ablehnung im deut-
schen Kontext ist. Jugendliche nehmen halt 
die Identifikationsangebote an, die ihnen 
aktiv unterbreitet werden und in denen sie 
sich selbst als akzeptiert empfinden, in de-
nen sie sich ernstgenommen fühlen und ihre 
eigenen Anliegen und Bedürfnisse wieder-
finden. Dieses Potential von transstaatlicher 
Identitätspolitik wurde wohl erkannt, auch 
von bestimmten Strömungen des politischen 
Islams im Ausland: Mit ihren eigenen Ange-
boten stoßen sie in die Lücken der aktiven 

Identifikationsangebote durch die deutsche 
Gesellschaft vor.

Solche Einflüsse können bestimmt nicht 
mit Schuldzuweisungen und weiteren Aus-
grenzungsmechanismen unterbunden wer-
den. 

In diesem Zusammenhang müssen auch 
die geo-politischen Konflikte der Gegenwart 
erwähnt werden, die ja durch die beschleu-
nigte mediale Kommunikation, oder eben 
durch Migrationen, auch hierzulande ankom-
men: Die Konflikte zwischen islamischen Län-
dern, z.B. zwischen Saudi-Arabien und dem 
Iran, oder in Syrien, reflektieren sich auch auf 
die religiöse Identitätsbildung von Muslimen 
in Deutschland. Sie beeinflussen Gruppen-
bildung und Diskussionslinien. Durch ide-
ologische Überformungen und bestimmte 
mediale Vermittlung werden diese äußerst 
komplexen politischen Konflikte nämlich als 
Konfessionskriege gerahmt. Dies findet sich 
auch in Deutschland reflektiert, etwa in ei-
ner feindseligen Haltung gegenüber Schiiten 
durch manche sunnitische Jugendliche, oder 
umgekehrt. Solchen Formen von religiöser 
Identitätsbildung muss man zum einen durch 
das hartnäckige Insistieren auf einen inner-
muslimischen Dialog begegnen. Aber ich 
persönlich sehe hier die Rolle der politischen 
Bildung, und der Bildung im Allgemeinen als 
ganz zentral an. Ideologisierte Deutungs-
muster dieser Konflikte, wie überhaupt von 
Welt, lassen sich nur durch die Entwicklung 
von kritischen Kompetenzen vermeiden, und 
dazu zählen Bildungsangebote in verschie-
denen Bereichen.

Th. Sch.:  Aus welchen Motivationen, mit 
welchen Vorstellungen über ihre Religion 
kommen die Studierenden an die Uni?

» A.O.:  Das kann man nicht einheit-
lich beantworten, die Motivationen 

unserer Studierenden in Frankfurt sind so 
heterogen wie unsere Studierendenschaft 
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im Allgemeinen. Es ist auf jeden Fall ein sehr 
großes Interesse an diesem Studiengang 
vorhanden – allein in diesem akademischen 
Jahr haben die Einschreibungszahlen unse-
re Erwartungen ums Dreifache übertroffen: 
Zusammen mit Studierenden der Religions-
pädagogik haben wir in diesem Jahr mehr als 
200 neue Studierende. Es handelt sich dabei 
nicht ausschließlich um Muslime, aber die 
große Mehrheit sind muslimischen Glaubens. 
Dieser Zulauf reflektiert auf jeden Fall das Be-
dürfnis unter jungen Menschen, mehr über 
die Religion des Islams zu erfahren. Und da 
gerade der Standort Frankfurt dafür bekannt 
ist, sich innenperspektivisch, aber dennoch 
kritisch-reflexiv mit der islamischen Wissen-
stradition auseinander zusetzen – etwas, was 
Studieninteressierten mittlerweile auch im 
Vorfeld durch den Online-Studienwahlas-
sistenten klar vermittelt wird – ist das für 
mich ein klares Zeichen dafür, dass Interesse 
an entsprechenden Angeboten und Inhalten 
unter jungen Muslimen und Musliminnen 
durchaus vorhanden ist.

Th. Sch.:  Welche Erfahrungen machen Sie, 
wenn bei Studierenden vielleicht selbst aus 
verschiedenen Versatzstücken zusammenge-
setztes religiöses Wissen auf kritische Inter-
pretations- und Auslegungsmethodiken stößt, 
und vermeintliche Gewissheiten vielleicht gar 
nicht mehr so gewiss sind?

» A. O.:  Diese Frage berührt einen grund-
legenden Unterschied zwischen der Art 

und Weise, wie das islamische Wissen in den 
Religionsgemeinschaften einerseits und an 
der Universität andererseits vermittelt wird. 
Bei den ersten geht es um die Pflege und 
Bewahrung von Traditionen, dazu meist von 
sehr spezifischen Traditionsinhalten. An der 
Universität, und damit auch bei jeder wis-
senschaftlichen Theologie, geht es zunächst 
einmal um eine kritische Durchdringung und 
Hinterfragung der Traditionen und ihrer Ent-
wicklungsgeschichte mit den Methoden der 
modernen Wissenschaft. Es geht aber auch 

um die Förderung von Reflexionsprozessen 
über unsere Verstehensbedingungen im All-
gemeinen. Für Studierende, die an die Univer-
sität kommen, um sich bloß eine universitäre 
Bestätigung ihres bis dato erworbenen reli-
giösen Wissens abzuholen, kann dies in der 
Tat zunächst eine schmerzhafte Erfahrung 
sein. Wenn sie dann mit der großen Positio-
nierungsvielfalt innerhalb der islamischen 
Theologie und deren Geschichte konfrontiert 
werden und merken, dass eindeutige Ant-
worten gar nicht so einfach sind, wie sie sich 
das vorgestellt hatten, sind sie noch mehr 
verunsichert. Doch meistens legt sich das im 
Laufe der Zeit, wenn sie merken, dass es nicht 
das Ziel von universitärer Theologie ist, ihren 
Glauben zu zerstören, sondern ihn auf eine 
reflexive Ebene zu heben, und dadurch eben 
auch ihre eigene kritische religiöse Mündig-
keit zu fördern; und dass eben nur in dieser 
kritischen Dimension das Potential liegt, die 
islamischen intellektuellen Traditionen für 
die heutige Zeit und für diese komplexe Welt 
wieder fruchtbar zu machen.	 ó

û  Das Interview führte Thilo Scholle.
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Muslime zwischen Alltag, Religion und Politik  
– Zur Gülen-Bewegung in Deutschland
von Heiko Geiling

1.	 Einleitung

Jeder aus vermeintlich religiösen Grün-
den verübte Terroranschlag in der Welt trägt 
gegenwärtig offenbar dazu bei, insbesonde-
re in Deutschland ohnehin schon existieren-
de antimuslimische Ressentiments politisch 
zu funktionalisieren und somit hysterisie-
rend zu verstärken. Sich in der alltäglichen 
Öffentlichkeit als praktizierende Muslim zu 
outen, stellt mittlerweile in einigen Regi-
onen des Landes ein zu kalkulierendes Risi-
ko für Leib und Leben dar. Diese Vergiftung 
unseres Alltags wie auch unserer politischen 
Kultur ist über lange Jahre vorbereitet wor-
den. Zu Beginn dieser Entwicklung wurde 
von konservativer Seite entgegen jeder Re-
alität abgestritten, dass Deutschland ein 
Einwanderungsland ist. Anschließend wur-
de muslimischen Zuwanderern und ihren 
Nachkommen das Etikett ‚nicht integrati-
onsfähig‘ aufgeklebt. Heute begegnen ih-
nen, insbesondere auch angesichts der in 
den letzten Monaten zugewanderten mus-
limischen Flüchtlinge, nicht wenige Men-
schen mit Unsicherheit und Ängsten. Beson-
ders nachhaltig wirkt in diesem Kontext das 
Vorurteil, dass gerade bekennende Muslime 
gravierende gesellschaftlich-politische Inte-
grationsdefizite hätten. So seien sie auch zu 
zivilgesellschaftlichem Engagement nicht 
fähig. In aller Regel wird dieser Vorwurf mit 
dem Hinweis verbunden, islamische Religi-
onslehren vermittelten ihren Anhängern mit 
Verweis auf die religiösen Bestimmungen 
der Scharia ein eher taktisches Verhältnis zu 
den eigentlich unveräußerlichen Menschen- 
und Bürgerrechten. Deren grundsätzliche 
bzw. umfängliche Anerkennung sei auch im 
organisierten Islam in Deutschland nicht 
immer zu erkennen. Die Erfüllung religiöser 

Pflichten werde allzu häufig als Vorausset-
zung der Akzeptanz der Menschenrechte 
nahegelegt. So breche in Verlautbarungen 
islamischer Verbände immer wieder theokra-
tisches Gedankengut eines politischen Islam 
hervor, in dem auf soziale, ökonomische und 
politische Regelungssysteme einer letztlich 
auf islamischer Grundlage agierenden Ge-
sellschaft hingewiesen werde.

Die islamischen Verbände in Deutsch-
land sind überwiegend national-religiös von 
türkischen Einflüssen geprägt, was mit dem 
türkeistämmigen Migrationshintergrund der 
Mehrheit der Muslime in Deutschland zu er-
klären ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
seit den 1970er Jahren die säkularen kema-
listischen Eliten der türkischen Gesellschaft 
einem verstärkten Druck des sich anfänglich 
auf die anatolische Landbevölkerung stüt-
zenden politisch-konservativen Islams ausge-
setzt sind – und das trotz der laizistischen Vor-
gaben der Verfassung und der Unterstützung 
durch das türkische Militär. Damit verbunde-
ne politische und religiöse Konfliktlinien in 
der Türkei durchziehen auch Strukturen und 
ideologische Muster islamischer Verbände 
in Deutschland, so dass ihnen zum Beispiel 
die Partei der Grünen den Status von Religi-
onsgemeinschaften nach wie vor verweigert. 
Mit der AKP-Regierung Erdoğans, die aus der 
Erbmasse des islamistischen Politikers Nec-
mettin Erbakan entstanden war, konnte sich 
der zunehmend nationalistisch ausgerichte-
te konservative Islam in der Türkei durchset-
zen. Dies wirkte sich insbesondere auf den 
zuvor kemalistisch geprägten Staats-Islam 
aus, über den die staatliche, dem jeweiligen 
türkischen Ministerpräsidenten unterstell-
te Behörde für Religionsangelegenheiten 
wacht. Allein in Deutschland soll die Religi-



spw 6 | 2016 31

Im Fokus ó ó  

Ausgabe_171_2a.indd   11 26.05.09   14:07

onsbehörde über etwa 1.000 vom türkischen 
Staat besoldete Imame verfügen, die jeweils 
für fünf Jahre in den deutschen Kontext des 
größten islamischen Verbandes DITIP (Tür-
kisch-Islamische Union der Anstalt für Reli-
gion) eingebunden sind. Dem Verband sind 
etwa 900 Moscheegemeinden angeschlos-
sen. Insgesamt soll es in Deutschland 143 
klassische und 2.660 nichtklassische (ein-
fache Gebetsräume) Moscheen geben (vgl. 
statista 2016). Wenn nun mit DITIP der größte 
islamische Verband in Deutschland mit tür-
kischen Beamten als Imamen arbeitet und 
zugleich der türkische Botschaftsrat in Per-
sonalunion obligatorisch den Verbandsvor-
sitz innehat, ist es naheliegend anzunehmen, 
dass dieser Verband in seiner politischen und 
religiösen Ausrichtung zumindest in Loyalität 
zur jeweiligen türkischen Regierung steht. Er-
wähnt werden soll hier auch Millî Görüs („Na-
tionale Sicht“); eine nach dem Titel eines von 
Necmettin Erbakan 1973 verfassten Buches 
benannte islamische Bewegung, die sich in 
der Türkei als politische Partei und im übrigen 
Europa als religiöse Bewegung darstellt. In 
Deutschland ist sie nach DITIP die bedeu-
tendste islamische Organisation (Islamische 
Gemeinschaft Millî Görüs bzw. IGMG), die 
in den islamischen Dachverbänden, wie im 
Islamrat und im Koordinierungsrat der Mus-
lime in Deutschland, stark vertreten ist und 
für etwa zehn Prozent der (nicht)klassischen 
Moscheen in Deutschland verantwortlich 
sein soll (vgl. Lemmen 2001). In Anlehnung 
an den in der kemalistisch regierten Tür-
kei immer umstritten gewesenen islamis-
tischen Politiker Erbakan stellt Millî Görüs 
heute eine Art ideologisches Sammelbecken 
für unterschiedlich ausgeprägte Muster des 
türkischen Nationalismus und daran ausge-
richtete Formen islamischen Glaubens dar. 
Anzunehmen ist, dass die Anhängerschaften 
dieser Bewegung ebenso wie Muslime im 
Umfeld von DITIP in Deutschland mit der Re-
gierungsübernahme der Erdoğan-AKP in der 
Türkei konformgehen oder zumindest in die-
sem Sinn davon beeinflusst werden.

Vor dem Hintergrund der Wahrnehmung 
eines weitgehend auf den Referenzpunkt 
Türkei ausgerichteten und organisierten 
Islams in Deutschland ist nachfolgend der 
Frage nachzugehen, ob die Alltagspraxis 
türkeistämmiger Muslime diesen national-
religiösen Vorgaben umstandslos folgt, oder 
– wie anzunehmen ist – ob sich in der deut-
schen Diaspora des türkischen Islams eine 
Logik der religiösen Alltagspraxis durch-
setzt, die religiöse und politische Dogmen 
und Ideologien zwangsläufig relativiert. Da-
bei beziehe ich mich empirisch auf die Gü-
len-Bewegung, die sowohl in der Türkei als 
auch in Deutschland als religiös motivierte 
Bewegung und nicht als explizit politische 
Partei agiert, zudem meines Wissens auch 
nicht eingebunden ist in die deutschen is-
lamischen Verbände. Sie ist in den letzten 
30 Jahren in der Türkei mehr oder minder 
unterhalb der dortigen politischen Konflikt-
linien zur einflussreichsten Bewegung ge-
worden, die sich auch weltweit zu verbrei-
ten sucht. Zwar hatte die Gülen-Bewegung 
in der Türkei zunächst die Erdoğan-AKP un-
terstützt, geriet aber mit dieser in Konflikt. 
In der Konsequenz versuchte Erdoğan die 
Gülen-Bewegung zu zerschlagen. Ich gehe 
davon aus, dass die überwiegende Mehr-
heit der in Deutschland in eingetragenen 
Vereinen agierenden Sympathisanten des 
Predigers Fethullah Gülen nicht primär als 
politisch, sondern als religiös motivierte 
Akteure mit Migrantenstatus zu verstehen 
sind. Im Unterschied dazu, ist die Bewegung 
in der Türkei zwangsläufig politisch – weil 
der Tradition des kemalistischen Staatsis-
lam widersprechend – ausgerichtet. Zuvor 
(2) möchte ich jedoch darauf verweisen, 
dass zu den Migrantenselbstorganisationen 
mit bürgerschaftlichem Engagement in 
Deutschland auch religiöse Gemeinschaften 
gezählt werden müssen. Denn deren Aktivi-
täten reichen zwangsläufig über ihre unmit-
telbaren Gemeinden hinaus und ermögli-
chen somit vor allem auch in Kooperationen 
und Konflikten mit der autochthonen Ge-
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sellschaft politische Sozialisationsprozesse. 
Damit können in aller Regel dogmatische 
Religions- und Gesellschaftsbilder relativiert 
werden, die sich in jedem organisatorischen 
Überbau von Religionen finden lassen. An-
schließend (3) gebe ich einen Überblick zu 
der angesichts des prekären Verhältnisses 
von Politik und Religion in der Türkei fast 
zwangsläufig zugleich religiös und politisch 
einzuschätzenden Gülen-Bewegung. Zuletzt 
(4) komme ich auf die von Max Weber (1980) 
in seiner Religionssoziologie betonten analy-
tischen Differenzierung einer religiösen Ge-
meinschaft zurück. Einfache Mitglieder und 
Sympathisanten der Gülen-Bewegung in 
Deutschland lassen sich darüber als „Laien“ 
mit spezifischen Interessen unterscheiden 
von Bewegungs-Akteuren, die gleichsam als 
„Priester“ eher primär den Lehren und Stra-
tegien der Bewegung verpflichtet sind, al-
lerdings dabei auf die Alltagsinteressen der 
„Laien“ Rücksicht nehmen müssen.

2.	 Politische Sozialisationsprozesse 

Gegen alle Vorurteile ist zunächst festzu-
halten, dass sich islamische Religiosität und 
zivilgesellschaftliches Engagement auf der 
Grundlage liberaler demokratischer Wer-
te und Verfahren nicht grundsätzlich aus-
schließen. Empirische Studie zeigen immer 
wieder, dass überall in der ‚westlichen Welt‘ 
Muslime häufig auf ihre Religion verwei-
sen, wenn sie nach Motiven für ihr gesell-
schaftliches Engagement gefragt werden. 
Jüngste international vergleichende Unter-
suchungen in Europa sowie in den USA und 
Australien (Göle 2016; Peucker 2016) zeigen 
einen positiven Zusammenhang zwischen 
der Teilnahme am muslimischen Moschee- 
und Gemeindeleben und dem Engagement 
in nichtmuslimischen gesellschaftlich-po-
litischen Zusammenhängen. Auffällig ist, 
dass diese Studien abseits kontrovers ge-
führter Debatten über Moscheebau, Kopf-
tuch oder Scharia vor allem Alltagserfah-
rungen von Muslimen nachfragen. Dabei 

geht es nicht um ‚letzte Fragen‘ und um zu 
fundamentalistischen Ideologien mutierte 
Weltanschauungen und religiöse Dogmen, 
sondern es geht um die mehr oder minder 
selbstverständliche Teilhabe von Muslimen 
am modernen Alltag. Der in weiten Teilen 
westlicher Gesellschaften längst als normal 
empfundene Islam wird somit sichtbar ge-
macht, ohne die nicht selten konfliktbela-
denen Begleitumstände der Entstehung von 
neuen Formen multikultureller Alltagskultur 
auszublenden.

Muslimische Gemeindestrukturen, auch 
wenn sie sich als religiös homogene Vereini-
gungen unterschiedlicher Couleur darstel-
len, lassen sich den in Deutschland überaus 
vielfältigen Migrantenorganisationen (vgl. 
Schultze/Thränhardt 2013) zuordnen. Diese 
„agieren in idealtypischer Weise zwischen 
Identitätspolitik und Diaspora-Politik“ (Roth 
2009: 203), also zwischen auf die Aufnah-
megesellschaft gerichtete Aktivitäten und 
auf die Konfliktlinien des Herkunftslandes 
bezogene Aktivitäten. In der Migrations- und 
Bewegungssoziologie wird davon ausgegan-
gen, dass Migrantenorganisationen dazu bei-
tragen, ihre Akteure zur „Artikulationsfähig-
keit auf der öffentlichen politischen Bühne“ 
(Rucht/Heitmeyer 2008: 578) zu befähigen. 
Sie fungieren dabei als intermediäre Einrich-
tungen bürgerschaftlichen Engagements, 
die im Verlauf der Zeit bei ihren Akteuren 
Prozesse der politischen Sozialisation initi-
ieren und bis hinein in die Institutionen des 
nur schwer erreichbaren politischen Sys-
tems führen können. Denn allein mit dem 
im Habitus fixierten Alltagsethos, das heißt 
ohne Kenntnis der formalisierten politischen 
Struktur, Sprache und Normen, bestehen für 
die überwiegenden Teile der migrantischen 
Milieus (vgl. Geiling et al. 2011) kaum Chan-
cen auf einen Zugang zu diesem System. 
Lernprozesse jedoch, im Sinne von politischer 
Sozialisation, können bereits in den Alltags-
beziehungen der Akteure und in den dem 
politischen Feld vorgelagerten intermediären 
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Einrichtungen erfolgen. Sie realisieren sich 
eher in bürgerschaftlichem Engagement als 
in formalisierten und nicht zugangsfreien 
politischen Institutionen. Der französische 
Soziologe Bourdieu (1987: 620 ff.; 2001) ver-
weist in seinen Arbeiten immer wieder auf 
die Voraussetzungen des Zugangs zum po-
litischen Feld und auf die unterschiedlichen 
Moralvorstellungen und Handlungsoptionen 
von Habitus und Kapital bzw. Ressourcen. Di-
ese sind in den jeweiligen milieuspezifisch 
geprägten Lebenszusammenhängen ange-
legt. In diesem Zusammenhang stellt sich 
für den Großteil jeder Bürgerschaft die Frage, 
wie sich der Übergang von der Logik der ha-
bitusspezifischen Alltagsmoral zur Logik des 
politischen Felds gestaltet.

Bürgerschaftliches Engagement zeichnet 
sich in der Regel durch spezifische Praktiken 
sozialer Verantwortung – über die die Pflege 
sozialer Nahbeziehungen hinaus – aus. Man 
wird etwa in Initiativen (und anderen inter-
mediären Einrichtungen) Vereinen, Kirchen, 
Moscheen Gewerkschaften und sogar Par-
teien aktiv. 

Dabei findet eine Transformation von 
der eher privaten Vergemeinschaftung hin 
zur Logik öffentlicher Vergesellschaftung 
mit neuen Regeln wie auch Konkurrenzbe-
dingungen statt. Für die Einzelnen ist dies 
zwangsläufig mit bisher ungewohnten An-
forderungen und Erfahrungen verbunden. 
Intermediär wirkende Einrichtungen und 
Personen können helfen, diese Prozesse der 
Transformation zu bewältigen. Dabei kön-
nen im Sinne einer politischen Sozialisation 
in den unterschiedlichen sozialen Bezie-
hungszusammenhängen – in den Nachbar-
schaftsinitiativen wie in den Organisationen 
der Selbsthilfe – gewohnte Dispositionen 
des Habitus wie auch ursprüngliche Ressour-
cen herausgefordert und erweitert werden. 
Im Idealfall mündet dieser Transformati-
onsprozess im Zugang zum politischen Feld. 
Dort erscheinen nun über die ursprünglich 

allein maßgebende Alltagsmoral hinaus auf 
der feldspezifischen politisch-ideologischen 
Ebene der Konkurrenz auf einmal Bündnisse 
und Kooperationsbeziehungen mit zuvor 
abgelehnten Parteien und Organisationen 
möglich und sinnvoll, die – allein auf der 
Grundlage der Alltagsmoral – völlig ausge-
schlossen waren. 

Die in diesen Bündnissen oder gesell-
schaftspolitischen Lagern agierenden Ak-
teure machen die neue Erfahrung, weder 
Habitus und Ressourcen noch Alltagsmoral, 
Religion oder politische Ideologie miteinan-
der teilen zu müssen, um miteinander koope-
rieren zu können. Denn sie haben im Rahmen 
der Anforderungen ihres vorausgegangenen 
bürgerschaftlichen Engagements und dann 
insbesondere im Rahmen der Zwänge des 
politischen Felds gelernt, zeitweise mili-
euübergreifend kooperationsfähig sein zu 
müssen, um zumindest einen Teil ihrer spe-
zifischen Interessen zur Geltung bringen zu 
können. Sie haben Erfahrungen gemacht, 
die allein aus den Möglichkeiten und aus der 
Logik religiöser Alltagsmoral und privater 
Vergemeinschaftung undenkbar wären.

3.	 Zur Gülen-Bewegung in der Türkei

Der 1938 in einem ostanatolischen Dorf 
geborene und bis 1981 als staatlich ange-
stellter Imam agierende Fethullah Gülen gilt 
als das geistige Oberhaupt der türkisch-is-
lamischen Bewegung „Hizmet“ (friedlicher 
Dienst für die Sache Gottes). Er lebt heute in 
den USA. Gülen versteht sich nicht als Refor-
mer des sunnitischen Islam, sondern betont, 
dass er diesen nur islamisch richtig auslegen 
würde. Dahinter verberge sich, so der Islam-
wissenschaftler Bekim Agai (2004), ein am 
konservativen Mainstream ausgerichtetes Is-
lamverständnis, das Gülen in seinen Büchern 
und Botschaften mehrdeutig, über den Zeit-
verlauf durchaus auch widersprüchlich und 
je nach Adressat spezifisch zum Ausdruck 
bringe. Er liefere dabei aus religiösen Texten 
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eine „Kombination verschiedener, allgemein 
anerkannter Elemente zu neuen Aussagen“, 
in deren Zentrum eine „Synthese von tür-
kischem Nationalismus und Islam“ (Agai 
2005: 2 ff.) stehe. Gülen war in seinen jungen 
Jahren vom islamischen Nurculuk-Orden, den 
„Anhängern des Lichts“, geprägt worden, 
welcher auf den kurdischen Theologen Said 
Nursî (verstorben 1960) zurückgeht. Wie die-
ser vertritt Gülen (2014) die Auffassung, dass 
der Islam in der Moderne und unter den Be-
dingungen säkularer Staaten nur dann eine 
Zukunftschance habe, wenn er sich auf die 
religiöse Rechtleitung von Individuen kon-
zentriere. Gleichzeitig solle er ihre religiöse 
Spiritualisierung fördern und sie gleichzeitig 
im Bereich der moderne Technologien und 
Naturwissenschaften qualifizieren. Dabei 
solle er mehr oder minder im Konsens mit 
den weltlichen Mächten agieren. „Die Mitge-
staltung der modernen Welt kann nach seiner 
Auffassung nicht durch Theologie erreicht 
werden, sondern über säkulare Bildungsein-
richtungen, den Einsatz (moderner) Medien 
sowie durch Partizipation und Einfluss in der 
Geschäftswelt. […] Diese Strategien dienen 
der effizienten Umsetzung islamischer An-
liegen, konkreter Projekte und individueller 
Religiosität. Gülen propagiert vor allem die 
Organisationsformen der eigenen Anhän-
ger (die cemaat) als das Mittel, mit dem in 
der heutigen Zeit das eigene Seelenheil mit 
Gruppenanliegen und gesamtgesellschaft-
lichen Zielen verbunden werden kann“ (Agai 
2005: 3 f; vgl. auch Eißler 2015).

Sowohl durch die Biographie von Nursî, der 
die kemalistischen Vorstellungen eines lai-
zistischen türkischen Staates nach westlich-
nationalistischem Vorbild abgelehnt hatte 
und nach 1946 die Demokratische Partei 
des für eine Rückkehr zu einem islamischen 
Staat eintretenden Adnan Menderes unter-
stützt hatte�, als auch durch die Biographie 

�	 Menderes‘ Regierung endete 1960 durch einen Putsch der kemalisti-
schen Militärs, die Menderes 1961 hinrichten ließen.

von Gülen zieht sich eine der zentralen und 
heute noch wirksamen Konfliktlinien in der 
post-osmanischen türkischen Gesellschaft. 
Sie ist geprägt von den mehr oder minder 
strikt laizistisch ausgerichteten kemalisti-
schen Eliten mit ihren westlich orientierten 
urbanen Lebensstilen auf der einen Seite 
und von der traditionell agrarisch und isla-
misch beeinflussten Volkskultur großer Teile 
der Bevölkerung des mittleren und östlichen 
Anatoliens auf der anderen Seite. Jenseits 
der staatlich überwachten Religionspraxis 
vor allem in Anatolien agierend, war Gülen, 
wie schon Nursî, gezwungen, mit den jeweils 
Herrschenden des türkischen politischen 
Systems ein prekäres Arrangement einzuge-
hen: sei es, dass er den traditionellen Nati-
onalismus der Kemalisten bediente und re-
ligiös mit panislamistischen Ideen verband, 
oder sei es, dass er einen offensiven poli-
tischen Islam ablehnte, gleichzeitig den po-
sitivistischen Materialismus der westlichen 
Moderne kritisierte und sich dabei gegenü-
ber den kemalistischen Eliten mit einem de-
zidierten Antikommunismus und sogar mit 
einer Distanzierung gegenüber der religiös-
konservativen Regierungspartei Necmettin 
Erbakans 1996 anzudienen suchte. Auf der 
anderen Seite des um Legitimation bemüh-
ten politischen Systems der Türkei sind na-
hezu alle Parteien mehr oder weniger be-
strebt, die religiösen Befindlichkeiten ihrer 
Wählerschaften zu bedienen. Der Rahmen 
des dabei staatlich akzeptierten modernen 
Reformislams zeigt sich als dehnbar, so dass 
offizielle auswärtige Kulturpolitik sich häu-
fig auf den Bau von Moscheen und Pflege 
von religiösen Einrichtungen reduzierte, an-
dererseits jedoch bis 2011 in den türkischen 
Universitäten ein striktes Kopftuchverbot 
herrschte. In dieser für die Türkei typischen 
Gemengelage säkularer Ansprüche und is-
lamischer Realität blieb in den Augen radi-
kaler säkularer Kemalisten Gülen jedenfalls 
eine Art Staatsfeind. Denn dieser bestand 
letztlich darauf, dass auch die moderne Tür-
kei auf die traditionsbeharrende islamische 
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Religion  mit  ihren  metaphysischen  Werten 
angewiesen sei.

Der  ungemeine  Erfolg  und  das  dyna-
mische Wachstum der Bewegung um Gülen 
basiert  paradoxerweise  auf  dessen  Wahr-
nehmung  der  Modernisierungsdefi zite  in 
weiten  Teilen  Anatoliens.  Gülen  nutzte  die 
wirtschaftliche  und  infrastrukturelle  Kluft 
zwischen  dem  entwickelten  Westen  und 
dem  vernachlässigten  Osten  des  Landes, 
indem  er  seine  Reputation  als  religiös  kon-
servativer  Prediger  einsetzte,  um  insbeson-
dere in den ostanatolischen Unter- und Mit-
telklassen  Anhänger  für  eine  zeitgemäße 
säkulare  Bildung  zu  gewinnen.  Verbunden 
war  damit  das  Versprechen,  Mitgestaltung 
und  Teilhabe  am  wachsenden  Wohlstand 
der modernen Türkei über Bildungsaufstieg 
zu  sichern.  Es  gelang  der  Gülen-Bewegung 
seit  den  1980er  Jahren  (nach  dem  von  Gü-
len  unterstützten  militärischen  Staats-
streich  1980),  parallel  zum  eher  maroden 
türkischen  Bildungssystem  über  die  Türkei 
hinaus  in  170  Ländern  mehr  als  1.000  pri-
vate  Schulen  und  Bildungszentren  für  den 
Aufnahmetest  für  die  Universitäten,  etli-
che  Privat-Universitäten,  Krankenhäuser, 
Wohnheime  für  Schüler  und  Studierende 
sowie  mit  Unterstützung  wohlgesonnener 
anatolischer  Wirtschaftsunternehmen  ein 
begleitendes  Mediennetzwerk  mit  TV-Sen-
dern,  Zeitschriften,  Tageszeitungen,  Nach-
richtenagentur  und  Verlagen  aufzubauen. 
Die formal unabhängig voneinander tätigen 
Einrichtungen sind informell über die jewei-
lige  Leitungsebene  miteinander  in  einem 
konzentrischen  Netzwerk  verbunden,  das 
nach  dem  Zerfall  der  Sowjetunion  nahezu 
missionarisch  über  den  Balkan  nach  Zen-
tralasien  hinaus  sowie  weltweit  ausgewei-
tet  wurde.  In  der  Regel  handelt  es  sich  um 
jeweils  formal  staatlich  anerkannte  private 
Bildungseinrichtungen  ohne  Religionsun-
terricht. Die Islamisierung jedoch erfolgt in-
formell: in der Regel abseits des Unterrichts 
in  Angeboten  von  freiwilligen  Ferien-  und 
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Veränderte gesellschaftlich-politische Rahmen-
bedingungen und neuartige Branchen-, Tarif- und 
Beschäftigtenstrukturen gelten als zentrale Heraus-
forderungen der deutschen Industriegewerkschaften. 
Insbesondere deren erhebliche Mitgliederverluste seit 
den 1990er Jahren haben zu vielfältigen, oft normativ 
aufgeladenen Diskussionen über die zukünftige Rolle 
von Industriegewerkschaften als Massenorganisati-
onen geführt. In Zeiten zugespitzter gesellschaftlicher 
Kämpfen um Arbeitspolitik und gewerkschaftliche 
Interessenvertretung thematisiert diese Studie die 
grundlegenden Beziehungsdimensionen, in denen 
sich die gewerkschaftlichen Akteure vor Ort bewegen, 
um über in der Regel symbolisch geführte politische 
Kämpfe hinaus die Ebenen gewerkschaftlicher Alltags-
arbeit zur Kenntnis zu nehmen. In den unterschied-
lichen lokalen gewerkschaftlichen Handlungsfeldern 
kommen weitgehend unterschätzte gewerkschaftliche 
Handlungspotenziale und Ressourcen der befragten 
hauptamtlichen Gewerkschafter, Betriebsräte, Ver-
trauensleute sowie einfachen Mitglieder und Nicht-
mitgliedern in den Blick. Es zeigen sich Hinweise auf 
typische Verhaltens- und Konfliktmuster, die sowohl 
Macht- wie auch Nähe- und Distanzbeziehungen 
sowohl zur eigenen Organisation wie auch zu poten-
ziellen Mitgliedergruppen beeinflussen.
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Wochenendkursen, Wohngemeinschaften 
etc. Teilnehmer an den Bildungsangeboten 
der Bewegung werden über ein Mentoren-
System auf ihrem Bildungsweg begleitet 
und bilden dabei das Reservoir für die Ge-
winnung von neuen Gemeindemitgliedern 
und zentralen Bewegungsakteuren. Gülen, 
so Bekim Agai (2005: 4) „‚islamisiert‘ damit 
die Organisationsformen seiner Anhänger 
und ihre Strategien. Beide müssen flexibel 
sein, damit möglichst viele Menschen bei 
der Umsetzung der Ziele der cemaat [Ge-
meinde, H.G.] behilflich sein können. Eine 
Gesellschaft kann für ihn nur durch die In-
dividuen verändert werden. Es ist die Ausbil-
dung dieser ‚neuen Generation‘, die sich die 
cemaat auf die Fahnen geschrieben hat“.

Nun sieht sich diese „neue Generation“ 
dem Vorwurf ausgesetzt, am 15. Juli 2016 
den sogenannten Putschversuch gegen die 
Regierung um den Präsidenten Recep Tayyip 
Erdoğan initiiert zu haben. Tatsache ist, dass 
es dieser Generation im Verlauf ihres Bil-
dungsaufstiegs gelungen war, Schlüsselpo-
sitionen insbesondere in Polizei, Justiz und 
Geheimdienst zu besetzen. Offensichtlich 
kam dies dem Erbakan-Schüler Erdoğan und 
seiner seit 2002 alleinregierenden islamisch 
geprägten Partei AKP entgegen, weil er in 
der Auseinandersetzung mit den alten ke-
malistischen Eliten auf loyales qualifiziertes 
Personal in der staatlichen Bürokratie an-
gewiesen war und dies auch 2010 bei der 
rechtstaatlich zweifelhaften Bekämpfung 
des traditionell kemalistisch geprägten Mili-
tärs im sogenannten Ergenekon-Prozess mit 
expliziter Hilfe der Gülen-Anhänger in der 
Justizbürokratie nutzen konnte (vgl. Brauns 
2016: 4). „Hunderte hochrangige Militärs 
einschließlich früherer Generalstabschefs 
wurden inhaftiert. […] Auch tausende kur-
dische Kommunalpolitiker, Gewerkschafter 
und Gülen-kritische Journalisten wanderten 
unter absurden Vorwürfen in die Gefäng-
nisse“ (ebd.). In diesem Kontext einer of-
fensichtlichen Zweckallianz von AKP und 

Gülen-Anhängern entstand die Rede vom 
„tiefen Staat“, der auch vor dem zuvor mäch-
tigen Militär nicht Halt gemacht hatte (vgl. 
Arpad 2015; Avcî 2015). Laut den Berichten 
des Historikers und Türkeiexperten Nikolaus 
Brauns (2016: 5) „zerbrach die Zweckallianz 
der von Erdoğan und Gülen repräsentierten 
Fraktionen des ‚grünen Kapitals‘ im Streit 
um Pfründe und Pöstchen“ bereits wieder 
im November 2013. Offenbar befürchtete 
Erdoğan den von ihm zuvor unterschätzten 
Machteinfluss der Gülen-Bewegung. Gülen 
– so eine weitere Deutung des Konflikts –  
hatte in der strategischen Ausrichtung sei-
ner Bewegung auf die in westlichen De-
mokratien herrschende Religionsfreiheit 
gesetzt, die er durch Erdoğans zunehmend 
autokratische Politik gefährdet sah. So hat-
te die von der Gülen-Bewegung beeinflusste 
Staatsanwaltschaft gegen Erdoğans Umfeld 
wegen Korruptionsverdacht ermittelt, nach-
dem von Erdoğan tausende private Nach-
hilfeschulen – eine zentrale Einnahme- und 
Rekrutierungsquelle der Gülen-Bewegung –  
in der Türkei geschlossen worden waren. 
Diese Ermittlungen stärkten insbesondere 
auch die liberalen Teile der säkularen Me-
dienöffentlichkeit in der Türkei in ihrer Kri-
tik am zunehmend autokratischen Geba-
ren Erdoğans. Brauns (ebd.) beschreibt die 
Zuspitzung dieses Konflikts bis zum Datum 
des Putschversuchs 2016 wie folgt: „Die Gü-
len-Bewegung wurde vom Nationalen Si-
cherheitsrat zur terroristischen Bedrohung 
erklärt. Seither bekommt sie die gleichen 
autoritären Methoden zu spüren, die sie 
vorher im Bündnis mit der AKP gegen ihre 
laizistischen Gegner angewandt hatte. Tau-
sende Beamte wurden ihrer Posten entho-
ben oder versetzt, Hunderte verhaftet. Die 
zum Gülen-Netzwerk gehörende Asya-Bank 
wurde verstaatlicht, ebenso Zeitungen und 
Fernsehsender, darunter das auflagenstärks-
te Oppositionsblatt Zaman.“

Bis heute sind die genauen Umstände des 
nachfolgenden Putschversuchs vom 15. Juli 
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2016 nicht aufgeklärt. Der in diesem Kontext 
aus der Türkei geflüchtete Journalist und 
Blogger Yavuz Baydar zitiert dazu in der Süd-
deutschen Zeitung die wohl interessanteste 
von bisher vielen Hypothesen. Sie stammt 
von Ahmet Sik, der im Fall Ergenekon für 
sein unveröffentlichtes Buch „Die Armee des 
Imam“ ein Jahr in Untersuchungshaft gehal-
ten worden war: „Sik geht davon aus, dass 
die Wurzeln des Putschversuchs im Bruch 
zwischen der türkischen Regierung und der 
Gülen-Bewegung liegen. Allerdings stimmt 
er der Annahme der türkischen Regierung, 
der Putsch sei eine Verschwörung der Güle-
nisten gewesen, nicht zu. Sik glaubt, dass die 
Drahtzieher viel komplexere Motive haben 
und vermutlich auch Ultranationalisten dar-
unter sind, also Kemalisten und Gülenisten 
in Opposition zu Erdoğan und seiner Regie-
rung vereint sind, ebenso in der Offenheit 
gegenüber der PKK. Sik glaubt, dass es Ver-
handlungen zwischen türkischem Geheim-
dienst, Zivilregierung und nationalistischen 
Offizieren gab. Der Putsch scheiterte, weil 
die türkische Regierung die Allianz zwischen 
Offizieren, die Gülen unterstützen, und de-
nen, die ihn nicht unterstützen, erfolgreich 
zerschlug. Einer der wichtigsten Beweise 
ist die Tatsache, dass keine Pläne oder Dia-
gramme der angestrebten Militärjunta auf-
getaucht sind seit Vereitelung des Putsch-
versuchs. So ein Diagramm war bisher bei 
jedem Putschversuch in der Türkei ein zen-
trales Requisit. Laut Sik ist Erdoğan nur noch 
an der Macht, weil ein Kompromiss zwischen 
den nationalistischen und säkularen Seiten 
des türkischen Militärs erzielt wurde“ (Bayd-
ar 2016).

4.	 Laienperspektive: Hizmet als Religions-
gemeinschaft türkischer Bildungsauf-
steiger?

Die Organisationsstruktur der Gülen-
Bewegung Hizmet in Deutschland ist ver-
gleichbar mit der in der Türkei. Friedma-
nn Eißler (2015: 3) weist in seinem für das 

Thema Gülen-Bewegung grundlegenden 
Sammelband darauf hin: „Gülen naheste-
hende Träger“ in Deutschland organisieren 
mehr als 300 Kultur- und Bildungs- sowie 
außerschulische Nachhilfevereine, etwa 
30 staatlich anerkannte Schulen, etliche 
Kindertagesstätten, 15 Dialoginstitutionen 
und „je etwa ein Dutzend Akademiker und 
Unternehmerverbände“. Hinzu kommt die 
Mediengruppe World Media Group AG in Of-
fenbach mit Zeitungen, Radio- und TV-Sen-
dern, Zeitschriften und Online-Portalen. Im 
Bundesverband der Hizmet nahestehenden 
Unternehmervereinigungen seit 2010 sollen 
etwa 20 regionale Mitgliedsverbände mit 
rund 5.000 Unternehmen registriert sein. 
Abgesehen von den Unternehmerverbänden 
ließe sich dazu sagen, dass große in Deutsch-
land anerkannte Religionsgemeinschaften 
wie die Kirchen durchaus vergleichbar in ih-
rer Organisationsstruktur aufgestellt sind. 
Doch im Unterschied zu Hizmet bekennen 
sich andere Religionsgemeinschaften offen 
zu ihren Einrichtungen. Erst ab 2009 ver-
sucht Hizmet sich zu öffnen, um Vorwürfen 
der Intransparenz aus Gründen einer heim-
lichen Agenda, nämlich politisch-islamische 
Missionierung, zu begegnen. Offensichtlich 
haben die verantwortlichen Hizmet-Akteure 
in Deutschland mit der Zeit dazugelernt. 
Denn ihre in der Türkei immer zugleich auch 
als politisch wahrgenommenen und deswe-
gen dort zurückhaltende Praktiken eines auf 
gesellschaftlich-politische Strukturen ein-
wirkenden konservativen Islam haben in der 
transparenten Öffentlichkeit Deutschlands 
eher Verdacht als anerkennende Wirkung 
erregt. Die Hizmet-Akteure in Deutschland 
bezeichnen sich seit ihrer Öffnung in Form 
von interreligiösen und –kulturellen Dia-
logforen nicht als religiöse Bewegung, son-
dern als „moderne soziale Bewegung“, was 
wiederum eher irritierend ist. Denn anders 
als anerkannte Religionsgemeinschaften in 
der Moderne wollen soziale Bewegungen 
grundlegenden sozialen Wandel herbeifüh-
ren, verhindern oder rückgängig machen 
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(vgl. Raschke 1985: 77), was heißt, dass sie po-
litisch wirksam werden wollen.

Mit Blick auf die Öffnung hin zur deut-
schen Mehrheitsgesellschaft, auf ihre de-
zentralisierte Netzstruktur und vor allem 
auf ihre tausenden Mitglieder und Sympa-
thisanten kann Hizmet nicht – wie so häu-
fig – als eine Sekte, also als hermetisch ge-
schlossene Einrichtung, begriffen werden, 
sondern eher als Bewegung religiös moti-
vierter Gemeindeanhänger, die sich nicht in 
Moscheen vergemeinschaften und verge-
sellschaften, sondern über säkular erschei-
nende Einrichtungen wie Vereine, Schulen 
usw. In Anlehnung an die „Religionssozio-
logie“ von Max Weber (1980: 278) benötigt 
auch diese Organisationsform Funktionäre 
bzw. „Priester“. Für Hizmet sind dies nach 
meiner Auffassung die dem Zentrum des 
Gülen-Netzwerks nahestehenden Leiter und 
Geschäftsführer der wichtigsten und finan-
ziell umsatzstärksten Einrichtungen. In der 
Netzwerk-Hierarchie konzentrischer Kreise 
zwischen Zentrum bzw. zentrale Akteuren 
und Peripherie bzw. Sympathisanten ste-
hend, vermitteln sie zwischen den einfachen 
Gemeindemitgliedern, den „Laien“, und der 
„Prophetie“ nach Lesart Gülens. Dazu Max 
Weber (ebd.): „Der großen Machtstellung 
der Priester steht, je mehr die Organisation 
spezifischen Gemeindecharakter trägt, des-
to mehr die Notwendigkeit gegenüber, im 
Interesse der Erhaltung und Propagierung 
der Anhängerschaft den Bedürfnissen der 
Laien Rechnung zu tragen. In gewissem Um-
fang ist freilich jede Art von Priesterschaft 
in ähnlicher Lage. Um ihre Machtstellung zu 
behaupten, muss sie oft in weitgehendem 
Maße den Laienbedürfnissen entgegenkom-
men.“

Zehn mit Hilfe eines Hizmet-„Priesters“ 
vermittelte themenzentrierte Interviews in 
einer westdeutschen Großstadt mit je fünf 
Frauen und Männern im Alter von 25 bis 58 
Jahren geben erste Hinweise zu den „Lai-

enbedürfnissen“ in der Gülen-Bewegung 
Deutschlands. Sieben der Personen haben 
die türkische Staatsbürgerschaft, obwohl sie 
zum Teil in Deutschland geboren wurden, 
sechs Personen, insbesondere die jüngeren 
der Gruppe, verfügen über Abitur und einen 
Hochschulabschluss. In Relation zu ihren 
Herkunftsfamilien aus der ostanatolischen 
Türkei lassen sich alle Personen als Bildungs-
aufsteiger bezeichnen. Dies gilt sowohl für 
die als Kinder von türkischen Arbeitsmig-
ranten nach Deutschland gekommenen Per-
sonen, weil sie als erste Generation einen 
Facharbeiterabschluss und fortwährende 
Weiterqualifizierungen vorweisen können, 
als auch insbesondere für die jüngeren und 
zumeist in Deutschland geborenen Per-
sonen, die hier als Physiker, Architekten, 
Lehrer oder Sozialpädagogen ausgebildet 
wurden. Neun der Personen sind verheira-
tet, wobei die älteren zwischen vier und fünf 
Kinder haben mit ihren Ehepartnerinnen zu-
meist geringeren Bildungsstatus, während 
die jüngeren ein bis zwei Kinder haben mit 
Partnern und Partnerinnen gleich hohen 
Bildungsstatus. Im Unterschied zur älteren 
Generation sind die Ehepartnerinnen der 
jüngeren alle gleichermaßen erwerbstätig 
wie ihre Ehepartner.

Ihr weitgehend gelungener Bildungsauf-
stieg repräsentiert sich in ihrem expliziten 
Interesse für naturwissenschaftliche und 
technische sowie zugleich ihr Alltagsleben 
beeinflussende ethisch-spirituelle bzw. sin-
norientierte Themen. Während die jüngere 
Generation diese Dispositionen für sich über 
Schul- und Hochschulbildung in einen ent-
sprechenden sozialen Status transformie-
ren konnte, war die ältere Generation in den 
1970/80er Jahren gezwungen, ihre Aspirati-
onen zumeist abseits des ihnen strukturell 
versperrten deutschen Bildungssystems zu 
suchen. Zwischen der Tradition ihrer Eltern-
häuser und den Ansprüchen einer modernen 
Gesellschaft hin- und hergerissen, reichten 
oft die Ressourcen für eine höhere Bildung 
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nicht aus. Sie trafen sich jedoch in privaten 
Lese- und Gesprächskreisen, um sich über 
Literatur, Wissenschaft und Alltagsprobleme 
auszutauschen: „Es hat mich fasziniert, dieses 
Wissen, das man sich selber angeeignet hat. 
Und wenn ich das mit jemandem teilte, wur-
de die Faszination noch größer. So kam ich auf 
das Thema Bildung. Und da kam so um 1986 
die Hizmet-Bewegung, die damals so noch 
gar nicht bezeichnet wurde. Damals gab es 
den Hodscha Effendi, den Fethullah Gülen. 
Den kannte man nur vom Video und von sei-
nen Kassetten. Seine Ideen zur Bildung waren 
für unseren Freundeskreis eine Bereicherung. 
Das sprach sich ‚rum, und wir sagten ‚Das 
muss man eigentlich in die Öffentlichkeit 
bringen‘. Und dann haben wir den ersten Ver-
ein gegründet, und mit diesem Verein wurde 
das eigentlich Stein für Stein immer größer 
bis heute.“ (Interview 100: 5)

Die Anfänge der Hizmet-Bewegung in 
Deutschland gehen auf die ältere aus der 
Türkei stammende Facharbeitergeneration 
zurück, die zunächst in Selbstorganisation 
die praktische und vor allem auch sinnori-
entierte Bewältigung ihres Alltags in einem 
fremden Land zu reflektieren suchten. Tradi-
tion und Moderne über Bildung miteinander 
zu verbinden, wie es Gülen predigt („Baut 
Schulen statt Moscheen“), war offenbar für 
sie der Schlüssel, ihren problembeladenen 
Migrantenstatus zu bewältigen. Moderne 
Bildung erlaubte ihnen eine selbstbewuss-
tere Hinwendung zur Mehrheitsgesell-
schaft, bedeutete die Öffnung neuer sozialer 
Horizonte und führte bestenfalls zur immer 
noch vorenthaltenen sozialen Anerken-
nung und Respektabilität. Tradition präsen-
tiert sich für sie in einem ihrer Situation in 
Deutschland angepassten Islamverständnis, 
das über die von ihren Elternhäusern vermit-
telten einfachen volksreligiösen und in der 
Regel widersprüchlichen und einschränken-
den Traditionen hinausreicht. Die von Gülen 
propagierte individuelle Religiosität und 
daran orientierte kontinuierliche Lebensfüh-

rung rückt dabei für die Hizmet-Laien in den 
Mittelpunkt und betont deren Selbstverant-
wortung. Familiäre oder andere traditionale 
soziale Zuschreibungen und Rollenmuster 
werden damit tendenziell sekundär. Zu-
gleich scheint ihre Frömmigkeit bzw. Dis-
ziplin im Umgang mit den klassisch-isla-
mischen Ritualen und Handlungsmustern 
die Systematisierung ihres individuellen be-
ruflichen Alltags über die Religion hinaus zu 
stärken. Alle interviewten Personen haben 
ein ausgeprägtes Arbeitsethos und Pflicht-
gefühl, insbesondere, wenn sie sich zudem 
sozial und kulturell überdurchschnittlich 
engagieren; sowohl im Kontext der Hizmet-
Vereine und deren interreligiösen und –kul-
turellen Initiativen, als auch in ihren zumeist 
multikulturell geprägten Nachbarschaften. 
Öffentliches politisches Engagement sehen 
sie allerdings mit Skepsis. Politik wird für sie 
von profanen und nicht von gottgefälligen 
Interessen geleitet, so dass bis auf drei Per-
sonen mit einer Parteimitgliedschaft in SPD 
und CDU die übrigen sich dazu überaus zu-
rückhaltend äußern. Auch auf Fragen nach 
der politischen Rolle der Gülen-Bewegung 
in der Türkei überwiegt Zurückhaltung. Zum 
Teil wird auf eigene Unkenntnis verwie-
sen, andererseits wird betont, froh zu sein, 
in einem Land mit Menschen und Bürger-
rechten, insbesondere mit Religionsfreiheit, 
leben zu können. Der Thematisierung des 
von Gülen auch immer repräsentierten is-
lamisch-türkischen Nationalismus weichen 
die befragten „Laien“ überwiegend aus und 
verweisen darauf, dass ihnen eher an religiös 
begründeter Moral und an Bildung gelegen 
ist als an politischen Fragestellungen. Für sie 
scheint es in ihren individuellen Glaubens-
vorstellungen nicht angemessen zu sein, 
ihre Religion profanisieren und von Politik 
funktionalisieren zu lassen. In ihren Vorstel-
lungen unterscheiden sie sich damit von DI-
TIB und Millî Görüs. Allerdings ist nicht völlig 
auszuschließen, dass sie sich dabei vor allem 
auch an entsprechende strategische Vorga-
ben Gülens halten.
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Die interviewte Hizmet-Anhängerschaft 
lässt sich mit ihren Habitus-Dispositionen 
bzw. mit ihren Mustern sozialer Wahrneh-
mung und Lebensführung jenem von Türkei-
stämmigen repräsentierten Migranten-Mi-
lieu zuordnen, das wir in einer explorativen 
Studie als „Bildungsorientierte Aufsteiger 
und Humanisten“ bezeichnet haben: „Die 
Bildungsorientierten Humanisten sehen sich 
selbst als aufgeklärten und aktiven Teil der 
deutschen Gesellschaft. Beruflich wie privat 
stehen Kommunikationsarbeit und soziales 
Engagement im Zentrum ihrer Lebenswei-
se. Die meisten von ihnen sind in den Berei-
chen Erziehung, Sozialarbeit oder Therapie 
tätig. Diese Berufswahl dient auch der Be-
wältigung der permanenten Spannungen 
in ihrer Lebensweise. Sie waren in der Regel 
die ersten in ihrer Familie, die Hochschulrei-
fe und akademische Titel erwerben konn-
ten. Der Bildungsaufstieg war mit großer 
Mühe und zum Teil auch mit Rückschlägen 
verbunden“ (Geiling et al. 2011: 49). Die Bil-
dungsorientierten „orientieren sich in ihrem 
[überdurchschnittlichen; H.G.] bürgerschaft-
lichem Engagement an universellen Werten. 
Ihr freiwilliges Engagement geschieht rela-
tiv selbstbestimmt und professionell sowie 
häufig in Bezug zur eigenen Berufstätigkeit 
im sozialen Bereich. Sie wollen die Gesell-
schaft als Ganzes weiterentwickeln hin zu 
einem offeneren und demokratischeren 
Miteinander. Für sie stellen Demokratie und 
universelle Rechte geradezu das Sinnbild ei-
ner von Herkunft unabhängigen gerechten 
Gesellschaft dar“ (ebd.: 278).

Die Hizmet-Anhängerschaft teilt mit 
den säkularen Bildungsorientierten die Er-
fahrungen und den Status von Bildungs-
aufsteigern mit sogenanntem Migrations-
hintergrund, somit auch typische Probleme 
der alltäglichen Lebensführung und Erfah-
rungen der Ausgrenzung sowie daran an-
knüpfende Wertvorstellungen egalitärer 
Gesellschaftsbilder. So bewegen sie sich bei 
ihrem Aufstieg auf einem weitgehend unbe-

kannten fremden Terrain und sind bei ihren 
Bemühungen, diesem gerecht zu werden, 
auf Schlüsselpersonen bzw. Mentoren an-
gewiesen, die ihnen zur Seite stehen, wenn 
Hindernisse und Probleme zu bewältigen 
sind. Andererseits können sie sich darüber 
von den Alltagsregeln und Traditionen ihrer 
Herkunftsfamilien entfremden. In der Regel 
sind Mentoren Personen aus Schulen, Ver-
einen, religiösen Gemeinden usw., die über 
den beengten Rahmen der Herkunftsfamilie 
hinaus ihre Erfahrungen mit den Struktu-
ren der Bildungseinrichtungen an die No-
vizen weitergeben, neue soziale Horizonte 
aufzeigen und nicht selten auch systema-
tische Sinnorientierungen geben. Darauf 
bezogen verfügt die Gülen-Bewegung mit 
ihren Nachhilfeeinrichtungen und die daran 
angeschlossene Begleitung von Mentoren 
über ein ideales Instrument zur Gewinnung 
neuer Sympathisanten. Mentoren als Vor-
aussetzung des Bildungsaufstiegs zu haben, 
bedeutet andererseits für nichtreligiöse Bil-
dungsorientierte, dass, je nach Verortung 
der vermittelnden Personen, angebotene 
Sinnorientierung immer auch säkular aus-
gerichtet sein kann. Insofern teilen religiös 
und nichtreligiös motivierte Bildungsori-
entierte mit Migrationshintergrund ein ge-
meinsames soziales Milieu, aus dem heraus 
bürgerschaftliches Engagement zwar noch 
überwiegend auf die eigene Herkunftsgrup-
pe ausgerichtet ist, sich aber in Anerkennung 
universeller Rechte und Wertvorstellungen 
zunehmend zum selbstverständlichen Teil 
der politischen Kultur der Einwanderungs-
gesellschaft entwickeln wird.

Somit stellt sich für die jüngere und in 
aller Regel hochgebildete „Laien“-Generati-
on der Gülen-Bewegung die Frage, wie lan-
ge noch sie ihre politische Zurückhaltung 
in Deutschland beibehalten will. Denn mit 
ihrer tendenziellen Öffnung und ihrem sozi-
alen und kulturellen Engagement setzen sie 
sich zunehmend der Dynamik politischer So-
zialisationsprozesse aus. Andererseits wird 
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û  Heiko Geiling, Jahrgang 1952, apl. Prof. Dr. phil. habil., Institut für Poli-
tische Wissenschaft der Leibniz Universität Hannover. Forschung und Leh-
re in den Bereichen politische Soziologie sozialer Bewegungen und Milie-
us in der Stadt-, Jugend-, Gewerkschafts- und Parteiensoziologie.

zu beobachten sein, wie sowohl „Priester“ 
wie „Laien“ auf den politischen Druck rea-
gieren, dem die Mitglieder und die Organi-
sationseinrichtungen ihrer Gemeinschaft in 
der Türkei ausgesetzt sind.	 ó
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„Für eine demokratische Polarisierung“ ist 
ein jüngst vielzitiertes Interview mit dem 
Philosophen Jürgen Habermas in der Zeit-
schrift „Blätter für deutsche und internati-
onale Politik“ (2016) überschrieben. Wie der 
Titel anzeigt, existieren aktuell nicht nur un-
terschiedliche Begriffe von Polarisierung in 
der Debatte, die sich mit sehr verschiedenen 
Politiken verbinden. Es artikulieren sich auch 
deutliche Positionierungen, wie die hier von 
Habermas für eine demokratische Polarisie-
rung. Daneben wird behauptet, dass nach 
einer langen Zeit des technokratischen und 
entpolitisierten Klimas (was dem Regie-
rungsstil Merkels zugeschrieben wird) durch 
die Flüchtlingsbewegung im Sommer 2015 
sowohl Politisierung als auch Polarisierung 
in die Politik zurückgekehrt seien. Das wird 
wiederum der rechtspopulistischen Partei Al-
ternative für Deutschland zugeschrieben. Es 
liegen also verschiedenen Politiken der Pola-
risierung vor. Diese sind keineswegs neutral. 
Eine der zentralen Fragen lautet vielmehr, 
welche Art der Polarisierung wir wollen.

Zwei zentrale Formen von Polarisierungen 
– die mit den Begriffen Neoliberalismus und 
Nationalismus knapp überschrieben sind –  
beobachten wir gegenwärtig. Es existiert 
ein faktischer Gegensatz zwischen arm und 
reich – und diese gesellschaftliche Polarisie-
rung gilt im Weltmaßstab. Gleichzeitig wird 
ein Gegensatz zwischen „wir“ und „denen“ 
hergestellt – und das längst nicht mehr nur 
verbal. Wichtig dabei ist, dass es einen em-
pirischen Zusammenhang zwischen diesen 
sehr unterschiedlichen Polarisierungen nicht 
gibt und dennoch ein Zusammenhang zwi-

�	 Dieser Beitrag beruht auf einem Vortrag bei der Veranstaltung „Politik 
und Polarisierung in der Einwanderungsgesellschaft“ bei der Konferenz 
„Formate des Politischen. Medien und Politik im Wandel“ am 03.11.2016 im 
Haus der Bundespressekonferenz mit anschließender Diskussion mit Ste-
phan Detjen und Dunja Halali, online unter http://blogs.deutschlandfunk.
de/berlinbruessel/formate-des-politischen-16/programm/

schen ihnen hergestellt wird. Es handelt sich 
dabei um eine polarisierende Politik – und 
die gilt es genauer zu verstehen. 

Insbesondere infolge der Fluchtbewe-
gung 2015 nach Deutschland haben wir das 
Auftauchen einer beeindruckenden Solidari-
tätsbewegung unter dem Signum „Willkom-
menskultur“ erlebt, die bis heute alltäglich 
bei der Unterstützung von Geflüchteten tä-
tig ist. Diese Unterstützerinnen und Unter-
stützer helfen nicht nur, sondern machen 
sich häufig zu Anwältinnen und Fürsprecher 
der Geflüchteten und geraten dadurch zu-
nehmend mit Behörden in Konflikt, wie eine 
Studie des Berliner Institut für empirische 
Integrations- und Migrationsforschung (Ka-
rakayali/Kleist 2016) zeigt. Dazu – und häufig 
in expliziter Opposition zum Begriff der „Will-
kommenskultur“ – können wir das Erstarken 
einer polarisierenden Politik beobachten, die 
ich als „Ablehnungskultur“ (Bojadžijev/Oprat-
ko 2016) bezeichnen möchte. Zusammenge-
setzt ist sie aus Diskursen und Praxen, die sich 
ablehnend und abwertend auf Geflüchtete 
und auf andere soziale Gruppen wie Musli-
me, Roma, Juden etc. sowie negativ auf Mig-
ration beziehen. Die Ablehnungshaltungen 
artikulieren sich darüber hinaus in Bezug auf 
Institutionen – Medien, zivilgesellschaftliche 
Organisationen, Wissenschaft oder Politik 
zählen wahlweise dazu. 

Die anti-faktische Polarisierung

Bevor ich mich dieser Ablehnungskultur 
und der Frage widme, wie wir damit umge-
hen können, müssen zur gesellschaftlichen 
Polarisierung kurz ein paar Fakten erwähnt 
werden. Sie betrifft zum einen den Welt-
maßstab, für den feststeht, dass alle Einkom-
mensgruppen in den europäischen Ländern 
zum reichsten Fünftel der Weltbevölkerung 

Ablehnungskultur: Die Figuren der Anderen1

von Manuela Bojadžijev
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zählen (vgl. Lessenich 2016, 20). In Europa gel-
ten inzwischen 25 Prozent der Bevölkerung in 
der Europäischen Union als armutsgefährdet, 
weitere 50 Millionen leben bereits in Armut. 
Die ärmsten 40 Prozent der Bevölkerung in 
Europa besitzen lediglich 1 Prozent des Ge-
samt-Vermögens (vgl. Oxfam Deutschland 
2016). Deutschland weist in diesem Set die 
zweithöchste Vermögensungleichheit inner-
halb der Eurozone auf. Die reichsten 10 Pro-
zent der Haushalte besitzen mindestens 63 
Prozent des Gesamtvermögens. Der größte 
Anteil dieser Vermögensungleichheit geht 
auf Erbschaften und Schenkungen zurück. 
Die Lohndifferenz zwischen Frauen und Män-
nern beträgt dabei 22 Prozent (vgl. ebd.), wäh-
rend die Lohndifferenz zwischen Migranten 
und Deutschen erst nach bis zu zehn Jahren 
Arbeit 22 Prozent beträgt; in den Jahren zu-
vor ist die Differenz größer (vgl. Lehmer und 
Ludsteck 2013).

Auffällig ist, dass die Politik der politischen 
Polarisierung keinen großen Wert auf Fakten 
legt, sodass diese Zahlen darin als irrelevant 
abgetan würden. Es handelt sich um eine Tra-
dition der Ignoranz gegenüber der Empirie, 
die spätestens mit der Bush-Administration in 
den USA an Popularität gewonnen hat. Jüngst 
gab Newt Gingrich dazu beim Parteitag der 
Republikaner, bei dem diese Donald Trump 
zum Präsidentschaftskandidaten kürten, eine 
erneute Probe: In einem Interview mit der 
CNN zur Frage der Inneren Sicherheit – und 
konfrontiert mit seinen bisherigen Lügen zum 
Thema – entgegnete er stur, für einen Politi-
ker zählten keine Fakten. Für ihn zählte aus-
schließlich, wie Leute Sicherheit fühlten (vgl.  
auch Boos/Opratko spw 215). 

Nicht nur Wissenschaftler und Journa-
listen mögen über diese Entwertung von 
Empirie mit Staunen reagieren. Aber: Diese 
post-faktische Haltung ist durchaus auch in 
Deutschland und insbesondere in den ver-
gangenen Monaten populär geworden. Nicht 
nur werden empirische Daten für irrelevant 

erklärt. Indem man sie relativiert, lässt sich 
das Gegenteil behaupten, ohne es nachwei-
sen zu müssen. Zugleich, und das ist noch viel 
wichtiger, werden die Grenzen des Sagbaren 
ausgeweitet, sind Sexismus, Rassismus, Ho-
mophobie – selbst wenn man es nach Gegen-
wehr zurücknehmen muss – bereits geäußert 
und äußerbar gemacht: Diskursverschiebung 
ist hier die probate politische Taktik.

Dabei spielen die Infrastrukturen der digi-
talen Kommunikation, wie sie die Formen der 
Öffentlichkeit gegenwärtig verändern und 
zu einer Ausdifferenzierung in Teilöffentlich-
keiten geführt haben, eine entscheidende 
Rolle. Besonders hervorzuheben ist das Genre 
der Internetkommentare und der Blogs. Jeder 
Empfänger ist auch Sender von Kommunika-
tion. Der Computer, zugleich Freizeit- und Ar-
beitsmaschine, bietet einen sicheren Ort, von 
dem aus man gehört und bestätigt wird und 
das umso mehr, je zugespitzter man sich gibt. 
Im Namen von Heimat geht es gegen Mo-
scheen, im Namen des Abendlands gegen das 
Kopftuch. Selbstemanzipiert und selbsterfun-
den werden autoritäre und rassistische Argu-
mente wiederholt, Verschwörungen erzählt 
und Nachreden verbreitet – eine paranoide 
Nostalgie für eine imaginäre Vergangenheit 
richtet das Bild aus. Und dies insbesondere 
im Kontext der Rede über Migration.

Gegenstrategien

Inzwischen – und da dieses Phänomen 
sich in Europa verbreitet – stellt man sich 
die Frage, wie diese besondere Art der poli-
tischen Polarisierung wieder verschwinden 
könnte, die wie eine Echokammer auf sich 
selbst reagiert und dabei unsere Realitäten 
verändert. Zwei Gegenstrategien möchte ich 
kurz vorstellen. 

1. Die Fakten anders kodieren 

Am Beispiel der Partei „Alternative für 
Deutschland“ hat sich Barbara Supp dieser 
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Frage im „Spiegel“ (2016) in einem Essay ge-
widmet. Ihre Diagnose ist simpel: Die Ver-
nunftbegabten unter ihnen können erkennen, 
dass die von ihnen erlebten gesellschaftlichen 
Probleme nichts mit den Geflüchteten zu tun 
haben. Schließlich existieren sie schon viel 
länger. Supp verweigert damit in eine aktuell 
beliebte Litanei zu verfallen und einen der fa-
talsten Kurzschlüsse der aktuellen Debatte zu 
wiederholen, indem sie ihn ausweist als was 
er ist: ein künstlicher Zusammenhang, den 
die Politik der AfD überhaupt erst herstellt. 
Zwar mag die Präsenz der Geflüchteten durch-
aus verdeutlichen, welche gesellschaftliche 
Schieflage vorliegt, weil man beginnt, das ei-
gene Umfeld durch ihr Ankommen anders zu 
sehen als in der Routine des Alltags. Aber das 
Umfeld war da, bevor sie ankamen, und: die 
Probleme fallen nicht fort, wenn sie nicht da 
sind. Supp verweigert sich damit der sich ver-
breitenden Denkfaulheit jener, die sich überall 
mit dem Erstarken der extremen Rechten zu 
arrangieren beginnen. Schließlich formuliert 
sie einen konkreten Vorschlag. Jede Kommu-
ne, die bereit sei, Geflüchtete aufzunehmen, 
solle besondere Unterstützung bei den jeweils 
zu definierenden sozialen Problemen bekom-
men: Schulen erhalten solide Dächer, Flüsse 
Brücken, Dörfer und Vororte Anschluss zum 
Transportsystem. Investitionen in Infrastruk-
tur, Bildung, Gesundheit, Wohnen etc.

Der Vorschlag verwundert auf den ersten 
Blick. Denn obgleich der Artikel nachweist, die 
Geflüchteten haben nichts mit den sozialen 
Problemen in dieser Gesellschaft zu tun, wer-
den sie zur Lösung derer einbezogen. Ihre Idee 
enthält aber eine entscheidende Verschie-
bung. Anstatt weiterhin der rechten Inter-
pretation nachzugeben, die Geflüchteten mit 
allem Negativem in der Gesellschaft zu assozi-
ieren, sollte Politik beginnen, den Zusammen-
hang zu ihnen aktiv positiv zu konnotieren. 
Diese Re-Codierung hätte den Vorteil, dass für 
die Erklärung der vorhandenen Probleme kei-
ne faulen Behauptungen – die Geflüchteten 
hätten Schuld – herhalten kann. 

2. Demokratische Polarisierung und Dethe-
matisierung

Wie bereits anfangs erwähnt, hat sich im 
Sinne einer Verschiebung des Problems jüngst 
auch Jürgen Habermas geäußert und – um 
dem Erklärungszusammenhang zur Migration 
ganz auszuweichen – eine Dethematisierung 
der rechtspopulistischen Position empfohlen. 
So soll sich der politische Streit auf eine andere 
Frage richten können, nämlich: „Wie erlangen 
wir gegenüber den zerstörerischen Kräften 
einer entfesselten kapitalistischen Globalisie-
rung wieder die politische Handlungsfähigkeit 
zurück?“ (Habermas 2016). Es ginge darum zu 
definieren, worin die Krise liegt, statt die Defi-
nition der Lage den Populisten zu überlassen. 
Neben dem Verweis auf die gesellschaftliche 
Polarisierung thematisiert er die Frage, die sich 
im Anschluss an die Debatte um Post-Politik 
bereits gestellt hat: der Frage nach den verän-
derten Bedingungen politischer Souveränität. 
Explizit warnt er in dem Interview auch vor 
einem möglichen Faschismus, wenn den „be-
troffenen Bürgern“ zu viel Interesse beigemes-
sen wird. Ein Wort, das dem Philosophen sicher 
nicht leichthin in den Text rutscht. 

Die Figuren der Anderen

Was zurzeit passiert, ist das Gegenteil des-
sen, was er vorschlägt und was Supp in ihrem 
Beitrag empfiehlt. Seit dem Sommer letzten 
Jahres werden Migrationsgesetze, seien es die, 
die die Flucht nach Deutschland regeln oder 
jene, die die Bedingungen der Freizügigkeit 
innerhalb Europas organisieren, verschärft. 
Es ließe sich fragen, ob dies zur Rede von 
Deutschland als einem Einwanderungsland 
passt, es ließe sich fragen, ob dies zur Tatsache 
passt, dass Deutschland ein Einwanderungs-
land ist, und schließlich ließe sich fragen, ob 
dies zur Notwendigkeit passt, dass Deutsch-
land ein Einwanderungsland wird. Die Ant-
wort lautet: Es passt nicht zur Rede und Rea-
lität von Deutschland als Einwanderungsland. 
Und es passt nicht zur Notwendigkeit, dass 
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Deutschland nicht nur auf gesetzlicher Ebene 
überhaupt erst seinem Selbstverständnis nach 
ein Einwanderungsland werden muss. An die-
sen Stellen muss Migrationspolitik aktiv wer-
den. Dies gilt sowohl für die Einwanderungs- 
wie auch die Inklusionspolitik. Die Krise der 
europäischen Einwanderungspolitik, die unter 
dem Paradigma der Abschottung konzipiert 
ist und Profite in Milliardenhöhe für eine In-
dustrie der Grenzsicherung einkalkuliert sowie 
die Zahl der Toten als Preis zahlt, wurde zwar 
seit dem Sommer 2015 besonders deutlich. Es 
war aber der Diskurs der Flüchtlingskrise, dem 
es gelang, einen zentralen Widerspruch zwi-
schen Arbeitsmarkt- und Migrationspolitik zu 
kaschieren und unberührt zu machen (vgl. Bo-
jadzijev/Mezzadra 2015). Klar und ganz prag-
matisch trat dieser in einer Formulierung von 
Frank-Jürgen Weise zu Tage, der bis vor kurzem 
noch zugleich Vorstandsvorsitzender der 
Agentur für Arbeit und Leiter der Bundesagen-
tur für Migration und Flüchtlinge war. So sagte 
er im August, dass er zumindest als Vorstands-
vorsitzender der Bundesagentur für Arbeit 
ausweisen könne: „’Ich habe viele offene Stel-
len. Und wenn ein Flüchtling eine Arbeit hat, 
ist das schön. Dann würde ich es unterstützen, 
dass er, wenn möglich, bleiben kann.’ Aller-
dings decke sich dies womöglich nicht immer 
mit dem, was er in seiner zweiten Funktion als 
Leiter des Bundesamtes für Migration (BAMF) 
zu vertreten habe.“ (taz, 21. August 2015). Die-
ser Widerspruch versiegte und trat uns als 
„Flüchtlingskrise“ entgegen, in der die Figuren 
der Anderen eine zentrale Rolle einzunehmen 
begannen und die Migrationspolitik in den Zu-
sammenhang mit der Politik der politischen 
Polarisierung zu rücken begann. Seitdem 
schien es nur noch logisch, dass die Verände-
rungen – und es handelt sich vorwiegend um 
Verschärfungen –, die in der Migrations- und 
Asylpolitik beschlossen wurden, aufgrund der 
polarisierenden Politik erfolgten und ihnen 
so Sinn zugesprochen wurde. Hier konturierte 
sich die polarisierende Politik neuerlich. Es hieß 
nun, dass es mit der Einwanderung, mit den 
Geflüchteten und mit den Muslimen, die nicht 
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Teil unserer Kultur wären, zu tun hat, dass es 
zu den gesellschaftlichen Polarisierungen  
– den Unterschieden zwischen Arm und Reich –  
kommt oder kommen wird. Solange dieser Zu-
sammenhang für plausibel gehalten wurde, 
solange die Fehler der Migrationspolitik als 
Reaktion auf solche Polarisierungen bearbei-
tet und dann nur als Verschärfungen denkbar 
werden, kommt keine demokratische und sozi-
ale Migrationspolitik zustande.

Warum aber wird dieser Polarisierung so 
viel Raum gegeben? Warum glauben Men-
schen, Medien und Wissenschaft, dass das 
polarisierende Gerede irgendetwas mit Ängs-
ten vor sozialem Abstieg zu tun hat? Warum 
sind sie immer stärker geneigt, sich damit zu 
arrangieren, sie zu verstehen oder hinhören zu 
wollen? Und warum erscheinen die Migranten 
darin als die immer wiederkehrende Figur über 
die dieses Gespräch geführt wird? 

Ich denke, dass dies so ist, weil sie tatsäch-
lich damit zu haben. Aber nicht als konkrete 
Migranten – sondern als ihre Figurationen. 
Was ist der Unterschied? Der Zusammenhang 
ist verdreht: Die Polarisierung funktioniert nur, 
weil eine Figur der Deutschen entworfen wird, 
der alternierend – und je nach Konjunktur –  
Figuren des Anderen gegenübergestellt wer-
den. Diese Figuren funktionieren, erstens, nicht 
nur als das Gegenüber, von dem man sich in 
rechtspopulistischen Diskursen abgrenzt. Viel-
mehr handelt es sich bei ihnen, zweitens, um 
ein vermittelndes Gegenüber – das Gegenü-
ber, über das die Gesellschaft über sich selbst 
und ihre Probleme spricht. Dafür werden die 
Figuren mit Bildern ausgestattet, mit Attribu-
ten versehen, mit Gerüchten bestückt.

Drei Beispiele solcher Figuren begegnen 
uns immer wieder: 

1.	 Die Figur des Flüchtlings. Hier geht es um 
den Zugang zu sozialen und politischen 
Rechten; die Figur konfrontiert uns mit 
der Proklamation der Menschenrechte 

und der Rechte jener, die keine Rechte 
haben; sie spricht zu uns über Krieg und 
Frieden – und hier spielen auch die Ver-
sprechen einer Leistungsgesellschaft 
eine zentrale Rolle.

2.	 Die Figur der Roma tritt manchmal auch 
als EU-Migrant aus Osteuropa auf und 
wird als Sozialtourist beschimpft. Es han-
delt sich dabei um die Figur, durch welche 
vor allem die zukünftige Rolle des Wohl-
fahrtsstaats diskutiert wird. 

3.	 Die Figur der Muslime. Sie ist zur zentra-
len Figur der letzten Dekaden avanciert 
und über sie werden eine Reihe von The-
men gleichzeitig verhandelt: die deutsche 
Identität und ihr Verhältnis zu Europa, die 
Geschlechterverhältnisse, die zentrale 
Frage der Religiosität und der säkularen 
Verfasstheit des Staates sowie die Fra-
gen der Inneren Sicherheit, der demo-
kratischen und der Menschenrechte. Die 
Figur ist dabei so flexibel, dass es zu einer 
wahren Islamisierung des öffentlichen 
Diskurses und der Überdeterminierung 
gesellschaftlicher Konflikte gekommen 
ist. Sie stiftet ihre eigenen Sinnzusam-
menhänge, bringt ihre eigenen Evi-
denzen, Praktiken und Diskurse hervor.

Allen drei Figuren ist gemein, dass sie als 
konkrete empirische Größen nicht existieren. 
Sie leben durch die Erzählungen über sie, sie 
verdichten sich in Legenden und werden dar-
über zu Evidenzen in unserer aller Leben: Wir 
beginnen uns nach ihnen zu verhalten, über 
sie zu streiten, auch wenn und gerade weil 
wir sie nirgends antreffen. Sie werden zu einer 
Figur, über die die Gesellschaft sich über ihre 
eigenen Probleme verständigt, bei diesen aber 
nie ankommt. 

Demokratie vs. Demokratie

Aus diesem Grund scheint es mir nicht ge-
nügend zu sagen, die Geflüchteten hätten fak-
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tisch mit den Problemen nichts zu tun oder wir 
müssten die Politik der rechtspopulistischen 
Polarisierung dethematisieren. Dies können 
nur zwei Strategien in der momentanen Kons-
tellation sein.

Gerade nach der Wahl von Donald Trump 
zum Präsidenten der USA ist noch deutlicher 
hervorgetreten, dass die autoritären, die anti-
faktischen, sexistischen, homophoben und 
rassistischen Politiken von gewählten und 
insofern demokratischen Regierungen ausge-
hen. Und dass sie im Namen der Demokratie 
den anti-demokratischen Umbau von Gesell-
schaften, ob in Indien oder auf den Philippinen, 
in Polen oder eben in der Türkei vornehmen, 
wie es die Autorin Ece Temelkuran treffend be-
schrieben hat: „Von Anfang an wurden Fehler 
gemacht: Die jetzige Regierung überzeugte die 
Menschen davon, eine ‚gesellschaftliche Bewe-
gung‘ zu sein. Die Türkei fiel auf das Narrativ 
herein, dass das wahre Volk die wahre Demo-
kratie errichtet, indem es gegen die repressive 
Elite Widerstand leistet. (…) Jede Aktion der 
Mächtigen wurde innerhalb dieses Narratives 
legitimiert und heilig.“ Auch die AfD gibt sich 
als das Volk und als demokratische Partei aus. 
In ihren Diskussionen werden die Figuren der 
Anderen ins Verhältnis zum fiktiven Volk ge-
rückt. Dabei werden die realen Anderen aus der 
so neu formulierten völkisch-demokratischen 
Gesellschaft ausgeschlossen, was den wenigs-
ten Kommentatoren aufzufallen scheint. 

Aus diesem Grund müssen wir uns über 
die Figuren der Anderen klar werden und auch 
über ihre mögliche Funktion: Statt sie mit den 
realen Anderen zu verwechseln, können wir 
über sie vermittelt das Bedürfnis erkennen, zu 
einer neuen gesellschaftlichen Selbstverstän-
digung zu kommen. Anstatt im vermeintlich 
Vorhandenen zu verharren, gar der Nostalgie 
einer angeblichen Vergangenheit zu verfallen 
und der polarisierenden Politik der Rechtspo-
pulisten, ihrer Ablehnungskultur Raum zu 
geben, sollten wir diese Figuren im Realen 
einfach in Ruhe lassen und dieser Politik kein 
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Verständnis entgegenbringen, sondern Unver-
ständnis gegenüberstellen. Wir müssen dann 
fragen, worum es eigentlich geht und ob sich 
das Problem auch anders, ohne die Figur be-
schreiben lässt, die das Narrativ stützt. Nur so 
entrinnt man der Logik rassistischer Argumen-
tation, entkommt der Kombination aus neoli-
beraler und nationalistischer Politik. Das Ende 
des Rassismus, so spitzte es der anti-koloni-
alen Theoretiker Frantz Fanon mal zu, beginnt 
mit einem Unverständnis. 	 ó
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Identitäten statt Klassenkampf?  
Über die Ambivalenzen der Identitätspolitik
von Thilo Scholle

Fragen nach individuellen und vor allem 
kollektiven Identitäten, nach den Bedin-
gungen ihrer Entwicklung und ihren gesell-
schaftlichen und politischen Implikationen 
nehmen eine zunehmend größere Rolle in 
politischen Analysen und Debatten ein – und 
dies nicht erst seit dem Aufstieg der AfD in 
Deutschland oder dem Wahlsieg von Donald 
Trump in den USA. Bemerkenswert ist dabei 
nicht nur, dass oft völlig unklar bleibt, was 
mit „Identität“ eigentlich gemeint ist. Wie 
entwickeln sich Identitäten, welches Zusam-
menspiel aus gesellschaftlichen und indivi-
duellen Faktoren ist hier am Werk? Darüber 
hinaus: Wie abgeschlossen sind Identitäten 
und Identitätsbildungsprozesse eigentlich? 
Und lassen sich in ein und derselben Person 
nicht auch unterschiedliche „Identitäten“ 
verbinden? Ist das nicht vielleicht sogar die 
Regel, und wenn ja, wie lässt sich herausfin-
den, welche dieser Identitäten für die gesell-
schaftliche Selbstverortung eines Menschen 
entscheidend ist? Bei allen unterschiedlichen 
Ansätzen in der Debatte erscheint zumindest 
klar, dass es in erster Linie um diejenigen Be-
standteile einer persönlichen Identität zu ge-
hen scheint, die für die politische Ansprache 
mobilisierbar sind.

Auch in Bezug auf die Schlussfolgerungen 
liegen die einzelnen Debattenbeiträge oft 
weit auseinander. Zu beobachten ist aber, 
dass sich auf Seiten der politischen Linken 
immer klarer zwei sehr unterschiedliche Zu-
griffe auf das Thema herausbilden, die in 
ihren analytischen Ausgangspunkten und 
politisch-strategischen Schlussfolgerungen 
kaum mit einander vereinbar erscheinen: 
Einer Lesart der Identitätsfrage zufolge hat 
„die Linke“ sich nur noch – oder zumindest 
viel zu sehr – auf die Vertretung der Bedürf-

nisse gesellschaftlicher (sexueller, religiöser, 
ethnischer) Minderheiten konzentriert. In der 
Folge würden sich Menschen, die keiner die-
ser Minderheiten angehörten, nicht mehr an-
gesprochen und repräsentiert fühlen. Wäh-
rend dies für manche AutorInnen vor allem 
für kulturelle Fragen gilt, haben andere Stim-
men in der Debatte auch explizit das Stich-
wort „Klassenfrage“ auf der Agenda. Auf der 
anderen Seite findet sich die Forderung nach 
aktiver Identitätspolitik bei AktivistInnen der 
eben genannten Minderheiten selbst: Iden-
titätspolitik als Person of Color, als Schwuler 
oder als Frau wird hier als Voraussetzung für 
persönliches Empowerment und damit letzt-
lich als wichtiger Startpunkt für den Kampf 
um gesellschaftliche Gleichberechtigung ver-
standen.

Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch 
der Erfolg des Buches „Rückkehr nach Reims“ 
von Didier Eribon, über das seit dem Frühjahr 
intensiv im politischen Feuilleton diskutiert 
wird. Eribon schildert in dieser autobiogra-
phischen Suche, wie er als schwuler linker Pa-
riser Intellektueller in die Lebenswelt seiner 
Familie in der Geburtsstadt Reims eintaucht 
und vor allem der Frage nachgeht, warum 
viele seiner Verwandten aus einem einstmals 
solide kommunistisch wählenden Milieu heu-
te den rechtsextremen Front National wählen. 
Eribon macht dafür vor allem eine kulturelle 
Entfremdung zwischen der Linken und ihren 
alten Milieus aus: Diese habe nicht mehr viel 
mit den Lebenswelten und den Alltagssorgen 
der Arbeitermilieus zu tun, sondern lebe in 
ihrem Pariser Umfeld in jeder Hinsicht mei-
lenweit von diesen entfernt. Als dem Nieder-
gang der alten Industrien auch eine Beschä-
digung der alten Klassenidentitäten gefolgt 
sei, hätten diese Milieus den Arbeitern identi-
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tätspolitisch nichts mehr anzubieten gehabt. 
Allerdings relativiert Eribon die Progressivität 
der vorherigen Klassenidentität gleich ein 
Stück weit mit der Feststellung, dass rassisti-
sche und ausländerfeindliche Einstellungen 
innerhalb der KP-nahen Arbeiterschaft auch 
früher schon vorhanden gewesen sein. Die 
gemeinsame und durch eine starke kommu-
nistische Partei vermittelte Klassenidentität 
habe dies allerdings überdeckt. Als das ver-
bindende Band der KP-Identität lockerer ge-
worden sei, und nicht mehr zur Stabilisierung 
der eigenen Lebenswelt beitragen konnten, 
seien andere politische Angebote erfolg-
reichen in dieses Milieu eingedrungen, vor-
liegend verkörpert vor allem durch den Front 
National. In Deutschland hat dieser Band eine 
breite Rezeption ausgelöst, ohne allerdings 
wirklich ernsthaft auf bestehende sozialwis-
senschaftliche Forschungen zu Klassen und 
Milieus in Deutschland Bezug zu nehmen: Zu 
gut passt die Grundthese Eribons zur verbrei-
teten – und allenfalls teilweise zutreffenden 
– Vorstellung von einer politischen Linken, 
die von den Lebenswelten derjenigen, die sie 
eigentlich zu vertreten beansprucht, so weit 
entfernt ist, dass sie bei weiten Teilen der ei-
genen Wählerschaft kaum noch anschlussfä-
hig sei.

Identitätspolitik der sozial und kulturell 
abgehängten?

Gerade aus dieser Feststellung speist sich 
vor allem der Debattenstrang, der den poli-
tischen Misserfolg der Linken in ihrer zu star-
ken Betonung von Minderheitenrechten und 
der Interessen von Minderheitengruppen 
begründet sieht: So schreibt beispielsweise 
Mark Lilla in einem auch in Deutschland re-
zipierten Text in der New York Times vom 18. 
November, Hillary Clinton habe sich in ihrer 
Wahlkampagne einer Rhetorik von „diver-
sity“ bedient, die sich ausdrücklich (nur) an 
Schwarze, Latinos, LGBTs und Frauen gewandt 
habe. Wenn man aber schon Gruppen einzeln 
aufzähle, müsse man alle Gruppen aufzählen, 

da sich andernfalls die ausgelassenen ausge-
schlossen fühlen würden. Und genau dies sei 
im Falle der weißen Arbeiterklasse und bei 
den Wählerinnen und Wählern mit starken 
religiösen Überzeugungen geschehen. Im Er-
gebnis hätten diese Gruppen dann weit über-
wiegend für Donald Trump gestimmt. 

In der deutschen Diskussion lassen sich 
ähnliche Ansätze in Analysen zu den Wahler-
folgen der AfD unter Arbeitern und Gewerk-
schaftsmitgliedern bei einigen Landtags-
wahlen ausmachen. Festgestellt wird eine 
kulturelle Entfremdung der – meist weißen 
und männlichen – Arbeiterschaft vom als 
kosmopolitisch, vor allem an den Rechten von 
Minderheiten orientierten Mainstream: Rech-
te von Frauen, von sexuellen Minderheiten, 
ein ausufernder Antirassismus, und weiteres 
würde mehr Beachtung finden, als die kul-
turellen oder auch sozialen Bedürfnisse der 
vermeintlichen Mehrheit. Debatten über An-
tidiskriminierung, die Rechte von LGBT-Per-
sonen oder von Frauen hätten diese Gruppen 
nie erreicht, bzw. im Gegenteil zu einem im-
mer weiteren Rückzug aus den öffentlichen 
Debatten geführt.

Aufgegriffen wird dieser Debattenstrang 
auch bei einem Teil der politischen Linken, 
wenn etwa über die Notwendigkeit nach we-
niger „Political Correctness“ diskutiert wird, 
oder wenn als Handlungsempfehlung für die 
(Zurück-)Gewinnung von Arbeitnehmern für 
die Sozialdemokratie eine eher sozial-patrio-
tische Linie empfohlen wird. In Deutschland 
sind Debatten über die kulturelle Entfrem-
dung von linker Politik und einstmals proleta-
rischen Milieus nicht neu, gerade im Umfeld 
der Sozialdemokratie. Neu angefacht wurden 
diese Diskussionen im Umfeld der Flucht-
bewegungen der letzten Jahre, um (wieder 
einmal) die These von einer angeblich abge-
hoben, von Willkommenskultur beduselten 
Parteielite und einer vermeintlich durch den 
Zuzug von Flüchtlingen verängstigten Basis 
zu bedienen.
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In einem Meinungsbeitrag in der FAZ vom 
23.11.2016 schreibt Michael Bröning, Leiter 
des Referats Internationale Politikanalyse der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Mitte-links-Parteien 
hätten darauf gesetzt, ihre als alternativlos 
verkaufte Wirtschaftspolitik durch rigorose 
Identitätspolitik und moralisierenden Kos-
mopolitismus auszugleichen. „Kulturkrampf 
statt Klassenkampf“. Die Sozialdemokratie 
müsse aufhören, „eine Breitseite nach der 
anderen auf die Alltagsrationalität der Wäh-
ler abzufeuern und davon absehen, tradierte 
Werte und Identitäten durch Erziehungs-
maßnahmen in Frage zu stellen.“

Diese Debatten sind nicht uninteressant 
– auch wenn sie meist wenig empirisch in-
formiert geführt werden. Allerdings gilt es 
festzuhalten, dass die Sozialdemokratie Teile 
der Arbeitnehmermitte in den letzten Jah-
ren in erster Linie deshalb verloren hat, weil 
sie schlicht deren materielle Interessen nicht 
mehr bedient– und dann oft zusätzlich auch 
noch bewusst emotionale Brücken abgebro-
chen hat. Diese bestanden jedoch kaum in 
einem gemeinsamen Bezug auf eine nati-
onale Identität, sondern vielmehr in einem 
aus der sozialen Lage heraus begründeten 
Anspruch auf Würde und soziale Veranke-
rung in der Gesellschaft. Deshalb bleibt bei 
vielen Beiträgen letztlich unklar, ob die poli-
tische Handlungsempfehlung schlicht in ei-
ner Verschiebung der kulturellen Ansprache 
bestimmter WählerInnengruppen bestehen 
soll, oder ob damit auch eine andere materi-
elle Politik verbunden sein sollte.

Oliver Nachtwey stellt in seinem aktu-
ellen Band „Abstiegsgesellschaft“ denn auch 
sinnvollerweise eher eine schlichte zeitliche 
Parallele zwischen dem Abbau sozialer Errun-
genschaften im Rahmen der Sozialdemokra-
tie des Dritten Weges und der gleichzeitigen 
stärkeren Betonung von Minderheiten-
rechten durch dieselben politisch handelnden 
Personen her, als dass er den vermeintlichen 
Abstieg der einen mit der vermeintlichen 

Bevorzugung der anderen kurzschließt. 
Während die Absicherung der bisherigen Ar-
beitnehmermitte eingeschränkt worden sei, 
seien neue Gruppen als Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt aufgetreten. Möglicherweise 
erleben wir in den USA und in Europa daher 
aktuell gar nicht die Vervielfachung der natio-
nal-identitären Bedürfnisse, sondern schlicht 
die Explosion der seit den Zeiten des „Dritten 
Wegs“ der neunziger und zweitausender Jah-
re unter der Oberfläche ruhenden politischen 
Minenfelder, die in erster Linie durch die Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik eben dieser 
Jahre gelegt wurden.

Identitätspolitik der gesellschaftlichen 
Minderheiten?

Vor allem in akademischen und aktivisti-
schen Kontexten haben sich in den letzten 
Jahren Debattenstränge herausgebildet, die 
sich ebenfalls identitätspolitisch interpretie-
ren lassen. Dabei geht es um die Entwicklung 
von Identitätspolitiken von Minderheiten: 
Um eine Entwicklung von Identitäten als 
„schwarze Deutsche“, als Mensch mit Mig-
rationshintergrund, als Muslima, als LGBT-
Person, als Frau, usw., die in ausdrücklicher 
Abgrenzung zur „Mehrheitsgesellschaft“ vor-
genommen werden, während Differenzen 
und Unterschiede innerhalb dieser Grup-
pen beiseitegeschoben werden. Im Ergeb-
nis kann dies bedeuten, dass als politische 
Forderung „einer von uns“ in den Bundestag 
soll – ohne das klar ist, was diese Person jen-
seits einer bestimmten – vielleicht auch nur 
vorgestellten – Identität eigentlich inhaltlich 
repräsentieren soll oder auch kann. Deutlich 
wurde das Enttäuschungspotential von so 
verstandener Identitätspolitik zuletzt bei der 
Bundestagsabstimmung über die Resolution 
zum Völkermord an den Armeniern im Os-
manischen Reich, als viele deutsch-türkische 
WählerInnen über das Abstimmverhalten 
„ihrer“ Abgeordneten völlig entsetzt waren.
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Christoph Butterwegge legt dar, wie neoliberale 
›Reformen‹ das Armutsproblem tiefgreifend 
verschärft haben. Er analysiert die Ursachen von 
Armut und ihre Auswirkungen auf Betroffene und 
Gesellschaft, hinterfragt die amtliche Statistik und 
diskutiert Strategien gegen Armut.

P a p y R o s s a  V e r l a g

Thomas E. Goes

Aus deR KRise
zuR eRneueRung?
Gewerkschaften zwischen 
Sozialpartnerschaft und 
sozialer Bewegung

Paperback
978-3-89438-619-1
186 Seiten   |   € 13,90

Christoph
Butterwegge
ARmut
Basiswissen Politik /
Geschichte / Ökonomie

Pocketformat
978-3-89438-625-2
131 Seiten |   € 9,90

Prekarisierung und neue soziale Spaltungen 
verlangen nach Antworten. Die ›Gewerkschaft als 
Bewegung‹ setzt auf klare Konfliktorientierung, 
Ausbau demokratischer Machtpositionen in den 
Betrieben und die Verbindung etwa mit Erwerbslo-
sengruppen oder Bündnissen gegen Privatisierung.

Zusätzlich aufgeladen werden diese An-
sätze durch den Rückgriff auf die „Critical 
Whiteness Theorie“, die „weiße Privilegien“ 
zum Ausgangspunkt ihrer Analyse nimmt. 
Demnach soll sich jede/r zunächst selbst in 
seiner gesellschaftlichen Position einord-
nen – als „weißer“ oder „schwarzer“, hete-
ro- oder homosexueller Mensch, als Mann 
oder Frau, usw. – und sich ggf. der eigenen 
Privilegien bewusst werden. In der Folge 
verschiebt sich der Fokus dann allerdings 
von der – sinnvollen und notwendigen – Er-
kenntnis über die eigenen Verstrickungen in 
gesellschaftliche Machtverhältnisse und von 
der Bearbeitung von Diskriminierungen hin 
zur schwerpunktmäßigen Diskussion von 
„Privilegien“ „weißer“ Menschen. Dieser Weg 
kann in der Konsequenz letztlich dazu führen, 
dass der „weiße“ Hartz-IV-Empfänger als „pri-
vilegiert“ gelten soll, während ein ungleich 
wohlhabenderer Mensch anderer Hautfarbe 
dies nicht sein soll. Mögliche Allianzen und 
Solidaritäten werden damit erschwert, wenn 
nicht gar unmöglich gemacht.

Eine weitere Gefahr für den selbst postu-
lierten emanzipatorischen Anspruch solcher 
Art von Identitätspolitik droht durch die recht 
problemlose Anschlussfähigkeit an neoli-
berale wirtschaftspolitische Vorstellungen: 
Chancengerechtigkeit für unterschiedliche 
Gruppen ersetzt dann Chancengleichheit für 
alle. Dies ist – geht man davon aus, dass vor 
allem „Privilegien“ abgebaut werden müssen 
–ein eigentlich auch naheliegender Schluss. 
Praktisch-politisch steht dann beispielswei-
se nicht der Umbau des Bildungssystems zu 
einem chancengleichen und inklusiven Sys-
tem auf der Agenda, sondern die Forderung 
nach Aufstiegsmöglichkeiten an die Spitze, 
beispielsweise durch Quotenregelungen für 
bestimmte Ämter oder in Gremien im Mittel-
punkt des Interesses. Im Ergebnis kann dies 
eher in einer Kooptierung einiger Angehö-
riger von Minderheiten enden, ohne damit 
einen Schritt hin zu mehr Chancengleichheit 
für alle zu bewirken.
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Perspektiven linker Identitätspolitik?

Welche Konsequenzen lassen sich aus 
den oben geschilderten Debatten für die So-
zialdemokratie ziehen? Dass sich politisches 
Bewusstsein nicht unmittelbar aus den ma-
teriellen Verhältnissen ergeben muss, ist eine 
alte Erkenntnis linker politischer Strategiede-
batten. Lediglich technokratische Verbesse-
rungen der Lage – beispielsweise durch Ein-
führung eines Mindestlohns oder der Rente 
mit 63 – reichen also nicht aus, um die Sozi-
aldemokratie wieder gesellschaftlich besser 
zu verankern. Die wichtige politische Frage 
gerade aus linker Sicht müsste daher sein, 
in welchem Verhältnis identitätspolitische 
Ansätze und Ansätze, die auf eine Beantwor-
tung jeweils materieller Interessen zielen, 
zueinander stehen. Diese Frage hat u.a. durch 
die Wahl Donald Trumps von Menschen, die 
von ihm vieles erwarten dürfen aber vermut-
lich keine Verbesserung ihrer sozialen Lage, 
durchaus Auftrieb erhalten. In gewisser Wei-
se trifft dies auch zu, wenn man die Anteile 
von Arbeitnehmern an der AfD-Wählerschaft 
mit dem nach wie vor gewerkschaftsfeind-
lichen und neoliberalen AfD-Programm ins 
Verhältnis setzt.

Weitgehend in den Hintergrund getreten 
ist die noch vor kurzem verbreitete Suche 
nach einer neuen „großen Erzählung“ für die 
Sozialdemokratie. Dabei ist es linken Akteuren 
in einigen Politikfeldern durchaus gelungen, 
praktische politische Forderungen und die 
politisch-ideologische Ansprache miteinan-
der zu kombinieren. Dies gilt beispielsweise 
für die Befürworter eines „Bedingungslosen 
Grundeinkommens“, die zu einem ideolo-
gischen Überbau von Freiheit und Selbstbe-
stimmung – in Abgrenzung zu hergebrachten 
linken Vorstellungen von Arbeitsgesellschaft –  
auch ein politisches Instrument hinzufügen. 
Gerade an diesem Beispiel wird deutlich, wie 
wenig der Sozialdemokratie umgekehrt hier 
in den letzten Jahren gelungen ist: Die Idee 
eines aktivierenden Sozialstaats, geprägt 

durch die Sozialdemokratie des Dritten Weges 
bot zwar auch eine Kombination aus ideo-
logischem Überbau und konkreten Instru-
menten – tatsächlich und in der öffentlichen 
Wahrnehmung sind diese aber weitgehend 
gescheitert. Aus linker Perspektive wurden 
demgegenüber viele interessante Instrumen-
te entwickelt – beispielsweise die Arbeits-
versicherung – das Zimmern eines ideellen 
Überbaus gelang jedoch nicht. Dies gilt auch 
für die Themen rund um Familie, Zeitsouverä-
nität und Arbeitszeiten. Auch hier entwickeln 
sich langsam instrumentelle Angebote, ein 
ideeller Rahmen aber noch nicht. In diesem 
Sinne wäre es eine der wichtigsten Aufgaben, 
einen politisch-ideellen Rahmen für eine „so-
lidarische Arbeitsgesellschaft“ zu entwickeln, 
der die richtigen Ansprüche an Autonomie 
und Selbstbestimmung von Beschäftigten 
aufnimmt, diese aber eben nicht durch den 
individuellen Ausstieg aus der Arbeitsge-
sellschaft – Beispiel Grundeinkommen –  
bewerkstelligen will, sondern kollektive Ab-
sicherung zum Ausgangspunkt für indivi-
duelle Handlungsfreiheit macht. Im Bereich 
der linken politischen Publizistik finden sich 
zwar eine ganze Reihe von Stimmen, die eine 
andere Wirtschaftspolitik fordern und gut be-
gründen – auch wenn hier ebenfalls Diskurse 
über „Postwachstum“ zunehmen. Gerade mit 
Blick auf die Arbeitsgesellschaft fällt aber auf, 
dass die verschiedenen Varianten von einem 
„Ende der Arbeit“ immer noch das publizis-
tische Feld zu beherrschen scheinen. Junge 
Menschen auf der Suche nach radikalen ge-
sellschaftlich-emanzipatorischen Theoriean-
geboten dürften wesentlich schneller auf Bei-
träge aus dem oben beschriebenen zweiten 
Strang identitätspolitischer Debatten stoßen 
als auf Texte zur Entwicklung einer emanzipa-
torischen Arbeitsgesellschaft.

Es ist mit Blick auf die aktuellen Identitäts-
debatten daher wenig erstaunlich, dass sie 
weitgehend im kulturellen Bereich operieren, 
und das Thema Arbeitsgesellschaft allenfalls 
unter der Rubrik von „Globalisierungsgewin-
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nern“ und „Globalisierungsverlieren“ be-
handeln, was eine arge Verkürzung darstellt. 
Auch diejenigen, die davon sprechen, die Lin-
ke habe die „Klassenfrage“ vernachlässigt, 
werden meistens wenig konkreter.

Bleibt man einen Moment im Bereich 
der kulturellen Identitäten, so ist es in der 
Tendenz sicherlich eine zutreffende Beob-
achtung, dass Identitätsangebote für gesell-
schaftliche Minderheiten aktuell wesentlich 
nachdrücklicher greifbar sind, als für die 
Breite der abhängig Beschäftigten. Wichtig 
ist hier aber vor allem die Feststellung, dass 
frühere starke kollektive Identitäten in die-
sen Gruppen in keiner Weise zwangsläufig 
heimlich rassistisch oder sexistisch dachten, 
wie dies mit Blick auf die aktuelle „weiße“ Ar-
beitnehmerschaft immer wieder unterstellt 
wird. Im Gegenteil, im Umfeld von Gewerk-
schaften, Sozialdemokratie und Jugendver-
bänden entwickelten sich durchaus kollek-
tive Identitäten, die auf Solidarität beruhten 
und für den Kampf auch gegen Rassismus 
und Diskriminierung mobilisierbar waren. 
Identitätsangebote an die „weiße“ Arbeiter-
schaft müssen also keinesfalls reaktionär 
oder chauvinistisch ausfallen. 

Politisch wird es daher letztlich nicht wei-
terführen, neben den beschriebenen Identi-
täten von gesellschaftlichen Minderheiten 
jetzt einfach an einem verstärkten Identitäts-
angebot speziell für den „weißen“ Arbeiter 
herumzuzimmern. Ebenso wenig weiterfüh-
rend ist es, in der starren Identitätspolitik 
mancher linker AktivistInnen zu verharren, 
die neben ihrer konkreten eigenen Diskrimi-
nierung insbesondere keinen Blick mehr für 
Spaltungen innerhalb der Arbeitsgesellschaft 
insgesamt mehr entwickeln können: „Sobald 
es um Identität geht, geht es gerne um alles 
oder nichts“ (Christian Thomas, Frankfurter 
Rundschau, 30.11.2016).   Eine Versammlung 
von Minderheiten-Identitäten bedeutet hier 
jedenfalls nicht zugleich die Entwicklung von 
gesellschaftlichen Mehrheiten.

Daher sollte die weitere Debatte nicht 
durch die Orientierung an den beiden be-
schriebenen identitätspolitischen „Rändern“ 
weitergeführt werden. Nötig ist stattdes-
sen eine Rückbindung der Diskussionen an 
das Zentrum der Arbeitsgesellschaft. Diese 
Perspektive sollte den Packer bei Amazon 
genauso in den Blick nehmen wie den Soft-
wareentwickler im Prenzlauer Berg. Und 
eben auch die Ansprüche von Diskriminie-
rungen ausgesetzten Minderheiten auf glei-
che Rechte und Chancen auf allen Ebenen. 
Im Papier „Neue Zeiten Denken“ von Bettina 
Kohlrausch, Benjamin Mikfeld und Jessika Wi-
schmeier aus dem Jahr 1999 wurde in Bezug 
auf die Denkaufgaben für die Sozialdemokra-
tie geschrieben: „Die strategische Herausfor-
derung für die Zukunft linker Politik besteht 
darin, der sich entlang der Sozialstaatsfrage 
vollziehenden Spaltung der jungen Genera-
tion gemeinsame Anknüpfungspunkte für 
eine solidarische und emanzipatorische Poli-
tik entgegenzustellen. (…) Nicht das Gegen-
einander-Ausspielen von neuen und alten 
Arbeits- und Lebensrealitäten, sondern die 
Identifizierung gemeinsamer Anknüpfungs-
punkte ist das Gebot der Stunde.“

An diesem grundsätzlichen Anspruch, 
bei neuen Spaltungslinien nach den ver-
bindenden Momenten zu suchen, hat sich 
nichts geändert. Nötig wären also letztlich 
Brücken aus den identitätspolitischen Debat-
ten zurück in die gemeinsame Perspektive 
einer solidarischen Arbeitsgesellschaft, die 
Selbstbestimmung und Sicherheit für alle 
– unabhängig von Herkunft, Religion oder 
Geschlecht – ermöglicht.	 ó
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Rezension: „Der Geist geistloser Zustände“ – Religions-
kritik und Gesellschaftstheorie
von Thilo Scholle

In  aktuellen  öffentlichen  Debatten  äußert 
sich Religionskritik fast ausschließlich am Bei-
spiel des Islam. Dabei nehmen etliche der Prot-
agonistinnen  und  Protagonisten  für  sich  in 
Anspruch,  dies  in  emanzipatorischer  Absicht 
zu tun, auch wenn dies bei nicht wenigen eher 
vorgeschoben  sein  dürfte,  da  vergleichbare 
Probleme  in  anderen  Religionen  ausgeblen-
det werden. Aus einer linken Perspektive fehlt 
dabei oft die Konsequenz, sich mit dem gesell-
schaftlichen  Phänomen „Religion“  insgesamt 
auseinanderzusetzen.  Gerade  dann,  wenn 
Religionskritik  in  emanzipatorischer  Absicht 
betrieben werden soll,  ist eine solche umfas-
sende Perspektive aber unerlässlich.

An dieser Stelle lohnt ein Blick in den leider 
bereits vergriffenen Sammelband von Berger, 
Reichardt  und  Städtler  aus  dem  Jahr  2012, 
der  größtenteils  auf  Tagungsbeiträge  einer 
Konferenz  in  Hannover  zurückgeht.  In  ihrer 
Einleitung  schreiben  die  Herausgeber,  Aus-
gangsidee  der  Tagung  sei  es  gewesen,  „der 
gegenwärtigen Diskussion über Religion und 
Politik  eine  von  gesellschaftstheoretischen 
Voraussetzungen  ausgehende  Stimme  hin-
zuzufügen,  ausgehend  von  dem  Eindruck, 
dass diese Diskussion in den Sozial- und Geis-
teswissenschaften, aber mittlerweile auch in 
der Philosophie, hauptsächlich in empirischer 
Weise  geführt  wird,  so  dass  die  Beobach-
tungen und Daten zum Gegenstand pragma-
tischer Analysen dienen, aber kaum mehr in 
allgemeiner  und  begriffl icher  Weise  refl ek-
tiert und hinterfragt werden.“ Religion habe 
zwar  durchaus  gesellschaftliche  Funktionen, 
aber ebenso erkenntnistheoretische und geis-
tesgeschichtliche Wurzeln. Religionen hätten 
in allen Gesellschaften bestimmte und daher 
identifi zierbare  Funktionen,  und  es  sei  eine 
Aufgabe geschichtlicher, philosophischer und 

politischer  Forschung,  diese  Funktionen,  die 
ihrerseits  für  die  Religionen  in  ihren  jewei-
ligen Gestalten bestimmend sein können, zu 
ermitteln und einer kritischen Prüfung zu un-
terziehen.

Die  These  von  einer  „Rückkehr  des  Religi-
ösen“ halten die Herausgeber für fragwürdig. 
Religion sei in weiten Teilen der Welt jederzeit 
präsent  gewesen,  auch  wenn  sich  vielleicht 
einige  Akzente  verschoben  haben  könnten. 
Hinsichtlich Westeuropas  sei  eher  zu  fragen, 
ob wirklich eine Verstärkung religiöser Orien-
tierung festzustellen sei, oder ob es sich nicht 
vielmehr  um  eine  verstärkte  Wahrnehmung 
aufgrund  eines  neuen  Interesses  an  solchen 
Phänomenen handele. In Bezug auf den Islam 
verweisen  die  Herausgeber  auf  eine  zuneh-
mende  Aufl adung  „säkulare(r)  politische(r) 
Probleme“  wie  Fragen  der  Einbürgerung,  der 
Partizipation  an  Rechten  und  Institutionen 
oder  auch  des  Baurechts,  die  mit  besonderer 
Wucht vorentschieden werden könnten, wenn 
sie religiös aufgeladen würden.

Eine klare Abgrenzung nehmen die Heraus-
geber  zu  den  nach  ihrer  Einschätzung  etwa 
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von Richard Dawkins vertretenen Vorstellun-
gen vor, denen zufolge es sich bei Religion um 
„biologisch bedingte Wahnvorstellungen“ 
handele: „ (…) aufgrund dieses unreflektierten 
Naturalismus‘ lässt sich eine mehr oder we-
niger begründete Abneigung gegen Religion 
formulieren, aber keine triftige, philosophisch 
oder gesellschaftstheoretisch sachhaltige Kri-
tik begründen.“ In diesem Sinne finden sich im 
Band denn auch keine Generalabrechnungen 
mit Religion oder Religiosität.

Die durchweg gut geschriebenen 13 Beiträ-
ge sind auf drei Abschnitte verteilt, von denen 
die in den ersten beiden Abschnitten „Zur ge-
sellschaftlichen Funktion von Religion“ sowie 
„Theoriegeschichtliche Aspekte von Religi-
onskritik“ besonders interessant sind. Heiko 
Vollmann skizziert Religionskritik als Kritik 
gesellschaftlicher Entfremdung. Robert Men-
asse entwickelt die These vom Kapitalismus 
als Religion, und beschreibt, wie sich im Ka-
pitalismus zunehmend eine Vorstellung von 
Kapitalismus als Naturgesetz, als Gottes Wille, 
herausbilde.

Einen informativen Überblick über Religi-
onskritik in der Antike bietet der Beitrag von 
Tobias Reichardt. Auch in der Antike habe es 
bereits Religionskritik gegeben, die Religion 
als Hindernis der menschlichen Freiheit auf-
gefasst habe. Der antike Atheismus oder Ma-
terialismus habe aber keine politische Eman-
zipation gefordert. Er trete nicht im Namen 
der Unterdrückten auf, und erhebe keine so-
zialreformatorischen oder gar revolutionären 
Ansprüche, sondern bleibe ein Privileg der 
Herrschenden. Einen Funktionswechsel wer-
de der Atheismus erst im Anbruch der Neu-
zeit erfahren.

Günther Mensching macht sich in seinem 
Artikel daran, den Weg „von der theologischen 
Kritik des Diesseits im Mittelalter zur Kritik der 
politischen Ökonomie“ zu zeichnen. Offen-
sichtlich habe es im Mittelalter keine Position 
gegeben, welche der Religion schlechthin die 

Existenzberechtigung abgesprochen habe. 
Religion sei einerseits Bestandteil der „dies-
seitigen Welt“ gewesen, habe deren Elend be-
fördert und davon profitiert, andererseits aber 
zugleich Formen von Kritik hervorgebracht, die 
in der Neuzeit ihre ganze Sphäre in Frage ge-
stellt hätten. Mensching stellt zudem die Rele-
vanz von Ethik für das Handeln von Menschen 
heraus. Berufe sich eine Theorie der Emanzi-
pation, welche die Massen ergreifen solle, auf 
die Spontaneität aus moralischer Einsicht, so 
beziehe sie ihre Kraft aus der Religion, die sie 
doch aufheben wolle. An dieser Stelle wäre 
allerdings anzusetzen: Die Frage, woher Men-
schen, die „in geistlosen Zuständen“ einer be-
stimmten politischen, gesellschaftlichen oder 
auch religiösen Hegemonie aufwachsen, ihre 
ethischen und politisch-praktischen Ideen für 
die Notwendigkeit von Veränderungen ziehen, 
ist in der Tat von großer Bedeutung. Religiöse 
Vorstellungen sind hier sicherlich ein, aber 
nicht der einzige Ausgangspunkt für die Ent-
wicklung ethischer Überzeugungen.

Moshe Zuckermann geht in seinem Beitrag 
davon aus, die „Rückschläge einer fehlgeleite-
ten Säkularisierung, die in die Katastrophen 
des 20. Jahrhunderts mündete“, habe dem 
Atheismus geschichtlich gleichsam den Bo-
den entzogen. Religiöser Fundamentalismus 
feiere wieder Urstand in allen Weltreligionen, 
infiltriere das Politische und nähere die Ideolo-
gisierung zunehmender sozialer Verelendung 
in der Welt. Es gelte daher, der Aufklärung 
ihre ursprüngliche Emanzipationsemphase 
zurückzugewinnen. Von Gott sei nach wie vor 
nichts zu erwarten, der Mensch müsse wieder 
wahres Subjekt der Geschichte werden wollen. 
„Was er dabei revolutionär zu erkämpfen hat, 
muss er ohne Gott, aber auch ohne Vergot-
tung der Gottlosigkeit und Anbetung neuer 
Götzen verrichten. (…) Er muss sich zur Realität 
erziehen, wenn der ‚Geist geistloser Zustände‘, 
wenn das ‚wirkliche Elend‘ historisch bekämpft 
und radikal überwunden werden soll.“	 ó
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Wirtschaftsweise oder Ideologen?  
Der Sachverständigenrat und die Krise 
der Ökonomik
von Arne Heise

Nicht erst seit Queen Elisabeth II. die Öko-
nomen ihrer Royal Economic Society dafür 
schalt, dass diese die Weltfinanzkrise we-
der haben kommen sehen noch brauchbare 
Konzepte für deren Überwindung vorweisen 
konnten, sehen sich die Wirtschaftswissen-
schaften einer manifesten Vertrauens- und 
Legitimationskrise ausgesetzt. Insbesondere 
die maßlose Verengung paradigmatischer 
(also grundlegender Erklärungs-)Ansätze auf 
nurmehr eine dominante Sichtweise – die 
Neoklassik – und deren wirtschaftspolitische 
Konzeption findet immer weniger Verständ-
nis bei ökonomischen Praktikern, Politikern 
und Studierenden, die sich für eine metho-
dische, paradigmatische und interdisziplinäre 
Weitung der Ökonomik einsetzen.

In der Disziplin trifft diese Kritik auf eine 
Wagenburgmentalität: 2011 ging der Ökono-
mie-Nobelpreises an zwei ausgesprochene 
Hardliner der Neoklassik und deren markt-
gläubigen Neoliberalismus – Thomas Sar-
gent und Chris Sims. Im Jahr 2013 ging er an 
den Begründer der ‚These effizienter Finanz-
märkte‘ (!) – Eugene Fama. Damit stellte die 
Profession klar, dass sie nicht gewillt ist, die 
Hackordnung in der Disziplin in Frage zu stel-
len, und dass sie keinen Grund sieht, die frag-
würdigen Erkenntnisse der Mainstream-The-
orie allzu kritisch zu hinterfragen. Natürlich 
hätte man durch die Auszeichnung ‚kritischer‘ 
bzw. ‚heterodoxer‘ Ökonomen, die nicht erst 
mit der Weltfinanzkrise nach 2008 für alter-
native Erklärungsansätze und Wirtschaftspo-
litiken werben, nachdrücklich die Auffassung 
verbreiten können, konkurrierende und ggf. 
sogar opponierende Theorien und Modelle 
erhöhten das Verständnis für die Bedingtheit 

und mögliche Fehlerhaftigkeit der jeweiligen 
Ansätze. Und man hätte darauf aufmerksam 
machen können, wie hilflos die Politik ist und 
wie schadvoll ein einmal unter dem wohl be-
kannten Argumentationsmuster TINA (There 
Is No Alternative) eingeschlagener Weg sein 
kann, wenn sich dieser als falsch herausstellte. 

Vor diesem Hintergrund ist das neues-
te Gutachten des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (SVR) unter dem Titel ‚Zeit für 
Reformen‘ als neuerlicher Beweis für den 
wahrlich beklagenswerten Zustand der Öko-
nomik zu verstehen und die Körpersprache 
von Bundeskanzlerin Merkel beim Presseter-
min zum Empfang des Gutachtens Anfang 
November machte dann auch deutlich, wel-
chen Stellenwert diese seit 1963 gesetzlich 
festgeschriebene ‚Pflichtberatung‘ hat: Im Ja-
nuar 2017 wird der Jahreswirtschaftsbericht 
mit einigen Worten auf das SVR-Gutachten 
eingehen (müssen), ansonsten dürfte sie we-
nig Zeit darauf verschwenden, das Gutachten 
intensiver zu studieren.

Blickt man in diese Geschichte der Jahres-
gutachten, so wird kein Begriff in den Titeln 
so häufig verwendet, wie ‚Reformen‘, die 
praktisch ständig angemahnt werden: In öko-
nomisch kritischen Zeiten werden Reformen 
als notwendige Voraussetzung für Besse-
rung, in wirtschaftlich günstigen Zeiten als 
notwendige Voraussetzung für langfristige 
wirtschaftliche Prosperität angesehen. Der 
Reformbegriff wird so entwertet und Reform-
bedürftigkeit zum Dauerzustand deklariert. 
Da sich das Wirtschaftsystem einem dauer-
haften Wandel ausgesetzt sieht, könnte ein 
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ständiges ‚hinterherreformieren‘ ja vielleicht 
tatsächlich notwendig sein. Allerdings muss 
es schon erstaunen, wenn beständig die glei-
chen Reformen angemahnt werden: 1) Steu-
erreformen zur Senkung der Steuerbelastung 
der Haushalte und Unternehmen – nicht 
etwa zur Schließung von Gerechtigkeitslü-
cken, die sich bei zunehmend ungleicher Ein-
kommensverteilung auftun. Dabei stört es die 
‚Wirtschaftsweisen‘, wie die fünf Mitglieder 
traditionell genannt werden, (mehrheitlich) 
auch nicht, dass die Einkommen- und Unter-
nehmenssteuersätze seit langer Zeit im Trend 
sinken und insbesondere höhere Einkommen 
dabei stärker entlastet wurden; 2) Arbeits-
marktreformen, die die Lohnflexibilität und 
Arbeitskräftemobilität in Richtung eines 
möglichst flexiblen Arbeitsmarktes erhöhen. 
Dabei stört es die Wirtschaftsweisen (mehr-
heitlich) auch nicht, dass durch vergangene 
Reformen bereits ein Ausmaß an prekärer, 
minder-geschützter Beschäftigung entstan-

den ist, das nicht nur im europäischen Ver-
gleich seines Gleichen sucht, sondern auch 
die Einkommensungleichheits- und Armuts-
problematik in Deutschland mit verursacht. 
Auch die Möglichkeit einer ‚Überschuss-Fle-
xibilität‘, die sich negativ auf die Produktivi-
tätsentwicklung der deutschen Wirtschaft 
auswirken könnte, wird von den Wirtschafts-
weisen nicht in Erwägung gezogen. 3) Fi-
nanz- und Geldpolitik-Reformen, die die öf-
fentlichen Haushalte auf eine restriktive, ein 
ausgeglichenes Budget zum alleingültigen 
Maßstab stilisierende Politik verpflichtet und 
die Geldpolitik grundsätzlich als zu expansiv 
brandmarkt. Dabei stört es die Mehrheit der 
Wirtschaftsweisen auch nicht, dass die impli-
zite (langfristige) Neutralität der Geld- und 
Finanzpolitik hinsichtlich der Wachstum-
sperformanz einer Volkswirtschaft sogar an 
den Rändern des Mainstreams längst kritisch 
hinterfragt wird und die Erfahrungen mit der 
Euro-Krise auch nur bei großer Toleranz für 

ARBEIT   BEWEGUNG   GESCHICHTE
ZEITSCHRIFT FÜR HISTORISCHE STUDIEN
bis D e zemb er 2015 Ja h rB u ch f ü r  Fo r schu ng e n zu r  Ge sch i chte d e r  A rb e i te rb eweg u ng

Arbeit – Bewegung – Geschichte wendet sich an Historikerinnen, Historiker, 
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die argumentative Strenge mit den gängigen 
neoklassischen Erklärungsmustern vereinbar 
gemacht werden können.

Das jüngste SVR-Gutachten lässt aber 
auch etwas Optimismus aufkommen – Op-
timismus über den künftigen Zustand der 
Ökonomik wie auch Optimismus über die 
Pluralität der wirtschaftspolitischen Mei-
nungen: Die Konstruktion des SVR ermöglicht 
es nämlich, dass durch das Vorschlagsrecht 
des DGB für wenigstens ein Mitglied des SVR 
ein Hauch von theoretischer und wirtschafts-
politischer Pluralität dann gewahrt werden 
kann, wenn es dem DGB gelingt, einen Wis-
senschaftler zu nominieren, der nicht nur von 
der Mehrheit des SVR akzeptiert wird (denn 
das Vorschlagsrecht ist kein Berufungsrecht), 
sondern der sich auch traut und dazu befä-
higt und willens ist, alternative Positionen 
zu vertreten. In der Vergangenheit ist es dem 
DGB nicht immer gelungen, einen solchen 
Wissenschaftler vorzuschlagen, doch findet 
sich der gegenwärtige SVR-Weise auf ‚DGB-
Ticket‘ immer besser mit seiner Außensei-
terrolle und Korrekturfunktion zurecht: Im 
jüngsten Gutachten macht Peter Bofinger in 
rekordverdächtigen sieben (von insgesamt 
zwölf) Kapiteln eine abweichende Meinung 
geltend. So bringt eralternative Sichtwei-
sen oder doch zumindest kritische Auffas-
sungen ein, die selbst der Mainstream noch 
ermöglicht: Er verweist auf die grundlegende 
Unstimmigkeit der Gleichzeitigkeit von re-
lativ guter wirtschaftlicher Performanz und 
der von der Mehrheit attestierten Reform-
notwendigkeit. Er zeigt auf, dass die starke 
Zunahme der Einkommensungleichheit kei-
neswegs bestritten werden sollte. Sie solle 
nicht als Marktergebnis mit allein positiver 
Anreizwirkung glorifiziert werden, sondern 
berge vielmehr Potential für ökonomische 
und politische Instabilität. Er verteidigt die 
gegenwärtig expansive Geldpolitik als alter-
nativlos angesicht weiterhin bestehender 
Produktions-, Inflations- und Kreditlücken in 
der EU. Und während die Mehrheitsauffas-

sung lautet, dasseine stärkere Zuwendung 
zur Subsidiarität in der EU mit entsprechend 
wettbewerbsorientierten Strukturreformen 
die Lehre aus dem Brexit-Votum sei, stellt er 
fest, dass eine auf den Abbau von Arbeitslo-
sigkeit gerichtete Investitionsoffensive bes-
ser geeignet sei, um die negative Stimmung 
innerhalb und gegen die EU zu bekämpfen.

Diese institutionell abgesicherte Plurali-
tät der Meinungen im SVR sollte allerdings 
in der Öffentlichkeit noch viel mehr beach-
tet und als Grundlage für eine notwendige 
Auseinandersetzung um den besseren öko-
nomischen Kurs honoriert werden. Voraus-
setzung für aber ist auch künftig die Existenz 
heterodoxer Ökonomen. Das ist angesichts 
der einseitigen ökonomischen Ausbildung an 
deutschen Universitäten, wo eine derartige 
institutionelle Absicherung des Pluralismus 
bislang noch nicht vorhanden ist, keineswegs 
gewährleistet.	 ó
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1,4Die aktuelle Zahl 
von Michael Reschke
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1,4 Prozent betrug der Anstieg der 
realen Effektivlöhne der 28 EU-

Staaten im Durchschnitt im Jahr 2015, wie der 
jüngst erschienende WSI-Tarifbericht mitteilt. 
In den meisten EU-Ländern sind die durch-
schnittlichen Löhne dabei stärker als die Preise 
gestiegen. Allerdings verweist der Tarifbericht 
darauf, dass der Grund hierfür mitnichten in 
einer „kräftigen Lohnentwicklung“, sondern 
vielmehr in der „extrem niedrigen [...] Preis-
entwicklung“ läge. In elf Ländern sei die Prei-
sentwicklung sogar deflationär, dass heißt die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage bleibe dort 
mittlerweile anhaltend und deutlich hinter 
dem gesamtwirtschaftlichen Angebot zurück. 
Ein starker Indikator für eine Depression. 

Nun ist man geneigt zu fragen, was ist 
hieran abgesehen von dem nun für 2015 er-
mittelten Wert aktuell im Sinne von neu oder 
anders? Tatsächlich finden sich in der spw seit 
Jahren Forderungen nach einer offensiveren 
Lohnpolitik und einer gerechteren Primärver-
teilung. Zum einen als weitere Abkehr von der 
Niedriglohnstrategie und Lohnzurückhaltung 
der vergangenen Jahrzehnte in Deutschland, 
aber auch im Hinblick auf Wachstumsimpul-
se in Europa insgesamt. Insbesondere sind 
hier die südeuropäischen Länder zu nennen, 
die noch bis zuletzt unter Reallohnverlusten 
litten. 

Als neu und anders stellt sich der Debat-
ten-Kontext im Jahr 2016 dar. Es zeichnet sich 
ab, dass sich der Diskurs weiter in Richtung 
Nachfragepolitik verschieben könnte. Unter-
stützung für Forderungen nach einer Lohnof-
fensive kommt dabei von – für den deutschen 
Diskurs – teils unerwarteter, aber daher umso 
mehr willkommener Stelle: Marcel Fratzscher, 
Präsident des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW Berlin), fordert zum 
Kampf gegen Ungleichheit auf. Mario Drag-

hi, Präsident der EZB, sagt im September vor 
dem Europäischen Parlament „The case for 
higher wages is unquestionable“. Auch die 
gegenwärtig wachsende Infragestellung der 
„schwarzen Null“ als oberste Priorität der Fi-
nanzpolitik des Bundes deutet in diese Rich-
tung. 

Klar ist nicht einmal ein Jahr vor der Bun-
destagswahl aber auch: die in ihren Grund-
festen in Deutschland nach wie vor be-
stehende neoklassische Hegemonie muss 
entschiedener, aktiver und konfliktbewusster 
– vor allem von der SPD– attackiert werden. 
Eine Lohnoffensive, eine gerechtere Primär-
verteilung kann hierbei auch im Hinblick auf 
eine progressive Koalition von SPD, Grünen 
und Linken jenseits der großen Koalition inte-
grativ wirken und zugleich Gewerkschaften, 
Sozialverbände und teils sogar Wirtschafts-
verbände mitnehmen. 

Wenn man die (Primär-)Verteilungsfrage 
stellt, dann darf dies nicht folgenfrei blei-
ben. Und ein schlichter Appell an die Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände als 
Tarifparteien reicht dann auch nicht aus. Es 
müssten staatliche Maßnahmen – wie zur 
Stärkung des Tarifvertragssystems – ergriffen, 
eine deutlich höhere Mindestlohngrenze an-
gestrebt und durch den Staat in von ihm direkt 
oder indirekt beeinflussbaren Entlohnungsbe-
reichen wie im Öffentlichen Dienst und den 
Gesundheits-, Pflege- und Erziehungsberufen 
expansiv vorgegangen werden. Vorsicht ist in 
der Debatte hinsichtlich der steuerlichen Um-
verteilung geboten. Die Forderung nach einer 
gerechteren Primärverteilung darf die nach ei-
ner gerechteren Sekundärverteilung nicht ver-
drängen, sondern müsste diese ergänzen. 	 ó
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Angst ist kein guter Ratgeber
Migration und Sozialdemokratie

von Nurten Yılmaz

Europa zieht die Mauern hoch – an den 
Außengrenzen und an den Binnengrenzen. 
Diese Mauern stehen symbolisch für das Ab-
grenzungsdenken vieler Menschen. Es ist 
gespeist aus Ängsten, Enttäuschungen und 
rechtsdemagogischen Bewegungen. Wie hal-
ten es sozialdemokratische Parteien in dieser 
Gemengelage mit der Zuwanderungs- und 
Integrationspolitik? Eine Einschätzung aus Ös-
terreich. 

Ich habe vor einem halben Jahr im Parla-
ment gegen eine Verschärfung des Asylge-
setzes gestimmt, die ich mit meinem Gewis-
sen nicht vereinbaren konnte. Schlimmer: Ich 
konnte sie auch nicht mit den sozialdemokra-
tischen Werten vereinbaren. Mit drei weiteren 
Genossinnen habe ich damals diesem Gesetz 
meine Zustimmung verweigert. Diesen nicht 
einfachen, aber notwendigen Schritt habe ich 
damals wie folgt begründet:

„Das verschärfte Gesetz sieht vor: Flücht-
lingsstopp an der Grenze, Asyl nur in wenigen 
Fällen, „Asyl auf Zeit“ und einen beschränkten 
Familiennachzug. 

Dabei haben zwei von der Regierung ein-
gesetzte Verfassungsexperten festgestellt: 
das geht so nicht. Das ginge nur in absolu-
ten Staatskrisen. Was hat die Regierung also 
getan? Sie hat diese Staatskrise ins Gesetz 
geschrieben. Tritt das Gesetz in Kraft, kann 
die Regierung per Verordnung den Notstand 
ausrufen. Österreich ist dann geschlossen wie 
das Ungarn unter Orban. Und an den Grenzen 
dann Tragödien, Blut und Tränen?

Am 1. Mai kann man leicht mit breiter Brust 
Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und Solida-
rität hochleben lassen. Aber wenn es notwen-

dig wird, Solidarität zu zeigen, dann zeigt sich, 
wer diese Werte auch selbst lebt. 

Das neue Asylgesetz sieht nur ein Asyl für 
vorläufig drei Jahre vor. Das erinnert mich an die 
1970er Jahre, als Österreich Gastarbeiter geholt 
hat. Die sollten auch nur ein paar Jahre hier ar-
beiten und danach wieder nach Hause gehen. 
Sie sind aber geblieben und sie sind heute ein 
Teil von Österreich. Ein „Asyl auf Zeit“ macht 
die Integration der Menschen schwieriger, weil 
sie damit rechnen müssen, nur drei Jahre hier 
zu bleiben. Wurzeln schlagen, Deutsch lernen, 
etwas aufbauen: Das ist dann vorbei. Übrig blei-
ben verunsicherte Familien ohne konkrete Hoff-
nung. Integration schaut anders aus.

Oder der beschränkte Familienzuzug. Asyl-
berechtigte dürfen ihre Kinder nur holen, wenn 
sie überdurchschnittlich verdienen. Das ist ein 
böser Scherz. Wir wissen alle, dass Flüchtlinge 
länger brauchen werden, um sich in der Arbeits-
welt zu integrieren. Dass sie mehrheitlich keine 
gut bezahlten Jobs finden werden, dass sie das 
geforderte Einkommen einfach nicht schaffen.

Oder subsidiär Schutzberechtigte, also 
Menschen, die wegen Gefahr in ihrer Heimat 
bei uns bleiben dürfen. Sie sollen ihre Angehö-
rigen erst nach drei Jahren in ihre neue Heimat 
holen dürfen. 

Was ist daran sozialdemokratisch? Dieses 
neue Asylgesetz ist auch aus einem anderen 
Grund falsch: Es könnte genauso von einer 
ÖVP-FPÖ-Regierung sein. Wären wir in Oppo-
sition, würden wir heftig und laut dagegen 
aufstehen. Ich finde, Werte dürfen nicht da-
von abhängig sein, ob man gerade regiert oder 
nicht. Man hat sie oder hat sie nicht. Man lebt 
sie oder lebt sie nicht. Wenn man sie aber nicht 
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lebt, darf man sie auch nicht groß für sich be-
anspruchen. Die sind dann für immer weg. Das 
ist das historisch Falsche an diesem Gesetz. 
Dass man uns Sozialdemokraten nicht mehr 
glaubt, für die Ärmsten da zu sein. 

Es ist auch die falsche Strategie: Wenn wir 
das machen, was ein Herr Strache und einige 
Medien fordern, dann macht das ein Strache 
bald selbst als Bundeskanzler. Wenn ich stän-
dig einen halben Schritt nachgebe und zurück-
gehe, dann bin ich trotzdem irgendwann ein-
mal vor dem Abgrund. Ich meine: Wir haben 
gute Gründe für unsere Flüchtlingspolitik, wir 
sollten auch dazu stehen. 

Die Menschen schätzen Politikerinnen und 
Politiker, die Haltung zeigen. Die Gegenwind in 
Kauf nehmen. Denn: Der Wind dreht sowieso 
ständig. Einmal bläst er ins Gesicht, einmal gibt 
es Rückenwind. Der Wind kann sich drehen, wie 
er will, aber Politiker sollten das nicht. Sie verlie-
ren ihr wertvollstes Asset: Glaubwürdigkeit.“

Migration ist Normalität

So habe ich meine Ablehnung damals be-
gründet. Integrationspolitik funktioniert an-
ders, sie bedeutet zweierlei. Erstens Regelungen, 
Normen und Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass ZuwanderInnen sich hier einleben und 
ihren Beitrag zum gemeinsamen Ganzen leis-
ten können. Das reicht von der Einrichtung von 
Sprachkursen über die Förderung privater Ver-
eine bis hin zur Information der ZuwanderInnen 
über ihre Möglichkeiten. Zweitens aber ist Inte-
grationspolitik ein Ringen um Deutungshoheit. 
Wir sehen Zuwanderung und Migrationsbewe-
gungen als etwas ganz Normales, andere sehen 
sie als prinzipiell Schlechtes, mitunter Gefähr-
liches. Es ist daher von zentraler Bedeutung, 
dass wir (Flucht-)Migration aus dem Sicher-
heitsdiskurs herauslösen und wieder mit jenen 
Politikfeldern verknüpfen, in denen wir progres-
sive Narrative und Politiken anzubieten haben. 
Es geht um unseren Wohlfahrtsstaat, unsere 
sozialen Sicherheitsleistungen, unseren Weg 

des Gemeinsamen, der niemanden zurücklässt 
und alle einbindet. Was bedeutet unser sozial-
demokratisches Wertegefüge für gesellschaft-
liche Teilbereiche und wie können wir davon 
ausgehend Integrationspolitiken formulieren?

Wir in Wien halten es so: Möglichst frühe 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, die 
Menschen dort abholen, wo sie sind, und viele 
unterschiedliche Angebote des Spracherwerbs 
und der Eigenermächtigung. Deutsch ist die Ein-
trittskarte zum gemeinsamen Leben, Selbstbe-
stimmtheit ist der Reisepass zu Freiheit und Bil-
dung ist der Schlüssel zur Karriere. Die aktuelle 
rot-grüne Koalition in Wien nennt das in ihrem 
Regierungsprogramm „Integration von Anfang 
an“. Unabhängig vom Aufenthaltsstatus oder 
der Herkunft stehen Angebote offen. Es braucht 
eine pragmatische, unaufgeregte Herangehens-
weise, die sich aber bei politischem Gegenwind 
nicht wegdrückt. Das gelingt in Wien bei einem 
sehr hohen Anteil von ZuwanderInnen sehr gut. 

Wir stehen wegen des Syrienkriegs und an-
derer kriegerischer Auseinandersetzungen vor 
zusätzlichen Aufgaben. Es sind keine neuen Auf-
gaben für uns, aber die vielen Flüchtlinge, die im 
Vorjahr zu uns gekommen sind, sind quantitativ 
erst einmal zu bewältigen. Das ist unsere Auf-
gabe. Als SozialdemokratInnen stellt sich uns 
nicht die Frage, ob wir Asylrecht anwenden 
oder nicht. Das ist Teil unserer Seele. Solidarität 
kennt keine Grenzen.

Nun sag, wie hast du’s mit der Integration?

Alle sagen, sie wollen Integration. Sogar Herr 
Strache von der FPÖ. Aber was darunter ver-
standen wird, ist furchtbar unterschiedlich. Das 
Wort Integration wird so verwendet wie das 
Wort „Schlumpfen“ bei den Schlümpfen – näm-
lich für alles und das Gegenteil davon.

Die einen meinen kulturelle Assimiliation, 
wollen diese aber dann doch nicht. Wenn ein 
türkisches Paar jeden Sonntag zum Heurigen 
geht und dort eine Schweinsstelze mit Spritzer 
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konsumiert, dann ist das einer FPÖ auch nicht 
recht. Wenn ein Schwarzer als Fiakerfahrer 
rund um den Ring unterwegs ist und in breitem 
Wienerisch von Kaiserin Sissy plaudert, dann 
ist das den Straches Europas auch nicht recht. 
Und wenn ein Araber in den weihnachtlichen 
Einkaufsstraßen den Nikolaus gibt, schon gar 
nicht. Das sind Vertreter eines rassischen Ge-
dankenguts – wobei GedankenGUT der falsche 
Begriff ist. Sie heucheln Gleichberechtigung, 
meinen aber Herrenmenschentum. Mit solchen 
Proponenten ist keine Debatte über Integration 
möglich. Integration ist hier ab- und ausgren-
zende Defizitmarkierung, um sich selbst zu er-
höhen. Sie ist eine Drohgebärde, weshalb diese 
PolitikerInnen nur polizeiliche Maßnahmen ein-
fallen: Zwang, Strafe und Segregation.

Eine zweite Gruppe versteht unter Integra-
tion möglichst unauffällig und versteckt zu le-
ben. So als sollten alle ZuwandererInnen in der 
Früh, wenn 90 Prozent der Österreicher noch 
schlafen, Büros und WCs putzen, Zeitungen aus-
tragen, aber bitte nicht auffallen. Das sind meis-
tens dieselben Menschen, die laut behaupten: 
„Würde ich auswandern, ich würde mich total 
den Gegebenheiten und Sitten meiner neuen 
Heimat anpassen, man kann nur eine Heimat 
haben.“ Die meisten davon merken gar nicht, 
wie dumm so ein Satz ist. Denn er kann weder 
widerlegt noch bewiesen werden. Dem gegen-
über ist wichtig zu betonen: Man kann mehrere 
HeimatEN haben. Heimat ist nicht nur dort, wo 
man geboren wurde, sondern dort, wo man sich 
wohlfühlt. Integration ist das Ankommen der 
MigrantInnen, wobei dieses Ankommen immer 
auch ein Neubeginn ist. Das gilt auch für die gan-
ze Gesellschaft: Wir sind eine Migrationsgesell-
schaft und müssen in diesem Selbstverständnis 
ankommen – wir müssen den Neubeginn jedes 
und jeder einzelnen ermöglichen. Und jeder 
Neubeginn fällt auf und macht von sich reden.

Dritte wiederum verstehen unter Integration 
ein paar nette Kebabbuden, ein paar Jugopar-
ties und Afrikatage als Behübschung der Stadt. 
In der Schule heißt es „Tanz deine Herkunft“ und 

jeder solle bitte typisches Essen mitbringen. Die 
haben auch gerne ihre Vorzeigzuwanderer. Das 
sind aber nur jene, die es ökonomisch geschafft 
haben. Man plädiert hier für „Mentoring“ und 
„Diversity Management“. Ein touristischer Zu-
gang, oftmals gekoppelt mit „Humankapital“-
Theorien aus der Betriebswirtschaft. Kulturelle 
Vielfalt quasi als Vorteil im Standortwettbe-
werb. Dieses liberale Integrationsverständnis 
verharrt im Kulturellen, redet gerne über Iden-
titäten, ist aber völlig blind gegenüber prekari-
sierten Arbeitsverhältnissen, struktureller Dis-
kriminierung und ökonomischer Ungleichheit. 
Damit will man in Ruhe gelassen werden, das 
trübt nur den Blick.

Letztlich gibt es die Fixierten, die dem Thema 
Migration alles zuordnen. Sie sind den ganzen 
Tag lang besessen von diesem Thema. Krank-
heit, Diebstahl, Schlechtwetter, Kopfweh – an 
allem sind Ausländer und Ausländerverstehe-
rInnen schuld. Natürlich haben diese Menschen 
ganz andere Probleme, wie Jobunsicherheit, 
Arbeitslosigkeit, Ängste aller Art und fehlen-
den Zukunftsoptimismus. Dass daran eine be-
stimmte Gruppe schuldsein muss, dieses Sys-
tem hat sich seit Jahrhunderten bewährt. An 
der Pest, an Wetterunglücken, an Brunnenver-
giftungen, an Hunger und Elend waren schuld: 
Roma, Hexen, Juden, Freimaurer, Ketzer aller 
Art, Geisteskranke, Hugenotten, Protestanten, 
Armenier usw. Aktuell Kurden, Zionisten und 
die EU. Integration gibt es hier nicht, nur Mau-
ern, Repression und Vernichtung. Und auch hier 
zeigt sich in Österreich das alte, soziologische 
Gesetz: Je weniger dieser „Schuldigen“ vor Ort 
sind, desto eher gibt es die Abneigung gegen 
sie. Die höchste antisemitische Einstellung gab 
es z.B. in den 1930er Jahren in Kärnten. Dort ha-
ben die wenigsten Juden gelebt. 

Zurück zur Integration: Die hat, wie wir wis-
sen, nicht nur zwei Seiten – die neu Hinzuge-
kommenen und die bereits Hierlebenden –, 
sondern dieses Verhältnis ist ein dynamisches, 
das beide Seiten auch aufhebt, verändert und 
die Gesamtgesellschaft weitertreibt. Genau 
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deshalb braucht es eine inklusive Erzählung, 
eine Geschichte als Einwanderungsland, die 
alle mitnimmt, Verbindlichkeit, Anerkennung 
und Gemeinsamkeit schafft, aber niemanden 
überfordert. Manche der Hierlebenden aber 
wollen keine Änderung. Sie wünschen die gute 
alte Zeit zurück, die es so nie gegeben hat. Aber 
in ihrer persönlichen Erfahrung war damals al-
les schön – und ausländerfrei. Weil nach der 
ethnischen Vernichtung und Säuberung durch 
die Nazis als Gegenbewegung die Vertreibung 
der Deutschen nach Deutschland und Öster-
reich gekommen ist und Europa so ethnisch 
homogen war wie in den Jahrhunderten davor 
nicht. Der Eiserne Vorhang hat diese „kulturelle 
Inzucht“ weiter verstärkt. Dann kam die Suche 
nach „Gastarbeitern“. Prioritär als Arbeitskräf-
te ausgebeutet, wurde ihnen der Gast-Stempel 
jahrzehntelang umgehängt– zum Nachteil aller. 
Erst mit dem Fall des Eisernen Vorhangs, der 
Etablierung eines europäischen Binnen- und Ar-
beitsmarktes wurde Wien wieder so, wie es vor 
Hitler immer schon war: ein Vielvölkergemisch. 
Nur schöner, lebenswerter und reicher als da-
mals. Diese Realität braucht aber auch im Sym-
bolischen, in der Politik ihre Entsprechung. Auch 
hier: Ein Ringen um Deutungshoheit.

Stimmungsmache und Dagegen-Halten

Sozialdemokratische Integrationspolitik eta-
bliert die Bedingungen, die ein Ankommen von 
ZuwanderInnen und deren Teilhabe ermögli-
chen und erleichtern. Das erfordert Ressourcen, 
individuell abgestimmte Hilfestellungen und 
einen politischen Blick auf die Gesamtgesell-
schaft, gilt es doch, auch strukturell jene Inklu-
sionsbarrieren in den gesellschaftlichen Feldern 
(Bildung, Wohnen, Arbeitsmarkt, Gesundheit, 
Kultur, etc.) in den Blick zu nehmen, die Integra-
tion verhindern. Sozialdemokratische Integrati-
onspolitik ist soziale Gleichstellungspolitik.

Zu diesen objektiven Aufgaben kommen 
andere, die aktuell leider mehr Zeit und Energie 
beanspruchen: die Auseinandersetzung in und 
mit der politischen Öffentlichkeit. Politische 

Parteien und Medien haben zum Thema Zu-
wanderung/Islam/Terror ein eingängiges Lied 
komponiert und beschallen das Land perma-
nent damit. Die Hegemonie der Rechten hat ein 
Diskursgewebe etabliert, das sich gegenseitig 
verstärkt, die Leute emotional bindet, aufhetzt 
und verängstigt. Dadurch wird Stimmung ge-
macht, heftig begleitet vom Streichkonzert 
des Boulevard und mit Rückenwind von So-
cial-Media-Algorithmen. Und Stimmung zählt 
leider oft mehr als Fakten, Gefühle mehr als 
Tatsachen. Wir können noch so oft auf Studien 
und Wirklichkeiten verweisen, wir dringen viel 
schwerer durch als jene, die Kriminalität und 
Fluchtmigration miteinander verknüpfen und 
eine Echauffierungswelle nach der anderen 
durchs Netz jagen. Gerade darum war ja umge-
kehrt die „Refugees-welcome“-Bewegung im 
Herbst 2015 so erfolgreich. Weil sie vom Gefühl 
getragen war (und immer noch ist), hier helfen 
zu müssen. Dieses gemeinsame Gefühl ist groß-
artig und hat die Hetzer verstummen lassen.

Wir müssen uns also die Emotionen zurück-
holen. Und nicht nur mit Argumenten dagegen-
halten, sondern auch die Stopptaste drücken. 
Natürlich müssen wir Menschen, die Ängste 
haben, ernst nehmen und uns mit ihnen ausein-
andersetzen. Aber alles hat seine Grenzen. Mit 
Menschen, die zu Gewalt aufrufen, redet man 
nicht. Hier wird über Monate Hass gesät, auf 
dem neben den rechtnationalistischen Umfra-
gewerten auch der Rechtsterrorismus gedeiht. 
Solche Menschen müssen der Justiz übergeben-
werden. Es muss auch klarer als bisher deutlich 
werden, dass die Gewalt der Worte letztlich zu 
körperlicher Gewalt führt. Darum bin ich für ein 
Einschreiten der Justiz. In vielen Fällen führt das 
übrigens auch dazu, dass die Hassposter erst er-
kennen, was sie eigentlich anrichten. 

Wichtiger sind aber die vielen anderen, die 
Ambivalenten und jene, denen wir in ihrer Frei-
willigenarbeit politisch den Rücken stärken müs-
sen. Während wir uns hier und jeden Tag mit 
Hasspolitik und Hetze auseinandersetzen müs-
sen, unterstützen Zehntausende im Land die In-
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tegration neuer ÖsterreicherInnen. Gemeinden, 
Vereine, Freiwillige leisten einen riesigen Beitrag 
dazu. Die müssen wir hervorheben. Damit auch 
klar wird, dass der aufgehetzte Mob eben nicht 
ist, was er immer vorgibt zu sein: das Volk.

Ich bin als Kind aus der Türkei hierher ge-
kommen. Wir waren das, was abfällig Wirt-
schaftsflüchtlinge genannte wird. Ich habe 
viel von Österreich bekommen und bin dank-
bar, dass ich diese Chance bekommen habe. 
Wenn ich mir die derzeitige Lage in der Türkei 
ansehe umso mehr. Und wenn ich die Straches 
dieser Welt höre, die schrill schreien, dass jede 
und jeder in seinem eigenen Land bleiben soll, 
dass Kriegsflüchtlinge in Syrien lieber kämpfen 
sollen, müssen wir umso klarer für die Rechte 
Schutzsuchender auf- und eintreten. Sie ver-
breiten Ängste, formulieren eine Politik der 
Angst, um die eigenen Agenden zu rechtfer-
tigen. Sie ist so riesig, diese Angst der Rechts-
demagogen, dass sie alles erlauben soll: Mau-
ern, Schüsse an der Grenze, halbverhungerte 
Kinder, Ghettos und Slums im Land. Die Ängst-
lichen sind die Gefährlichsten. Denn sie fühlen 
sich als Opfer, denen alles erlaubt ist, um sich 
zu „retten“. Die Täter wollen Opfer sein, um 
ihre rechtnationalistischen Ziele vorantreiben 
und legitimeren zu können.

Keine Angst

„Fürchtet euch nicht“. Das gilt auch für uns. 
Wir dürfen die Angstpolitik der Rechten nicht 
nochmals verdoppeln und damit stärken, in-
dem wir uns einzig von der Angst vor den Rech-
ten selbst treiben lassen. Oder selbst noch an-
dere Ängste schüren. Das überlässt unserem 
politischen Gegner das Agenda-Setting. Wir 
sind dann die, die kritisch Hinterherhecheln und 
Einspruch erheben, während sie es sind, die die 
Schlagzeilen mit ihren ausgrenzenden Begrif-
fen bestimmen. Das verschiebt den Diskurs 
nach rechts und macht Dinge denk- und sagbar, 
das früher nicht möglich waren. Ja, die Ausein-
andersetzung mit den Rechtsdemagogen in 
Europa ist ein politischer Kampf um Hegemo-

nie. Den müssen wir offensiv angehen. Es geht 
nicht, dass wir als Kaninchen vor der Schlange 
erstarren, während diese auf dem ganzen Kon-
tinent ihr Gift hinterlässt und die liberalen De-
mokratien unterminiert.

In die Offensive gehen heißt, die Zukunft als 
etwas zurückzuerobern, das Hoffnung gibt und 
Hoffnung schafft. Wir SozialdemokratInnen 
gewinnen dann wieder Glaubwürdigkeit zu-
rück, wenn wir auf Basis unseres Wertefunda-
ments – Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität – die Lebens- und Arbeitsrealitäten 
verbessern. Konkret, authentisch und ohne 
die Konfrontationen mit den Besitzenden und 
Herrschenden zu scheuen. Wohnungen bau-
en, Investitionsprogramme in Kommunen, hö-
here Löhne erstreiten, gute und nachhaltige 
Arbeitsplätze schaffen (nicht nur „Jobs“), Ge-
schlechtergleichheit vorantreiben, unbezahlte 
Care-Arbeit in Lohnarbeitsplätze transformie-
ren und endlich die ungleiche Verteilung von 
Vermögen und Ressourcen angehen. Darum 
geht’s. Mutig voranschreiten, Zuversicht schaf-
fen und Zukunft als etwas Gestaltbares wieder 
zu entdecken. In seiner Antrittsrede hat unser 
SPÖ-Vorsitzende Christian Kern gesagt, dass 
das „Schauspiel der Machtversessenheit und 
Zukunftsvergessenheit“ in der Politik beendet 
werden müsse. So ist es. Politische Macht ist 
geborgt. Wenn wir sie nicht dazu nutzen, un-
sere gemeinsame Zukunft besser zu gestalten, 
wird sie jenen in die Hände fallen, die sich in 
der Vergangenheit, dem Nationalen und dem 
Autoritären einigeln. Soziale Demokratie ist 
ein Zukunftsversprechen, für das wir einstehen 
und wofür wir mobilisieren müssen. 

Gemeinsame Zukunft

Das gilt auch für eine progressive Integra-
tionspolitik: Auch hier geht es um Zukunfts-
gestaltung, die Schaffung von egalitären 
Räumen und gesellschaftlicher Teilhabe. In 
den Bildungseinrichtungen, am Arbeits- und 
Wohnungsmarkt, im öffentlichen Raum, in den 
Verwaltungs- und Staatsapparaten selbst, im 



spw 6 | 2016 65

Magazin ó ó ó  

Ausgabe_171_3.indd   43 27.05.09   08:46

Gesundheitssystem, etc. Es geht uns eben nicht 
um das kulturalistisch-sprachfixierte Schielen 
auf „Defizite“ oder Abweichungen, etwa auf 
Basis einer konservativen „Leitkultur“, sondern 
um die Etablierung von Strukturen und Maß-
nahmen, die soziale, kulturelle und politische 
Teilhabe und Teilnahme aller Personen ermög-
lichen. Ermächtigung zur Selbstermächtigung, 
könnte man sagen. Das ist für uns nichts Neu-
es. Wir SozialdemokratInnen wissen, wie eine 
solche Integrationspolitik geht und was diese 
braucht: Zeit, Ressourcen, ein Begegnen auf Au-
genhöhe, ein antirassistisches Selbstverständ-
nis, klare Kante für Frauen- und Kinderrechte, 
Räume zum Austausch, barrierefreien Zugang 
zu Bildung und Ausbildung, Anerkennung, etc. 
Täglich beweisen das tausende Menschen, egal 
ob in der Flüchtlingsarbeit oder nicht, egal ob 
PolitikerIn oder Freiwillige, egal ob das nun un-
ter „Integration“ fällt oder einfach ein selbstver-
ständliches Miteinander-Umgehen ist auf Basis 
einer humanistischen Einstellung. Es sind viele 
kleine Schritte, mitunter anstrengend, aber ge-
nau darin liegt auch der Unterschied zu unseren 
politischen Mitbewerbern wie Gegnern: Wir 
lassen niemanden zurück und arbeiten gemein-
sam an unserer Gegenwart wie Zukunft. 

All das ist konkrete Gleichstellungspolitik, 
das Eintreten für eine bessere, sozialere Zukunft. 
Eine so verstandene Integrationspolitik ist nicht 
einfach. Sie ist mit Konflikten verbunden, wobei 
dies nun keine Konflikte zwischen ethnischen 
Gruppen, In- oder Ausländern sind, sondern der 
ständige Konflikt zwischen jenen, die wie wir 
ein freies und gleiches Leben aller miteinander 
ermöglichen wollen, und jenen, die die Leute 
gegeneinander ausspielen und Hass säen, um 
weiterhin von den ungleichen Verhältnissen 
profitieren zu können. Diesen Blick auf die so-
zialen Macht- und Ungleichheitsverhältnisse 
gilt es zu schärfen – und sich nicht ständig über 
Fragen der Kultur und Identität auszutauschen. 
Das bloße Abfeiern von kultureller Vielfalt 
bringt uns genauso wenig weiter wie das impe-
rative „Du musst dich integrieren!“ oder theore-
tische Abhandlungen darüber, wo denn nun die 

Grenze zwischen Toleranz und Intoleranz anzu-
siedeln sei. Natürlich gibt es Probleme. Um die-
se zu sehen, brauchen wir aber keine medialen 
Pseudo-Tabubrecher, die uns Naivität vorhalten, 
selbst aber nie ihr kulturalistisches Terrain – hin 
und her schwankend zwischen Fragen der Dif-
ferenz und Fragen zu Identität – verlassen. Das 
„It‘s the economy, stupid!“ von Clinton gilt auch 
hier. Und: Niemand will „alles tolerieren“. Unser 
feministischer, kämpferischer Einsatz für Gleich-
stellung und ein offenes Miteinander hat fast 
automatisch dutzende Akteure zum Gegner, die 
diesen Fortschritt nicht wollen. Wir „tolerieren“ 
ja auch keinen Sexismus, Rassismus und keine 
Ausbeutung – egal woher er kommt, egal mit 
welchen Begründungen er auftritt. Richtschnur 
dafür sind neben unserem sozialdemokra-
tischen Wertehorizont die Verfassungen, Men-
schenrechtskonvention und Grundrechtschar-
ta. Punkt. Irgendwelche Sonderbestimmungen 
für einzelne, meist schon sozial benachteiligte 
Gruppen, die als „Integrationsunwillige“ oder 
„-verweigerer“ symbolisch markiert werden, 
fördern hingegen nur bestehende, strukturelle 
Ausgrenzungen. Unsere Politik adressiert alle 
und jede einzelne Person zugleich. 

Es geht um Ökonomie und Soziales, weniger 
um Kultur und Identitäten. Denn in der Welt 
ist das Wichtigste gleich: Die Menschen wol-
len, dass es ihnen und ihrer Familie gut geht. 
Sie wollen Sicherheit, einen gewissen Wohl-
stand und Teil einer Gemeinschaft sein. Und sie 
wollen auch, dass es ihren Kindern in Zukunft 
einmal besser geht. Unabhängig ob Altein-
gesessene oder neu Zugewanderte. Daran ist 
nichts Böses, deshalb unterstützen wir diese 
Lebensziele und geben ihnen einen egalitären 
Rahmen. Dann werden die Syrer, Afghanen oder 
Ghanaer von heute genauso selbstverständlich 
als Österreicher wahrgenommen werden, wie 
die Nachfahren der böhmischen Ziegelarbeite-
rInnen, für die sich damals unser Parteigründer 
Victor Adler so eingesetzt hat.	 ó

û  Nurten Yilmaz ist Abgeordnete zum Nationalrat und Integrations-
sprecherin des SPÖ-Parlamentsklubs.
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Vorwärts zur Theoriediskussion! 
Antworten auf Benjamin Mikfeld, „Vorwärts immer“ und Timo Grunden, „Die Renais-
sance der Mittelschichtsgesellschaft – und der SPD“ in spw Heft 4/2016

von Horst Heimann

Mit der Aussage: „4. Zur spw: Es wäre an der 
Zeit für ein neues ‚Theorie‘projekt“ plädiert 
Benjamin Mikfeld für meine Lieblingsforde-
rung: Die SPD braucht eine intensive und auch 
kontroverse Theoriediskussion. Im Untertitel 
seines Beitrags verweist er auf den Zusammen-
hang zwischen den Dimensionen Analyse der 
Gesellschaft, Programmatik und Strategie, also 
Mehrheitsfähigkeit: „Eine mehrheitsfähige SPD 
braucht einen neuen ‚Deutungsrahmen‘ der 
ökonomischen und sozialen Wirklichkeit“ (S. 
50). Er diagnostiziert zutreffend ein „Theorie-
defizit“ der SPD: Sie habe „kein gemeinsames 
Verständnis von der Wirklichkeit“ (S. 54). Daraus 
zieht er die richtige Schlussfolgerung: Es ist „nun 
an der Zeit, hinter den Kulissen der Tagespolitik 
ein neues sozialdemokratisches Analyse-, Theo-
rie- und Politikprojekt für den Kapitalismus des 
21. Jahrhunderts anzugehen. Hier könnte spw ... 
eine wichtige Rolle spielen“ (S. 57).

Bei seiner Suche nach einem „neuen Deu-
tungsrahmen“ für das theoretische Selbstver-
ständnis der SPD geht er aus von meinem Bei-
trag „Wo, bitte, geht s̀ hier zu den Wählern?“ in 
spw 2/2016, dessen zentrale Aussage er zutref-
fend zusammenfasst: „Dem ‚Deutungsrahmen‘ 
des Neoliberalismus den ‚Deutungsrahmen‘ des 
Wohlfahrtsstaates im Sinne eines ‚neuen Solida-
ritätsprojekts‘ entgegensetzen. Konkret schluss-
folgert er: höhere Steuern für ‚Superreiche‘, hö-
here Renten und Hartz-IV-Sätze“ (S. 50).�

�	   In meinem hier zitierten Beitrag in Heft 2/2016 beziehe ich mich auf 
Gerd Mielke, der in spw Heft 6/2014 das Konzept „Deutungsrahmen Wohl-
fahrtsstaat“ mit dem Ziel vorgestellt hatte, die SPD wieder mehrheitsfähig 
zu machen. Obwohl mit dem Begriff „Sozialstaat“ identisch, bevorzugen 
viele den Begriff „Wohlfahrtsstaat“, weil er deutlicher aussagt: Er soll nicht 
nur in Not geratenen Bürgern staatliche Hilfe gewähren, sondern mit Wirt-
schafts-, Steuer- und Sozialpolitik dafür sorgen, dass möglichst wenige Bür-
ger auf staatliche Hilfe angewiesen sind. Für den „Deutungsrahmen Wohl-
fahrtsstaat“ steht auch der Begriff „Soziale Gerechtigkeit als Markenkern 
der SPD“. 

Meinem Bekenntnis zum traditionellen 
„Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat“ wider-
spricht Mikfeld mit dem Hinweis, „dass es nicht 
funktionieren wird, den alten ‚Deutungsrah-
men Wohlfahrtsstaat‘ der Sozialdemokratie 
wieder zu aktivieren. Wir müssen ihn unter Ein-
beziehung moderner aufstrebender Gruppen 
neu begründen“ (S. 50). Unklar ist zunächst, 
um wen es sich bei den „modernen aufstre-
benden Gruppen“ handelt. Klar ist: Für diese 
„aufstrebenden Gruppen“ ist der „Deutungs-
rahmen Wohlfahrtsstaat“ nicht attraktiv, weil 
sie sich unterscheiden von den „gewerkschaft-
lich-sozialdemokratischen Teilen der Linken“, 
die sich in ihrer Kritik am Jetzt auf den „alten 
Deutungsrahmen Wohlfahrtsstaat“ und auf 
das „goldene Zeitalter“ der Nachkriegsjahr-
zehnte beziehen und hoffen, „dass der gute 
alte Wohlfahrtsstaat wiederherzustellen sei, 
wenn man an einigen steuer- und sozialpoli-
tischen Stellschrauben drehe“ (S. 50).

Von diesen „gewerkschaftlich-sozialdemo-
kratischen Teilen“ hat die SPD nach der Agenda-
Politik, mit dem „neoliberalen Deutungsrahmen“ 
schon sehr viele Mitglieder und Wähler verloren. 
Bei der Suche nach einem „neuen Deutungsrah-
men“ muss sie klären, ob sie diese endgültig ab-
schreiben, oder ob sie wenigstens einige von ih-
nen zurückgewinnen will, und ob sie diejenigen 
halten will, die ihr noch treu geblieben sind, weil 
sie noch hoffen, sie werde vielleicht doch den 
„guten alten Wohlfahrtsstaat wiederherstellen“. 
Mikfelds Hinweis, der gesellschaftliche Wandel 
seit den 80er Jahren habe neue „Diskurse  ... u. 
a. der Eigenverantwortung hervorgebracht“, so 
dass neue Probleme „nicht ohne Weiteres durch 
‚Umverteilung‘ aus der Welt zu schaffen sind“ (S. 
51) deutet eher auf einen Verzicht auf die Nostal-
giker des alten Wohlfahrtsstaates. 
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In diese Richtung deutet auch sein Hinweis, 
dass die Betonung der Spaltung zwischen Oben 
und Unten „den Blick für die alten und neuen 
Spaltungs- und Distinktionslinien“ versperre, 
z. B. „die ungleiche Fähigkeit und Bereitschaft, 
sich in den Bewährungsproben des beschleu-
nigten Kapitalismus zu behaupten“, wie Peter 
Glotz schon 1999 erkannt hatte. (Manche 
nennen das auch „Sozialdarwinismus“: Nicht 
nur biologisch, auch sozial überleben nur die 
Fittesten.) Diese neue Konfliktlinie habe der 
Sozialforscher Carsten Wippermann auch in 
der „Arbeitnehmermitte“ diagnostiziert, und 
zwar zwischen denen, „die nach mehr Konstanz 
und Verlässlichkeit streben und denjenigen, 
die flexibel Marktchancen zu ergreifen versu-
chen“ (Carsten Wippermann, Milieus in Bewe-
gung, Würzburg 2011). Sind das die erwähnten 
„modernen aufstrebenden Gruppen“, die die 
SPD einbeziehen muss? (Also jene, die wie Ma-
schmeyer, Höneß oder Beckenbauer „flexible 
Marktchancen ergriffen“ haben?) Ist das nicht 
eine Radikalisierung des neoliberalen Ökono-
mismus? Der Markt braucht „marktkonforme 
Demokratie“, und diese braucht „marktkon-
forme Menschen“. 

Die „Leitwörter“ dieser Argumentation er-
innern an die Kontroversen über das Schrö-
der-Blair-Papier von Bodo Hombach, der schon 
damals zu den „modernen aufstrebenden Grup-
pen“ gehörte, die in „Eigenverantwortung“ er-
folgreich „flexibel Marktchancen ergriffen“ ha-
ben. Die „aufstrebenden Gruppen“, die Mikfeld 
wieder einbeziehen möchte, waren auch schon 
damals daran beteiligt, den „alten Deutungs-
rahmen Wohlfahrtsstaat“ erfolgreich durch ei-
nen neuen für die Agenda-Politik zu ersetzen.

Für die „Mehrheitsfähigkeit“ der SPD hatte 
der alte Deutungsrahmen die Folge: Mit 45,8 
Prozent der Zweitstimmen, bei einer Wahlbe-
teiligung von 91 Prozent, verfehlte die SPD die 
absolute Mehrheit. Mit Hilfe des neuen Deu-
tungsrahmens für die Agenda-Politik gelang 
es ihr, zwischen 1998 und 2009 die Hälfte ihrer 
Wähler zu verlieren, so dass ihr von 20 Millio-

nen noch 10 Millionen geblieben sind; sie er-
rang mit 23 Prozent ein Rekordergebnis, das 
am Wahlabend 2009 im Willy-Brandt-Haus so 
euphorisch beklatscht wurde wie kein anderes 
zuvor. Dieser Erfolg ist sicher steigerungsfähig, 
wenn es gelingt, eine Reaktivierung des tra-
ditionellen „Deutungsrahmens Wohlfahrts-
staat“ zu verhindern. 

Weitgehend zutreffend ist Mikfelds Bemer-
kung, „dass die SPD nicht mehr in der Lage ist, 
sich ... auf eine Interpretation sozialer Wirklich-
keit und die daraus resultierenden politischen 
Schlussfolgerungen zu verständigen“ (S. 57). 
Aber sein anregender Beitrag weckt den Ver-
dacht, dass auch er „selbst nicht mehr in der 
Lage ist, sich ... (darüber) zu verständigen.“ Er 
merkt zwar kritisch an, dass „ökonomische Ent-
wicklungen von Teilen der politischen Elite als 
Sachzwang und ‚alternativlos‘ dargestellt wer-
den“ (S. 51). Trotz seiner offensichtlichen Sym-
pathie für den neoliberalen Kampfbegriff „Ei-
genverantwortung“ konstatiert er zutreffend: 
„Sozialdemokraten die ‚Eigenverantwortung‘ 
als zentralen Wert der SPD hochhalten, haben 
in Bezug auf ein kluges ‚Framing‘ so ziemlich al-
les falsch gemacht“ (S. 56).

Wenn er auch Kritik an der SPD und an der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit übt, ist doch am 
stärksten seine Kritik an jenen, die zu viel Kritik 
üben, nämlich „die vor allem in der Partei- und 
Gewerkschaftslinken sowie der kritischen So-
zialwissenschaft gepflegte Krisenrhetorik, der-
zufolge alles immer schlimmer werde und wir 
längst in einer Abstiegs- oder Prekariatsgesell-
schaft leben“ (S. 56 f.). Offensichtlich sieht er in 
der wachsenden Kluft zwischen Reich und Arm 
keine Ursache für „politischen Zorn und Apa-
thie“ (S. 57), sondern in der „Krisenrhetorik“, die 
linke Sozialdemokraten, Gewerkschaften und 
kritische Sozialwissenschaft gegen diese Zu-
stände „pflegen“.

Unproblematisch wäre es, wenn er nur mei-
ne Formulierung, „dass wir zur ‚Klassengesell-
schaft des 19. Jahrhunderts‘ zurückkehren“ (S. 



68 spw 6 | 201642

ó ó ó Magazin

Ausgabe_171_3.indd   42 27.05.09   08:46

50), als „eine wenig hilfreiche Polemik“ kritisier-
te. Aber „wenig hilfreich“ wäre es, wenn wir das 
Ergebnis der 816 Seiten des Bestsellers von Tho-
mas Piketty als „wenig hilfreiche Polemik“ abtun 
und aus der Diskussion ausklammern würden. 
Denn seine Analyse erklärt, warum „Das Kapi-
tal im 21. Jahrhundert“ dazu geführt hat, dass 
nach dem Ende des Wohlfahrtstaates bei uns 
die Ungleichheit wieder so groß geworden ist 
wie in den „Klassengesellschaften des 19. Jahr-
hunderts“. Sein „Deutungsrahmen“ der ökono-
mischen und sozialen Wirklichkeit wird in Wis-
senschaft und Publizistik bis weit in linksliberale 
und liberal-konservative Kreise hinein ernsthaft 
diskutiert und seine zentralen Aussagen werden 
sogar überwiegend geteilt. Muss sich eine De-
batte über ein Theorieprojekt der SPD tatsäch-
lich rechts von linksliberalen und liberal-konser-
vativen Meinungen positionieren?

Mikfelds Beitrag enthält zwar eine überquel-
lende Fülle von anregenden Überlegungen für 
ein solches Projekt. Da aber vieles auch mehr-
deutig und widersprüchlich bleibt, werden nicht 
einmal Bausteine oder gar Eckpfeiler für einen 
neuen Deutungsrahmen sichtbar. Deutlich und 
eindeutig ist nur seine Aussage: Mit einer Re-
aktivierung des alten Deutungsrahmens Wohl-
fahrtsstaat ist die SPD nicht mehrheitsfähig.

Ist im Gegensatz zu Mikfelds Zweifeln am 
„Deutungsrahmen Wohlfahrtssaat“ der Beitrag 
von Timo Grunden im gleichen Heft der spw ein

Loblied auf den „alten Deutungsrahmen 
Wohlfahrtsstaat“?

Wie ein leidenschaftliches Plädoyer für die 
„Reaktivierung des alten Deutungsrahmens 
Wohlfahrtsstaat“ – leider etwas eingemau-
ert in tiefgründige und weitläufige intel-
lektuelle Turnübungen – klingt sein Appell: 
„Gefordert ist der Wohlfahrtsstaat, der sein 
umfassendes Integrationsversprechen wie-
der einlösen muss. Herausgefordert ist die 
Sozialdemokratie, die beweisen kann, dass die 
offene Gesellschaft und ihr Wohlfahrtsstaat 

stärker, gerechter und erfolgreicher sind als al-
les, was ihre Feinde zu bieten haben. Aufstieg, 
Sicherheit und Selbstbestimmung sind für alle 
möglich, die sich anstrengen wollen – für Ein-
wanderer wie für Einheimische“ (S. 60). Dieses 
Plädoyer für den Wohlfahrtsstaat weist für 
die Theoriediskussion in die richtige Richtung 
eines Deutungsrahmens, der sowohl die vom 
Abstieg bedrohte Mittelschicht, das schon ab-
gestiegene Prekariat und auch die von Mikfeld 
erwähnten „modernen aufstrebenden Grup-
pen“ ansprechen könnte. 

Problematisch, und nicht mehrheitsfähig in 
der SPD, ist allerdings seine Begriffsdefinition: 
Die SPD ist „eine Mittelschichtspartei“ und sie 
ist „eine Partei für die Mittelschichtsgesell-
schaft“. Wenn man diese Terminologie als „Ne-
benwiderspruch“ ausklammert, entspricht sei-
ne Definition der „Mittelstandsgesellschaft“ 
im Prinzip dem Begriff des Demokratischen 
Sozialismus, „jener politischen und sozialen 
Ordnung, in der Armut und exorbitanter Reich-
tum die Ausnahme sind und das Gros der Sozi-
alstaatsbürger ein selbstbestimmtes Leben in 
sozialer Sicherheit führen kann“ (S. 59).

Diese Formulierungen weisen in die rich-
tige Richtung für eine Renaissance der SPD, 
wenn sie verstanden werden als Forderungen 
für eine Veränderung unserer Gesellschaft, die 
Grunden so kritisiert: „Die Bundesrepublik ist 
ein Land, in dem die Ungleichheit der Vermö-
gen und Einkommen zu groß und die Chancen 
auf sozialen Aufstieg zu gering sind.“ Daraus 
folgert er: „Die große Herausforderung der So-
zialdemokratie ist heute die Frage, ob und wie 
es ihr gelingen kann, die soziale Realität ihrem 
Ideal der Mittelschichtsgesellschaft wieder 
anzunähern“ (S. 63). 

Allerdings enthält sein Beitrag zu wenig 
konkrete Forderungen, um die Gesellschaft 
wieder in Richtung des Ideals der SPD zu ver-
ändern. Sogar kontraproduktiv für die Per-
spektive einer Renaissance der SPD sind seine 
Überlegungen zum Thema
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û  Dr. rer. pol. Horst Heimann veröffentlichte zahlreich zur Theorie und 
Geschichte des Demokratischen Sozialismus. Er ist Beisitzer im Vorstand 
des SPD-Ortsvereins Dortmund-Barop und Mitglied im Vorstand der 
Hochschulinitiative Demokratischer Sozialismus.

„Gerüchte über den ‚kleinen Mann‘“ (S. 61).

Dabei geht darum, wie wir die Menschen so 
ansprechen können, dass sie SPD wählen. Da 
hat die SPD mit dem „kleinen Mann“ und den 
„kleinen Leuten“ ein ganz anderes Problem als 
Grunden glaubt. „Nichts verärgert Menschen im 
unteren Einkommensdrittel mehr als sie ‚kleine 
Leute‘ zu nennen. Dass die SPD in diesen Wäh-
lermilieus nur noch selten die Mehrheitspartei 
ist, liegt auch daran, dass Sozialdemokraten das 
immer noch tun, sie vor allem aber so behandelt 
haben“ (S. 61). Diese Erklärung ist völlig falsch, 
weil die SPD-Politiker diese Menschen gar nicht 
mit „kleiner Mann“ oder „kleine Leute“ anspre-
chen. Wenn also „die SPD in diesem Wählermi-
lieu nur noch selten die Mehrheitspartei ist“, z. 
B. in Bitterfeld nur 8,4 Prozent, die Mehrheits-
partei AfD aber 33,4 Prozent erhält, dann ist die 
Ursache dafür gewiss nicht, dass diese Wähler 
von sozialdemokratischen Politikern als „kleine 
Leute“ angesprochen wurden, sondern dass sie 
sich gar nicht mehr angesprochen fühlten.

Der Begriff „kleine Leute“ hatte in der SPD 
nie etwas mit „herablassendem Paternalis-
mus“ (S. 60) zu tun, sondern mit Empathie im 
Sinne Willy Brandts: Die SPD ist „Anwalt“ oder 
„Schutzschild der kleinen Leute“. In einem Ar-
tikel zum 140. Geburtstag von August Bebel 
schrieb Willy Brandt über die große Trauer der 
Menschen bei seinem Tod 1913: „August Bebel 
starb wie ein Kaiser. Und er war es ja auch ge-
wesen – lange zu Lebzeiten: ein Kaiser der Arbei-
ter und der KLEINEN  LEUTE, in Deutschland und 
weit darüber hinaus.“ Für diese „kleinen Leute 
„war August Bebel das Sinnbild der Hoffnung. 
Der Hoffnung, dass es einmal anders werde: 
dass die Not ein Ende habe.“

Inakzeptabel für Sozialdemokraten ist es 
im 21. Jahrhundert, die SPD zur „Mittelstands-
partei“ zu deklarieren. Denn da wir heute von 
Grundens Ideal der „Mittelstandsgesellschaft“ 
weiter entfernt sind als in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhundert, würde das bedeuten: Die 
SPD interessiert sich nicht mehr für das „untere 

Drittel“ der Gesellschaft, das nicht zur Mittel-
schicht gehört. „Die Starken Ideen für Deutsch-
land 2025“ wären dann das Programm für die 
SPD auf dem weiteren Weg nach unten.

Auch die Formulierung, die SPD „ist eine Par-
tei für die Mittelstandsgesellschaft“, ist nicht 
mehr akzeptabel, weil sie heute so ideologisch 
verschleiernd wirkt wie in der Anfangsphase 
der Bundesrepublik der damals einflussreiche 
Begriff „Nivellierte Mittelstandsgesellschaft“ 
von Schelsky. Beide Begriffe behaupten „post-
faktisch“: Es gibt nicht mehr die sozialen Gegen-
sätze wie in der Klassengesellschaft. Daher gibt 
es auch nicht mehr die „kleinen Leute“, die die 
SPD als „Anwalt“ oder gar einen Wohlfahrts-
staat brauchen.

Im Gegensatz zu diesem „postfaktischen“ 
Gesellschaftsbild ist faktisch in den vergan-
genen Jahrzehnten die Zahl der „kleinen 
Leute“, die eine politische Partei als Anwalt 
brauchen, dramatisch angestiegen. Wenn sie 
diesen nicht mehr in der SPD finden, wenden 
sie sich den „Winkeladvokaten“ von der AfD zu. 
Was das für die SPD bedeuten würde, hat wohl 
Willy Brandt geahnt, und davor gewarnt, als er 
in dem bereits zitierten Artikel schrieb: „Bebel, 
der Praktiker, ... wußte, was andere dann nicht 
mehr wußten: Die Massen des Proletariats 
und auch des Kleinbürgertums, die der SPD in 
wachsendem Maße ihre Stimme liehen (1912 
waren es 34,8 Prozent, H. H.), brauchten die 
Hoffnung auf eine bessere Zukunft so sehr wie 
das tägliche Brot. Würde die SPD einmal nicht 
mehr der Träger dieser Hoffnung sein, sie hät-
te ihre Seele verloren, in jedem Fall das Ver-
trauen der Menschen verspielt.“�	 ó

�	   Willy Brandt, „Arbeiter, seht euch Eure Führer an“ (Artikel zum 140. 
Geburtstag von August Bebel. Aus: „Das Parlament“, Nr. 7 vom 16. Februar 
1980). In: Iring Fetscher (Hg.), Geschichte als Auftrag – Willy Brandts Reden 
zur Geschichte der Arbeiterbewegung, Berlin – Bonn 1981
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Für die Entwicklung moderner Gesellschafts-
wissenschaften zählt das Wien der ersten Hälf-
te  des  20.  Jahrhunderts  zu  den  bedeutenden 
Bezugspunkten. Als Stichworte fallen einem so-
fort der Austromarxismus, etwa im Sinne Otto 
Bauers oder Max Adlers, sowie die Entwicklung 
der Psychoanalyse ein. Mit dem „Wiener Kreis“ 
traf  sich  am  Übergang  zwischen  den  1920er 
und 1930er  Jahre zudem eine Gruppe von Phi-
losophen,  Naturwissenschaftlern  und  Gesell-
schaftswissenschaftlern,  die  sich  nichts  weni-
ger  als  das  Schaffen  einer  „wissenschaftlichen 
Weltanschauung“  auf  das  Programm  schrieb. 
Otto Neurath (1882 – 1945) zählte nicht nur zu 
den wichtigsten Mitgliedern des Wiener Kreises. 
Als Parteigänger der Sozialdemokratie bildete er 
darüber  hinaus  auch  eine  Schnittstelle  für  De-
batten in die Partei hinein und bewegte sich auf 
vielfältige Weise zwischen theoretischen Erörte-
rungen und praktischer Arbeit hin und her.

Dass die Mitgliedschaft im Wiener Kreis nur 
einen kleinen Teil der beeindruckenden  intel-
lektuellen Lebensleistung Neuraths ausmacht, 
zeigt die neue Biographie von Günther Sand-
ner. Der Autor beginnt mit der – im Laufe des 
Buches  eindrucksvoll  belegten  Feststellung  – 
Neurath  habe  so  viele  Fragestellungen  und 
Themenbereiche  auf  den  Gebieten  der  Öko-
nomie,  Soziologie  und  Philosophie,  der  Wis-
senschaftslogik und Wissenschaftsgeschichte, 
der Bildpädagogik und selbst der Literaturge-
schichte  bearbeitet,  dass  leicht  der  Eindruck 
mehrerer  intellektueller  Biographien  entste-
hen  könne.  Im  vorliegenden  Band  solle  der 
Versuch unternommen werden, Verbindungs-
linien  zwischen  den  unterschiedlichen  Tei-
len von Neuraths Werk aufzuzeigen. Als Aus-
gangspunkt  für  Neuraths  Denken  macht  der 
Autor ein „refl exive(s) Verständnis“ der Aufklä-
rung  aus,  dass  das  Ziel  eines  selbstbestimm-
ten,  sozialen  und  „glücklichen“  diesseitigen 
Lebens verfolgt habe. Neurath sei ein Utopist 

Rezension: Otto Neurath – Eine politische Biographie
von Thilo Scholle

gewesen. Dieses Verständnis habe aber nicht 
einfach in Hoffnungen und Wünschen bestan-
den: Für Neurath seien Utopien wissenschaft-
liche Konstruktionen einer möglichen Zukunft 
gewesen.

Anspruch der vorliegenden Biographie sei, so-
wohl eine intellektuelle wie auch politische Ein-
ordnung Neuraths zu liefern, in der auch Neuraths 
widersprüchliche  Zugänge  zur  Politik  und  seine 
Rolle in der Politik kritisch diskutiert werden soll-
ten.  Das  Privatleben  Neuraths  wird  daher  eher 
gestreift, eine größere Rolle spielen nur Neuraths 
Beziehung zu seinem Sohn Paul sowie zu seinen 
drei Ehefrauen, die zugleich wichtige intellektuel-
le Bezugspunkte Neuraths waren.

In  der  Darstellung  folgt  der  Band  chronolo-
gisch  Neuraths  Lebensweg,  vom  beginnenden 
politisch-wissenschaftlichen  Interesse  in  der 
Schülerzeit über das Studium und die Promoti-
on bis hin zur (letztlich gescheiterten) Habilita-
tion.  Wissenschaftlich-politisch  stand  Neurath 
zu Beginn seiner Laufbahn u.a. für das Ziel einer 
„Vollsozialisierung“ – sprich der kompletten und 
gleichzeitigen Vergesellschaftung – der Produk-
tionsmittel.  In  diesem  Zusammenhang  wirkte 
er  u.a.  im  Umfeld  der  bayerischen  Räterepub-
lik,  ohne  jedoch  nachhaltige  Wirkung  erzielen 
zu  können.  In  der  Öffentlichkeit  bekannt  war 
Neurath  dabei  vor  allem  als  Kriegswirtschafts-

Günther Sandner
Otto Neurath
Eine politische 
Biographie

Paul Zsolnay Verlag, 
Wien 2014
351 Seiten, 24.90 €
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experte – aus deren Zusammenhang er viele 
Argumente für eine planvolle Entwicklung der 
Wirtschaft ableitete. Neurath wurde u.a. Berater 
beim Aufbau eines „Kriegswirtschaftsmuseums“ 
in Leipzig. Für Neurath sei es dabei im Grunde 
gar nicht um Kriegsvorbereitung, sondern um 
ein grundlegend neues Verständnis des Wirt-
schaftens und um die Utopie eines besseren, 
möglichst glücklichen Lebens für alle gegangen. 
Grundlegend für sein Politikverständnis in dieser 
Zeit sei eine Trennung von politischem System 
und Wirtschaftssystem gewesen. Wer eine sozi-
alistische Wirtschaftsordnung favorisiere, könne 
sich gegenüber der Frage, ob auf politischer Ebe-
ne eine parlamentarische Demokratie oder eine 
Räterepublik herrsche, neutral verhalten.

In den 1920er Jahren gehörte er in Wien zu 
den Machern einer Reihe von innovativen Pro-
jekten. So gehörte er zu den Dozenten in der 
Betriebsräteausbildung und in den Schulungs-
einrichtungen der Sozialdemokratie, und en-
gagierte sich in der „Siedlerbewegung“, der es 
u.a. um die Entwicklung neuer Bau- und Wohn-
formen ging. International nachhaltige Bedeu-
tung erlangte Neurath über die Entwicklung der 
„Bildstatistik“, die maßgeblich die Darstellungen 
im von Neurath gegründeten „Sozialmuseum“ 
prägten. Im Kern ging es dabei darum, durch Pik-
togramme Gesellschaft und Wirtschaft erklären 
zu können, und damit letztlich einen unabhän-
gig von der eigenen Vorbildung gleichermaßen 
guten Zugang zur Darstellung wirtschaftlicher 
und sozialer Fragen zu vermitteln.

Neuraths Wirken im „Wiener Kreis“ nimmt 
breiten Raum im letzten Drittel des Bandes ein. 
Dabei wird der Wiener Kreis nicht als homogene 
Gruppe, sondern in seinen unterschiedlichen 
Ausrichtungen geschildert. Für Neurath am 
nachhaltigsten scheint das Ziel der Entwicklung 
einer „Einheitswissenschaft“ gewesen zu sein: 
Da alle Wissenschaften gemäß dem einheitswis-
senschaftlichen Programm in nur einer Sprache 
zu formulieren seien, habe auch die Trennung 
in Naturwissenschaften und Geisteswissen-
schaften keinen Sinn. Alle wissenschaftlichen 

Forschungsarbeiten sollten grundsätzlich mit-
einander kombinierbar sein, u.a. auch durch eine 
Vereinheitlichung der Wissenschaftssprache. An 
dieser Stelle werden auch die Bezüge zwischen 
Neuraths Ansätzen der „Bildstatistik“ im Sozi-
almuseum und seinen grundsätzlichen theore-
tisch-wissenschaftlichen Ansprüchen deutlich.

Durch den Austrofaschismus und später den 
Nationalsozialismus ins Exil gezwungen, ver-
brachte Neurath sein letztes Lebensjahrzehnt 
in den Niederlanden sowie in Großbritannien. 
Nach dem Kriegsausbruch dort für etliche Mo-
nate als feindlicher Ausländer interniert, konnte 
Neurath nur noch kurze Zeit an britischen Bil-
dungseinrichtungen wirken.

Mit dem vorliegenden Band ist Günther 
Sandner eine Biographie Otto Neuraths gelun-
gen, die dem eigenen eingangs formulierten 
Anspruch vollauf gerecht wird. Besonders gut 
gelingt es dem Autor, die unterschiedlichen 
wissenschaftlichen Entwicklungsstufen und 
Interessen darzustellen – und dabei Zusammen-
hänge in der intellektuellen Entwicklung aufzu-
zeigen, ohne die gesamte Lebensgeschichte nur 
als logisch aufeinander aufbauende Entwick-
lung darzustellen. Otto Neuraths Wirken passt 
denn auch nicht in einfache, schematische Ein-
ordnungen. Günther Sandner gelingt eine fas-
zinierende Darstellung, die nicht nur ein Stück 
Wissenschaftsgeschichte aufarbeitet, sondern 
auch zeigt, welche kreativen und vielfältigen 
Debatten das intellektuelle Umfeld der sozialde-
mokratischen Arbeiterbewegung in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts mitprägten. Die in 
den 1920er und 1930er Jahren entwickelten ers-
ten praktischen Umsetzungsversuche wurden 
durch die NS-Diktatur weitgehend zerstört. So 
wird an der Beschäftigung mit Leben und Wir-
ken Otto Neuraths auch einmal mehr deutlich, 
welch tiefen Einschnitt die Verheerungen der 
NS-Zeit auch für die (Weiter-)Entwicklung von 
demokratisch-sozialem Denken und seiner Um-
setzung in die Praxis in Europa bedeutete.	 ó

û  Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.
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DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

Wir brauchen überzeugende Alternativen
von Hilde Mattheis

Die Frage der Kanzlerkandidatur für die SPD 
überdeckt medial mal wieder die Debatten 
über die inhaltliche Aufstellung unserer Partei. 
Und immer wieder wird diese angeheizt durch 
Nachrichten wie: da treffen sich zwei Männer 
im Adlon und klären unter Männern… , da sagt 
die eine in der Partei sie kenne den Kandidaten, 
der andere sagt, er kenne ihn nicht. Was für eine 
Performance! Aber eventuell ist diese Frage bei 
Erscheinen des spw-Heftes ja keine Frage mehr 
und wir können uns endlich wieder der inhalt-
lichen Debatte widmen. 

Denn nur durch ein klares inhaltliches Profil, 
aus dem deutlich wird, dass die SPD wie keine 
andere Partei für soziale Gerechtigkeit steht, 
können wir erfolgreich in die nächsten Wahlen 
starten. Allerdings kann dieser Satz nicht ein-
fach mal so lapidar formuliert werden, er muss 
überzeugend mit Inhalten und Zielen unter-
mauert werden. Die Zeit in der großen Koalition 
hat uns hierbei nicht geholfen.

Wir konnten zwar mit CDU/CSU viele un-
serer Themen und Projekte umsetzen, doch die 
Abstriche und Kompromisse, die dabei gemacht 
wurden, führen dazu, dass viele Projekte nicht 
mehr als die unsrigen erkennbar sind. Viele der 
Kernprojekte der SPD werden in der Öffentlich-
keit nicht als Erfolg der SPD wahrgenommen. 
Die 2013 von der Fraktions- und Parteispitze 
ausgegebene Strategie „die SPD ist die wahre 
Hüterin des Koalitionsvertrages und im letzten 
Jahr vor der nächsten Bundestagswahl machen 
wir den Unterschied deutlich“, geht nicht auf. 
Unsere Abgrenzung vom Koalitionspartner wird 
so nicht deutlich und nährt den Verdacht, viele 
von uns wollten nach der nächsten Bundes-

tagswahl im kommenden Jahr doch nur wieder 
eine große Koalition eingehen.

Dieser Verdacht wird auch nicht durch rot-
rot-grüne Aktivitäten ausgeräumt werden 
können. Denn die meisten Leute interessiert 
es nicht, was wir im „Raumschiff Berlin“ so für 
die Presse treiben. Sie wollen wissen, was wir 
für die Verbesserung ihrer Lebenssituation tun 
und was wir für die Zukunft ihrer Kinder und En-
kelkinder tun. Der Weg in ein rot-rot-grünes Re-
formbündnis, für das wir Linken in der SPD seit 
so vielen Jahren werben, wird also nicht leichter 
werden. Zumal die seit der letzten Bundestags-
wahl zumindest rechnerisch bestehende rot-
rot-grüne Mehrheit nicht genutzt wurde und 
mittlerweile in den Umfragen nicht mehr exis-
tent ist. Wenn dann im nächsten Bundestag 
vermutlich sogar sechs Parteien vertreten sein 
werden, wird es immer schwieriger, eine Mehr-
heit für ein linkes Reformbündnis zu erlangen. 

Wir als Linke in der Partei werben trotzdem 
für ein linkes Reformbündnis! Trotz aller Hürden 
die bestehen. In einer Zeit, in der Rechtspopulis-
ten immer stärkeren Zuspruch erhalten, braucht 
es eine überzeugende Alternative.

Eine Alternative, die z.B. als wichtiges Ziel 
eine lebensstandardsichernde Rente mit einem 
Rentenniveau von über 50 Prozent vereinbart. 
Eine Alternative, die die Verantwortung des 
Staates für Bildung, medizinische Versorgung 
und kulturelle Angebote stärkt und nicht die 
bestehende Kluft zwischen Arm und Reich ak-
zeptiert. Eine Alternative, die staatliche Inves-
titionen für alle will. Eine Alternative, die nie-
manden in unserer Gesellschaft ausschließt.
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û  Hilde Mattheis (MdB) ist stellvertretende Landesvorsitzende der Ba-
den-Württemberger SPD und Vorsitzende des Forums DL 21 – Die Linke 
in der SPD.

Wir sehen überall, dass eine linke Partei wie 
die Sozialdemokratie als eine solche Alternati-
ve viel leisten muss und massiv unter Beschuss 
steht und immer wieder beweisen muss, dass 
sie es ernst meint mit der Umsetzung einer ge-
rechteren Gesellschaft. Wir Linken müssen nicht 
beweisen, dass eine gerechtere Gesellschaft 

eine bessere Gesellschaft ist. Wir müssen  be-
weisen, dass wir diese gerechtere Gesellschaft 
wollen und dafür kämpfen. 	 ó

Am 4. und 5. November fand die jährliche 
gemeinsame Herbsttagung von DL21 und 
spw in Hamburg statt. Unter dem Titel „Linke 
Perspektiven für 2017“ blickten die Teilneh-
merInnen vor allem auf die Bundestagswahl 
im kommenden Jahr voraus.

Kamingespräch mit Aydan Özoguz

Zum Auftakt fand am Freitagabend ein Ka-
mingespräch mit der Integrationsbeauftrag-
ten der Bundesregierung, Aydan Özoguz statt. 
Mit mehr als 60 TeilnehmerInnen sprach sie 
über die Themen Migration, Integration aber 
auch über eine mögliche rot-rot-grüne Koaliti-
on nach der Bundestagswahl 2017. Vor diesem 
Hintergrund berichtete sie auch davon, wie 
schwierig die Arbeit in der großen Koalition 
sich teilweise für sie gestalte und erklärte, dass 
es für sie wahrscheinlich einfacher mit Grünen 
und Linken sein würde. Gleichzeitig erlebe sie 
auch, dass viele Menschen im Land mit Skep-
sis auf so eine mögliche Koalition blickten.

Wie durchsetzungsstark ist die Linke in der 
SPD?

Im Anschluss diskutierten die stellver-
tretende Juso-Bundesvorsitzende Charlotte 
Rosa Dick und der schleswig-holsteinische 
Landtagsabgeordnete sowie Vorsitzender von 
ProMS Nord Tobias von Pein über die Frage, wie 
durchsetzungsstark die Linke in der SPD ist.

Charlotte Rosa Dick stellte fest, dass die Lin-
ken innerhalb der SPD sich besser koordinieren 
müssten. Zudem plädierte sie dafür, den Blick 
nach vorne zu richten. Statt nur zu beklagen, 
welche Fehler die Partei in der Vergangenheit 
gemacht habe, sollte die Linke in der SPD vor-
wärts gehen und Gegenkonzepte präsentie-
ren. Man solle etwa nicht nur sagen, dass man 
Hartz IV abschaffen wolle, sondern auch, dass 
man an dessen Stelle eine Arbeitsversicherung 
setzen wolle. Themen müssten von links posi-
tiv besetzt werden, um die eigenen Vorstellun-
gen durchsetzen zu können.

Auch Tobias von Pein betonte, wie wichtig der 
Dialog innerhalb der Linken sei.  Er ging auch auf 
die Bildung einer möglichen rot-rot-grünen Ko-
alition nach der Bundestagswahl 2017 ein. Ihm 
sei wichtig, dass es dabei nicht nur um die reinen 
Zahlen zur Erreichung einer Mehrheit ginge. Viel-
mehr müsse Rot-Rot-Grün mit progressiven In-
halten verbunden werden. Man könne etwa ein 
Gesellschaftsmodell darstellen, das einige wenige 
Projekte beschreibt, die man umsetzen möchte. 
Diese Projekte müssten mit der Idee einer neuen 
Gesellschaft verknüpft sein, damit auch Men-
schen, die von diesen Projekten nicht unmittelbar 
betroffen sind, sich für sie erwärmen.

Linke Perspektiven für 2017

Am 5. November diskutierten rund 90 Teil-
nehmerInnen über die inhaltliche Positionie-
rung der DL21 für die Bundestagswahl 2017.

Linke Perspektiven für 2017
Veranstaltungsbericht von der DL21/spw-Herbsttagung 2016
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SPD leidet unter Vertrauensverlust

Der Chefredakteur der spw, Stefan Stache, ver-
wies in seiner Begrüßung auf Vertrauensverlust 
der SPD. Die Partei werde von ihren Wählermilie-
us inzwischen als sozial unzuverlässig angesehen. 
Insbesondere die solidarischen Milieus hätten 
das Vertrauen in die SPD verloren. Dies wieder 
aufzubauen, dauere mehrere Jahre. Was wir nun 
bräuchten, seien progressive Debatten, die von 
unten geführt würden. Denn die etablierten, oft-
mals autoritären Politikstile entsprächen nicht 
mehr den Politikbedürfnissen der Menschen.

Zu Rot-Rot-Grün sagte er, diese mögliche Re-
gierungskonstellation müsse mit einem Projekt 
verbunden sein. Sie dürfe kein Mehrheitsbe-
schaffer für ein „weiter so“ werden.

Die Stellschraube Steuerpolitik

Das Grußwort sprach Inka Damerau, die stell-
vertretende Landesvorsitzende der SPD. Sie ging 
darauf ein, wie die Linke in der SPD in die Bundes-
tagswahl gehen sollte. Dabei sei es wichtig, den 
Blick auf die ökonomischen Fragen zu werfen, die 
das Leben der Menschen bestimmten und dabei 
vor allem die harten Interessenskonflikte, die 
auf diesem Feld aufträten zu beachten. Die rot-
rot-grüne Diskussion sah sie als sehr wichtig an. 
Schließlich verwies sie auf die große Bedeutung 
der Verteilungsfrage für nationale und internati-
onale Gerechtigkeit. Hier müssten die Stellschrau-
ben über die Steuerpolitik gestellt werden.

Verteilungsgerechtigkeit ist die Grundlage 
jedweder Gerechtigkeit

Auch die DL-Vorsitzende, Hilde Mattheis, 
verwies in ihrer Einleitung zur inhaltlichen Dis-
kussion auf die Bedeutung, die der Verteilungs-
frage zukomme. Denn Verteilungsgerechtigkeit 
sei die Grundlage jedweder Gerechtigkeit. Hier 
müsse die Partei verlässlich und glaubwürdige 
Antworten. Wenn die SPD wieder Wohlstand für 
alle sowie gleiche Zugangs- und Aufstiegschan-
cen für alle anstrebe, erreiche sie auch wieder 

ihre Wählerinnen und Wähler. Damit könne die 
Distanz, die momentan zwischen der Partei und 
den Wählern bestehe, beendet werden.

Forderungen für die Bundestagswahl 2017

Anschließend wurde in Kleingruppen über 
vier Positionspapiere für 2017 diskutiert. Es ging 
um die Themenkomplexe „Arbeit und Soziales“, 
„Steuern und Investitionen“, „Umwelt, Land-
wirtschaft und Ernährung“ sowie „Europa, Frie-
den und Internationales“.

Die TeilnehmerInnen der Tagung beschlos-
sen das Thema Verteilungsgerechtigkeit wie-
der stärker in den Mittelpunkt der Politik zu 
rücken. Die SPD müsse das Thema ganz oben 
auf ihre Agenda setzen. 

Koalitionsoptionen für 2017

Zum Abschluss der Tagung wurde wie immer 
in einer rot-rot-grünen Runde diskutiert. Dieses 
Mal ging es um Koalitionsoptionen für 2017.

Der PL-Sprecher Matthias Miersch erklärte, 
dass seiner Meinung nach zuerst über Gemein-
samkeiten zwischen den Parteien gesprochen 
werden sollte. SPD, Grüne und Linke müssten 
Projekte suchen, die sie miteinander verbänden. 
In der Außen- und Sicherheitspolitik könne das 
etwa die Stärkung der Vereinten Nationen sein.

Die linke ehemalige Vizepräsidentin der 
Hamburger Bürgerschaft, Kersten Artus, sah 
viele Schnittmengen zwischen den drei Parteien 
– etwa in den Bereichen Gesundheit und Pflege 
oder bei der Arbeitsmarkpolitik. Dem schloss 
sich Anjes Tjarks (der Fraktionsvorsitzende der 
Hamburger Grünen) an. Er sah zwar auch einige 
Herausforderungen – etwa in der Außen- und 
Sicherheitspolitik – erklärte aber, dass SPD, Lin-
ke und Grüne hinsichtlich Bürgerversicherung, 
Arbeitsmarkt und internationaler Gerechtigkeit 
viele Gemeinsamkeiten hätten. Kersten Artus 
erklärte allerdings auch, dass sich die SPD von 
Hartz IV und der Dublin-III-Regelung verabschie-
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den müsse, damit es zu einer progressiven Koali-
tion kommen könne.

Stefan Stache sah die Formulierung von kla-
ren Alternativen als eine Voraussetzung für ein 
rot-rot-grünes Bündnis. Zudem müssten die drei 
Parteien auf Augenhöhe miteinander reden und 

sich nach unten für Debatten mit der Zivilgesell-
schaft öffnen.

Hilde Mattheis zeigte sich zufrieden mit der 
Diskussion und betonte die Bedeutung der tra-
ditionellen rot-rot-grünen Gesprächsrunden auf 
den DL21-Tagungen.	 ó

Positionspapier des ISM zu r2g 
und einer neuen linken Mehrheit: 
Das Unmögliche versuchen

Der Vorstand des Instituts Solidarische Mo-
derne hat im Dezember ein Positionspapier 
herausgegeben, in dem es sowohl um die 
Potenziale und Herausforderungen einer rot-
rot-grünen Koalition als auch um mögliche 
programmatische Eckpfeiler einer linken Re-
gierung geht.

Die AutorInnen des Papiers fordern die drei 
Parteien dazu auf, 2017 einen Lagerwahl-
kampf zu führen. Um progressive Politik zu 
machen, reiche es nicht aus, wenn nur die 
VertreterInnen der Parteien miteinander 
diskutierten. Der Gesprächskreis von SPD, 
Grünen und Linken müsse daher um „zivilge-
sellschaftliche, gewerkschaftliche und außer-
parlamentarische Einzelpersonen, Gruppen 
und Organisationen erweitert werden.“

˘	Das Papier kann auf der Homepage des ISM 
abgerufen werden:   
http://www.solidarische-moderne.de/de/ar-
ticle/482.das-unmoegliche-versuchen.html

Rente – zukunftsfest und solidarisch
Veranstaltungsbericht von der Diskussion der 
Parlamentarischen Linken mit Andrea Nahles 
und Jörg Hofmann

Altersarmut ist kein Naturgesetz - sie zu 
verhindern ist eine Frage politischer Steue-
rung. Deshalb hat die Parlamentarische Linke 
in der SPD-Bundestagsfraktion (PL) bereits im 
Juli 2016 einen Maßnahmenkatalog vorgelegt, 

um das Rentensystem in Deutschland zu-
kunftsfest und solidarisch umzubauen. Auch 
das das Bundesarbeitsministerium hat nun ein 
Konzept zur Reform der Alterssicherung vorge-
stellt. Gemeinsam mit Bundesarbeitsministe-
rin Andrea Nahles und dem Vorsitzenden der 
IG Metall Jörg Hofmann hatte die PL deshalb 
am 29. November 2016 zu einer Diskussion 
über die Zukunft der Alterssicherung in den 
Deutschen Bundestag eingeladen.

In den Mittelpunkt ihrer Ausführungen 
stellte die Bundesarbeitsministerin Überle-
gungen zu einem höheren Steueranteil bei 
der Finanzierung der gesetzlichen Rente. „Wir 
müssen über einen neuen Verteilungskompro-
miss reden“, so Nahles. Lob gab es für das Kon-
zept sowohl von IG-Metall-Chef Hofmann als 
auch von PL-Sprecher Matthias Miersch. „Das 
Konzept von Andrea Nahles ist eine sehr gute 
Grundlage für unsere weitere Arbeit am Wahl-
programm der SPD“, so Miersch. „Die Frage des 
Rentenniveaus ist von hoher Bedeutung für 
unsere Glaubwürdigkeit. Dort sehe ich noch 
Diskussionsbedarf.“ Zentral für die Parlamen-
tarische Linke ist, die gesetzliche Rentenversi-
cherung zu stärken. Betriebsrenten und private 
Vorsorge seien kein Ersatz für eine den Lebens-
standard sichernde gesetzliche Rente, heißt es 
im PL-Papier. Konsens in der Diskussion war die 
Forderung nach einer Solidarrente, die spürbar 
über der Grundsicherung liegt: „Das ist eine 
Frage der Anerkennung von Lebensleistung 
der Menschen, die ihr ganzes Leben lang gear-
beitet haben“, so Matthias Miersch.	
	 [Parlamentarische Linke]
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